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Zusammenfassung 
Die Energie-, Wasser-, Kommunikations- und 
Transportsektoren (kurz: die ortsgebundene mate-
rielle Infrastruktur - OMI) waren in den neunziger 
Jahren weltweit Gegenstand umfangreicher Struk-
turreformen, so auch in vielen Entwicklungs- und 
Schwellenländern. Im Zuge der Liberalisierungs- 
und Privatisierungswelle konnten teilweise erheb-
liche Kapitalmarktmittel mobilisiert und für die 
Sanierung und den Ausbau von Infrastruktur in 
Entwicklungs- und Schwellenländern eingesetzt 
werden. Lateinamerika spielte hierbei eine Vorrei-
terrolle. 
Die anfangs sehr optimistischen Einschätzungen 
der Liberalisierungs- und Privatisierungspotenzia-
le sind inzwischen einer deutlich nüchterneren 
Perspektive gewichen. Dies wird auch in der 
Stromwirtschaft deutlich. Mängel in der Funkti-
onsweise liberalisierter Strommärkte (Zusammen-
bruch der kalifornischen Stromversorgung im 
Januar 2001), zurückgehende private Investitionen 
in den letzten Jahren und – insbesondere in La-
teinamerika – eine wachsende Opposition gegen 
marktorientierte Restrukturierungen haben die 
Reformperspektiven eingetrübt. 
Eine umfassende Restrukturierung, durch die 
wettbewerbsfördernde Marktstrukturen und unab-
hängige Regulierungsinstanzen geschaffen wer-
den sowie privates Kapital mobilisiert wird, kann 
einen wichtigen Beitrag zur wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung leisten. Allerdings stellt 
dieses Konzept hohe Anforderungen an die staat-
lichen Institutionen, die sowohl in der neuen Sek-
torstruktur (Regulierung) als auch in der Gestal-
tung des Übergangs vom alten Modell staatseige-
ner Monopole auf das Wettbewerbsmodell eine 
wichtige Rolle spielen müssen. Diese Vorausset-
zungen sind in vielen Entwicklungs- und Schwel-
lenländern nicht erfüllt, wodurch es zu Effizienz-
verlusten und sozialen Ungerechtigkeiten kom-
men kann. Eine wichtige Voraussetzung für die 
Privatisierungskomponente der Strategie sind 
adäquate makroökonomische, politische und 
rechtliche Rahmenbedingungen zur Akquisition 
von Direktinvestitionen. 
Marktorientierte Reformen zur Erhöhung 
von Effizienz und Versorgungsdichte der 
Infrastrukturleistungen in Entwicklungs- 
und Schwellenländern  
Die OMI-Sektoren sind in den meisten Ent-
wicklungs- und Schwellenländern als vertikal 
integrierte Staatsmonopole organisiert. Vielfach 
befinden sie sich in einer Dauerkrise, die durch 
hohe Ineffizienz und chronische Unterfinanzie-
rung gekennzeichnet ist. Häufig zu beobachtende 
Mängel sind Leistungsunterbrechungen, Unterver-
sorgung, unzureichende Instandhaltung, hohe 
finanzielle Verluste aufgrund zu niedriger Tarife 
sowie die Vernachlässigung von Umweltzielen. 
Bei der Konzipierung marktorientierter Reformen 
muss den ökonomischen Besonderheiten der 
OMI-Sektoren große Aufmerksamkeit geschenkt 
werden, nämlich der Eigenschaft des natürlichen 
Monopols und den hohen spezifischen Investitio-
nen. Diese Besonderheiten führen dazu, dass eine 
reine Marktkoordinierung im Infrastrukturbereich 
zu keiner optimalen Ressourcenallokation führt 
und rechtfertigen staatliche Regulierung mit dem 
Ziel der Effizienzsteigerung. Im alten wettbe-
werbspolitischen Paradigma wurde hieraus abge-
leitet, dass die Infrastruktursektoren als staatliche 
Monopole zu organisieren seien. 
Zur Lösung der Infrastrukturkrise wird das Re-
formkonzept der umfassenden Restrukturierung 
vorgeschlagen, das folgende Komponenten ent-
hält: 
Liberalisierung: Durch vertikale Entflechtung der 
Wertschöpfungskette werden jene Prozesse, die 
wettbewerbsfähig sind, von denen, die natürlichen 
Monopolcharakter haben, getrennt. Bei ersteren 
kann ein „normaler“ Wettbewerb in Märkten, bei 
letzteren ein Wettbewerb um Märkte (Ausschrei-
bungswettbewerb) stattfinden. Ziel der Liberali-
sierung ist die Erhöhung der Effizienz im Infra-
strukturbereich. 
Privatisierung: Diese umfasst den Transfer beste-
hender Anlagen an private Eigentümer sowie die 
Erstellung, die Finanzierung und den Betrieb 
neuer Anlagen durch private Akteure. Ziele der 
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Privatisierung sind sowohl die Erhöhung der in-
ternen Produktionseffizienz als auch die Mobili-
sierung privaten Kapitals. 
Regulierungsreform: Diese umfasst die Schaffung 
unabhängiger Instanzen mit vier Aufgaben: Ges-
taltung und Steuerung der Marktstruktur zur För-
derung des Wettbewerbs in Märkten; Beaufsichti-
gung der natürlichen Monopolbereiche (in Form 
der Preis- und Qualitätsregulierung); Förderung 
des Wettbewerbs um Märkte; soziale Regulierung 
mit dem Ziel, die Versorgung armer und ländli-
cher Haushalte mit Infrastrukturleistungen zu 
verbessern. 
Restrukturierung der Stromwirtschaft: 
Handlungsfelder für den Staat 
Die Stromwirtschaft besteht aus vier vertikal an-
geordneten Stufen: 
— Stromerzeugung - die in Kraftwerken stattfin-
dende Umwandlung von Primär- oder Sekun-
därenergieträgern in elektrischen Strom; 
— Stromübertragung - der Transport des elektri-
schen Stroms mittels eines Hochspannungs-
netzes vom Kraftwerk zu den Verbrauchs-
zentren; 
— Stromverteilung - der Transport des elektri-
schen Stroms mittels eines Niedrigspannungs-
netzes vom Umspannwerk zu den End-
verbrauchern; 
— Stromendverkauf - die Messung des Strom-
verbrauchs und das Inkasso. 
Stromübertragung und Stromverteilung bilden 
natürliche Monopole. Für diese Produktionsstufen 
kommt lediglich der Wettbewerb um Märkte in 
Frage. Auf den Stufen Stromerzeugung und 
Stromendverkauf kann ein Wettbewerb in Märk-
ten geschaffen werden. Hierfür müssen alle vier 
Stufen vertikal entflochten werden. 
Die Umsetzung des Konzeptes der umfassenden 
Restrukturierung stellt hohe Anforderungen an die 
staatlichen Institutionen. Dies betrifft sowohl das 
Management des Übergangs (Koordination der 
Restrukturierungsschritte, Schaffung unabhängi-
ger Regulierungsinstanzen) als auch die Funktio-
nen innerhalb der neuen Sektorstruktur (Marktre-
gulierung, Förderung der Stromversorgung). 
Koordination der Restrukturierungsschritte: 
Im Rahmen der Reformen müssen eng aufeinan-
der abgestimmt drei Schritte koordiniert werden: 
— Etablierung eines wettbewerblichen Ord-
nungsrahmens für die Stromwirtschaft: 
Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen 
für private Investitionen; Festlegung der Rol-
len, Rechte und Pflichten der Akteure im 
Strommarkt; Bestimmung der horizontalen 
und vertikalen Strukturen des Strommarktes. 
— Vorbereitungen für die Einführung des Wett-
bewerbs: Durchführung der vertikalen und 
horizontalen Entflechtung; Vorbereitung der 
Staatsunternehmen auf die Privatisierung 
durch Sanierung, Umstrukturierung, Anpas-
sung der Rechtsform und Bewertung; Bildung 
der Marktinstitutionen (Strombörsengesell-
schaft), des unabhängigen Systembetreibers 
und der Regulierungsinstanzen; Anpassung 
der Strompreise an die Stromkosten. 
— Privatisierung bestehender und neuer Anla-
gen: Privatisierung über Anteilsverkäufe an 
Börsen, Auktionen oder direkte Verhandlun-
gen; Ausschreibung von Erzeugungs- Über-
tragung- und Verteilungskonzessionen; Aus-
nutzung von Mischformen der Privatisierung 
(Managementverträge, Konzessionen, Betrei-
bermodelle). 
Durch die Einhaltung der Reihenfolge der Re-
formschritte können Inkonsistenzen beim Über-
gang auf das neue Wettbewerbsmodell vermieden 
werden. 
Institutionelles Design von Regulierungsinstan-
zen: Die Regulierungsinstanzen sind in ein staat-
liches Institutionengefüge eingebettet. Ein schwa-
ches Justizsystem (mangelnde Unabhängigkeit, 
Leistungsfähigkeit, Fachkompetenz) beeinträch-
tigt die Leistungsfähigkeit der Regulierungsin-
stanzen ebenso wie unzureichende Koordination 
mit der allgemeinen Wettbewerbsaufsicht. Die 
Effektivität und Glaubwürdigkeit der Regulie-
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rungsinstanzen hängen besonders von zwei 
Merkmalen ab: 
— Unabhängigkeit: Die Regulierungsinstanzen 
sollten institutionell (Vermeidung einer zu 
großen Nähe zum Ministerium) und finanziell 
(z.B. Finanzierung über Abgaben der Strom-
unternehmen) autonom sein. 
— Handlungsfähigkeit: Die Regulierungsinstan-
zen sollten über ausreichende finanzielle und 
qualifizierte personelle Ressourcen verfügen 
sowie Sanktionsmöglichkeiten haben (z.B. 
Bußgelder). 
Marktregulierung: Die Marktregulierung um-
fasst drei wichtige Aufgabenbereiche: 
1. Strukturregulierung: Die Marktstruktur ent-
scheidet über das Ausmaß des Wettbewerbs in 
Märkten. Je nach der Reichweite der Liberali-
sierungsschritte können drei Marktstruktur-
modelle identifiziert werden: 
— Alleinabnehmermodell: Die vertikal in-
tegrierten Monopole bleiben erhalten. 
Es findet lediglich ein Wettbewerb um 
neue Erzeugungskapazitäten (Aus-
schreibungswettbewerb) durch die 
kompetitive Vergabe von Betreiberver-
trägen statt. Da keine vertikale Ent-
flechtung erfolgt und der Stromhandel 
nicht liberalisiert wird, ist kein Wett-
bewerb in Märkten möglich. Es beste-
hen keinerlei Anreize, eventuelle Effi-
zienzgewinne in der Stromerzeugung 
an die Verbraucher weiterzugeben. 
— Durchleitungsmodell: Es wird ein freier 
Stromhandel eingeführt. Allerdings 
bleiben parallele vertikal integrierte 
Unternehmen erhalten. Auf diese Weise 
wird ein eingeschränkter Wettbewerb in 
der Stromerzeugung und im Stromend-
verkauf ermöglicht. Es bestehen gewis-
se Anreize, Effizienzgewinne an die 
Verbraucher weiterzugegeben. Der Wett-
bewerb ist eingeschränkt, da der dis-
kriminierungsfreie Stromtransport von 
den vertikal integrierten Unternehmen 
behindert werden kann. 
— Poolmodell: Die Monopole werden 
konsequent vertikal und horizontal ent-
flochten und der Stromtransport wird 
einem unabhängigen Systembetreiber 
überantwortet. Auf diese Weise ist ein 
vollständiger Wettbewerb in der Strom-
erzeugung und im Stromendverkauf 
möglich. Der unabhängige Systembe-
treiber koordiniert die Lastverteilung 
auf Basis der Marktsignale einer zentra-
len Strombörse. Die Anreize, Effi-
zienzgewinne an die Verbraucher wei-
terzugeben, sind hoch. 
2. Preis- und Qualitätsregulierung: Die Preis- 
und Qualitätsregulierung soll verhindern, dass 
die natürlichen Monopole auf der Stromü-
bertragungs- und Stromverteilungsstufe ihre 
Marktmacht missbrauchen. Aufgrund des In-
formationsvorsprungs der regulierten Unter-
nehmen ist eine perfekte Preisregulierung 
nicht möglich. Anreize zur Kostensenkung 
können geschaffen werden, in dem der direk-
te Zusammenhang zwischen Unternehmens-
kosten und reguliertem Tarif in der Preisregel 
aufgehoben wird. 
3. Förderung des Wettbewerbs um Märkte: Es 
werden nur dann wirksame Wettbewerbsef-
fekte erzielt, wenn die Konzessionen in einem 
transparenten und kompetitiven Verfahren 
vergeben werden: 
— Auktionen vermitteln starke Wettbe-
werbseffekte, sind jedoch mit relativ 
hohen Transaktionskosten verbunden. 
— Direkte Verhandlungen sind flexibler, 
erzeugen allerdings lediglich einen ge-
ringen Wettbewerbsdruck. 
Förderung der Stromversorgung armer Haus-
halte und ländlicher Regionen: Der Zugang zu 
Elektrizität erhöht nicht nur die Lebensqualität, 
sondern auch die wirtschaftlichen und sozialen 
Handlungsmöglichkeiten und stellt damit einen 
Beitrag zur Chancengleichheit dar. In vielen Ge-
sellschaften gilt die Elektrizitätsversorgung als 
Basisleistung zur sozialen Integration. Aufgrund 
geringer Bevölkerungsdichte und des niedrigen 
Durchschnittsverbrauchs ist die Versorgung des 
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ländlichen Raums besonders teuer. Daher muss 
die Stromversorgung der städtischen Armen und 
der ländlichen Regionen in der Regel durch Sub-
ventionen gefördert werden. 
Zu diesem Zweck sollten transparente und zielge-
naue Subventionsmechanismen etabliert werden, 
die mit einer liberalisierten und privatisierten Sek-
torstruktur vereinbar sind. Teilweise sind gute 
Erfahrungen mit über Quersubventionen finan-
zierten Sozialtarifen (sog. lifeline tariffs) gemacht 
worden, bei denen der Stromkonsum bis zu einer 
niedrigen Schwelle subventioniert wird. Ein wei-
terer Ansatz, der insbesondere im Rahmen der 
ländlichen Elektrifizierung vielversprechend ist, 
ist die ergebnisorientierte Förderung (output-
based aid). Die öffentlichen Subventionsmittel 
werden an klar definierte Ergebniskriterien (z.B. 
Ausbau und Betrieb der Versorgung in Region X 
unter Maßgabe eines Tarifs in Höhe von Y) ge-
koppelt und schließen die Lücke zwischen ein-
zelwirtschaftlich rentablem und gesellschaftlich 
erwünschtem Versorgungsniveau. 
Erfahrungen mit der Restrukturierung der 
Stromwirtschaft in Lateinamerika 
In der Tendenz hat die Restrukturierung in La-
teinamerika einen positiven Einfluss auf die Pro-
duktionseffizienz der Stromwirtschaft sowie auf 
die Rehabilitierung und Erweiterung der Sektor-
infrastruktur. In einigen Fällen sanken dank der 
Sektorreformen die Großhandelspreise für Elekt-
rizität deutlich. Allerdings haben die privaten 
Haushalte in der Regel hiervon weniger profitiert 
als die Großkunden. Die Förderung der Stromver-
sorgung armer und ländlicher Haushalte wurde im 
Rahmen der Reformen häufig vernachlässigt. 
Die lateinamerikanischen Erfahrungen zeigen 
auch, dass das Konzept der umfassenden Restruk-
turierung die staatlichen Institutionen häufig über-
fordert. So können durch Schwächen bei der Imp-
lementierung und mangelnde ownership wichtiger 
Akteure an den Reformen inkonsistente Sektor-
strukturen entstehen. Die Vernachlässigung von 
wettbewerbsfördernden Marktstrukturen und inef-
fektive Preisregulierungen verhindern, dass Effi-
zienzgewinne an die Verbraucher weitergegeben 
werden und verursachen unnötige Kosten. 
Koordination der Restrukturierungsschritte: 
Wichtig ist, dass sich die Hauptakteure und stake-
holders mit der Reform identifizieren. Hierzu ist 
u.a. die Abstimmung der Reformen zwischen der 
zentralstaatlichen und der Regionalebene notwen-
dig. Probleme auf diesem Gebiet zeigen sich bei-
spielhaft in Brasilien und Kolumbien. Hier wur-
den wichtige Restrukturierungsschritte auf regio-
naler Ebene blockiert, um Besitzstände zu wahren. 
Dies gefährdete den Reformprozess als Ganzen. 
Im Fall Argentiniens lief der Restrukturierungs-
prozess hingegen relativ koordiniert ab. Dazu 
beigetragen haben der hohe Reformwille der Bun-
desregierung, welche die Restrukturierung als Teil 
eines Gesamtpaketes zur Strukturanpassung der 
argentinischen Wirtschaft durchführte und die 
Tatsache, dass die Kontrolle über weite Teile des 
Stromnetzes in der Hand des Zentralstaats lag. 
Institutionelles Design von Regulierungsinstan-
zen: Die an der Regulierung der Stromwirtschaft 
beteiligten Instanzen sind in ein staatliches Institu-
tionengefüge eingebettet, das Einfluss auf die 
Effektivität und Reputation der Regulierung hat. 
Im Allgemeinen weist dieses staatliche Institutio-
nengefüge in den lateinamerikanischen Staaten 
Defizite auf. Dies betrifft insbesondere die Durch-
setzbarkeit von Verfügungsrechten, die Unabhän-
gigkeit und Leistungsfähigkeit der Justiz sowie 
die Wettbewerbsaufsicht. Darüber hinaus zeigen 
die chilenischen Erfahrungen, dass eine zu große 
Nähe zum Ministerium und fehlende Handlungs-
kompetenzen die Effektivität der Regulierung 
behindern. Vor allem in einigen kleinen und ar-
men Ländern der Region ist die Handlungsfähig-
keit von Regulierungsinstanzen außerdem durch 
das Fehlen kompetenter Fachkräfte eingeschränkt. 
Marktregulierung: Die Erfahrungen zeigen, dass 
der isolierte Ausbau von Erzeugungskapazitäten 
mittels des Alleinabnehmermodells, ohne die 
Rahmenbedingungen zu verändern, in der Regel 
über hohe Strompreise teuer bezahlt werden muss. 
Dies spricht dafür, durch die Etablierung des 
Poolmodells mehr Wettbewerb in Märkten zu 
schaffen. Damit der Wettbewerb effektiv wird, ist 
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es allerdings nötig, den Sektor vollständig hori-
zontal und vertikal zu entflechten und die Unab-
hängigkeit des Systembetreibers zu gewährleisten. 
Wenn diese Punkte vernachlässigt werden, kommt 
es zu Wettbewerbsbehinderungen. Dies zeigt ein 
Vergleich der Erfahrungen Chiles und Argenti-
niens. Die kleinen Märkte Zentralamerikas stellen 
ein besonderes Problem dar, da hier die Entste-
hung von Marktmacht kaum zu verhindern ist. 
Der Nutzen einer vertikalen Entflechtung ist dort 
fraglich. 
In Bezug auf die Preisregulierung ist es den Regu-
lierungsinstanzen in der Praxis bisher nicht in 
ausreichendem Maße gelungen, dass die Effi-
zienzgewinne, die in der Erzeugung, Verteilung 
und Übertragung entstehen, an die privaten Haus-
halte weitergegeben werden. 
Förderung der Stromversorgung armer Haus-
halte und ländlicher Regionen: Die soziale Di-
mension der Regulierung ist bei den Strukturre-
formen in Lateinamerika vielfach vernachlässigt 
worden. Künftig muss dem Problem der illegalen 
Stromanschlüsse in städtischen Armensiedlungen 
eine größere Aufmerksamkeit geschenkt werden, 
da es im Rahmen von Privatisierungen sonst zu 
massiven Konflikten kommen kann. 
In Chile sind positive Erfahrungen mit einem 
Subventionsmodell für ländliche Elektrifizierung 
gemacht worden, das sich eines Wettbewerbsver-
fahrens für die Zuteilung der staatlichen Mittel 
bedient. Durch ein standardisiertes Bewertungs-
verfahren wird sichergestellt, dass lediglich Pro-
jekte gefördert werden, die ein positives gesell-
schaftliches Kosten-Nutzen-Verhältnis aufweisen. 
An den Investitionskosten beteiligen sich stets der 
private Betreiber, der Staat und die Verbraucher. 
Empfehlungen an die deutsche EZ 
Damit EZ im Stromsektor erfolgreich sein kann, 
muss sie einem systemischen Ansatz folgen, wel-
cher der Komplexität der Reformen Rechnung 
trägt. Entscheidend ist es, ein kohärentes Sektor-
konzept zu erarbeiten. Dies ist nötig, um Einfluss 
auf die Reformstrategien der multilateralen Ge-
berorganisationen zu gewinnen und um die bilate-
rale EZ adäquat zu steuern. Darüber hinaus sollten 
TZ- und FZ-Maßnahmen zu einem integrierten 
Maßnahmenpaket vereint und in einen konstanten 
Sektordialog eingebettet werden. Schließlich ist 
eine weitere Verbesserung der Geberkoordinie-
rung anzustreben. Dies ist aufgrund der großen 
Finanzvolumina und der Notwendigkeit eines 
kohärenten Auftretens der Geber zur Unterstüt-
zung politischer Reformen im Partnerland eine 
wichtige Voraussetzung für den Reformerfolg. 
EZ sollte prioritär an den Engpassfaktoren für 
erfolgreiche Sektorreformen ansetzen und in den 
folgenden fünf Handlungsfeldern aktiv sein: 
Vermittlung von best practices und angepassten 
Reformstrategien: Die Unterstützung der Part-
nerregierungen bei der Ausarbeitung landesspezi-
fischer Reformstrategien ist eine wichtige Aufga-
be. Während die Zielstruktur der Reformen weit-
gehend unstrittig ist (Wettbewerb auf der Erzeu-
gungs- und Verteilungsstufe, Privatisierung, un-
abhängige Regulierung), ist es häufig ungeklärt, 
wie ein an die makroökonomischen, rechtlichen 
und politischen Bedingungen des Landes ange-
passter Reformprozess aussehen soll. In diesem 
Zusammenhang sollte die Zusammenarbeit der 
deutschen EZ mit der Public-Private Infrastructu-
re Advisory Facility (PPIAF) verbessert werden. 
Diese auch von Deutschland unterstützte multila-
terale Fazilität finanziert Sektorberatungsvorha-
ben im Infrastrukturbereich und verfügt über ein 
Netzwerk von Spezialisten mit Erfahrungen in 
Entwicklungs- und Schwellenländern. Mit dem 
Sektorvorhaben „PPP im Infrastrukturbereich“, 
das von der GTZ durchgeführt wird, ist ein wich-
tiger Schritt zum Ausbau der Beratungskompetenz 
der deutschen EZ auf diesem Gebiet getan wor-
den. 
Bereitstellung angepasster Finanzierungsin-
strumente: Es sollte stets geprüft werden, ob 
Maßnahmen in der Stromwirtschaft als PPP 
durchgeführt werden können. Allerdings muss 
sichergestellt werden, dass die Rahmenbedingun-
gen für ein privates Engagement gegeben sind. 
Darüber hinaus sollte eine weitere Flexibilisierung 
des Instrumentariums angestrebt werden. Bei-
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spielsweise fehlt der deutschen FZ ein Garantiein-
strument, mit dem das Länderrisiko abgefedert 
und so direkt privates Kapital mobilisiert werden 
kann. 
Capacity building: Eine weitere Aufgabe für die 
EZ ist die Stärkung der Regulierungskompetenz. 
Es ist wichtig, dass diese Maßnahmen gut mit den 
restlichen Reformschritten koordiniert und recht-
zeitig begonnen werden. Auf dem Gebiet des ca-
pacity building für Regulierungsinstanzen sollten 
enge Kooperationsstrukturen mit anderen Gebern 
eingegangen werden, da die deutsche EZ aufgrund 
der geringen Erfahrungen im eigenen Land mit 
der Regulierung liberalisierter Strommärkte hier 
lediglich geringe spezifische Kompetenzen aufge-
baut hat. 
Förderung der Stromversorgung armer und 
ländlicher Haushalte: Die Bedürfnisse der städ-
tischen Armen und der ländlichen Bevölkerung 
müssen frühzeitig bei der Konzeption der Reform-
strategie berücksichtigt werden. Auf die entspre-
chenden Strukturmerkmale (Mandat der Regulie-
rungsinstanz für die Definition von Sozialtarifen, 
Anschlussverpflichtungen in Konzessionsverträ-
gen, Vorhandensein einer ländlichen Elektrifizie-
rungsstrategie) ist zu achten. Außerdem sollte die 
Beteiligung an der Konzipierung und Finanzie-
rung ländlicher Elektrifizierungsfonds erwogen 
werden. Es ist wichtig, dass diese nach dem Mus-
ter einer ergebnisorientierten Subventionierung 
arbeiten und sich wettbewerblicher und transpa-
renter Vergabeverfahren bedienen. 
Integration von Klimaschutzinstrumenten in 
Stromsektorreformen: Es ist wichtig, Lösungs-
strategien für die Verknüpfung von Klimaschutz 
mit marktorientierten Reformen anzubieten und 
das Thema Klimaschutz in der Sektorreformagen-
da der Partnerländer zu verankern. Die Partnerre-
gierungen sollten in einem konstanten Politikdia-
log für das Thema sensibilisiert werden. Dies ist 
keine leichte Aufgabe, da kurzfristig aufgrund der 
höheren einzelwirtschaftlichen Kosten der Stro-
merzeugung mit regenerativen Energien ein Ziel-
konflikt zwischen Investitionen in Klimaschutz 
und Investitionen in konventionelle Stromerzeu-
gung besteht. Da die Bundesregierung dem The-
ma im eigenen Land einen hohen Stellenwert ein-
räumt, hat sie jedoch eine relativ gute Verhand-
lungsposition. Indem die Finanzierungsmecha-
nismen aus dem Kyoto-Protokoll (Clean Deve-
lopment Mechanism) mit der bilateralen EZ ver-
knüpft werden, kann es gelingen, zusätzliche Mit-
tel für Klimaschutz zu mobilisieren. Durch die 
Förderung der Stromversorgung dünn besiedelter 
Gebiete mit netzungebundenen Stromsystemen 
auf Basis regenerativer Energien kann die soziale 
und wirtschaftliche Entwicklung auf eine umwelt-
verträgliche Weise unterstützt werden. 
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1 Einleitung 
Die Energie-, Wasser-, Kommunikations- und 
Transportsektoren (kurz: die ortsgebundene mate-
rielle Infrastruktur - OMI)1 waren in den neunzi-
ger Jahren weltweit das Ziel umfangreicher Struk-
turreformen. Eine „Liberalisierungs- und Privati-
sierungswelle“ nahm ihren Lauf um den Globus 
und erreichte auch zahlreiche Entwicklungs- und 
Schwellenländer. So wurden zwischen 1990 und 
1999 579,3 Milliarden US-Dollar in Infrastruktur-
projekte mit privater Beteiligung in Entwicklungs- 
und Schwellenländern investiert. Der größte An-
teil entfiel hierbei mit 285,6 Milliarden US-Dollar 
auf Lateinamerika.2 Dank der Öffnung der OMI-
Sektoren für ausländische Privatinvestoren konn-
ten erhebliche Kapitalmarktmittel mobilisiert und 
für die Sanierung und den Ausbau von Infra-
struktur in Entwicklungs- und Schwellenländern 
eingesetzt werden. 
Dieser von den großen multi- und bilateralen Ge-
bern mitgetragene Liberalisierungs- und Privati-
sierungsprozess im Bereich der OMI hat sich in 
jüngster Zeit verlangsamt. Dies lässt sich in nicht 
unerheblichem Maße auf die in Folge der Asien-
krise (1997) ungünstigeren Investitionsbedingun-
gen in vielen Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern zurückführen.3 Ein weiterer Grund für die 
jüngste Entwicklung ist jedoch auch im vermehr-
ten politischen Widerstand gegen die Liberalisie-
rungs- und Privatisierungsstrategie zu sehen. Be-
sonders groß sind die Bedenken im Bereich der 
Trinkwasserversorgung.4 Jedoch auch in anderen 
                                                     
1 Die hier vorgenommene Abgrenzung ist für die Zwecke 
dieser Arbeit sinnvoll, da die aufgeführten Infrastruktur-
sektoren ähnliche ökonomische Eigenschaften aufwei-
sen. Siehe 2.2.1. Eine andere übliche Abgrenzung von 
Infrastrukturleistungen in der Entwicklungszusammen-
arbeit ist folgende: Wirtschaftliche Infrastruktur: Ener-
giewirtschaft, Transport, Telekommunikation. Soziale 
Infrastruktur: Bildungswesen, Gesundheitsversorgung, 
Wasserversorgung, Abfallentsorgung. Vgl. z.B. Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (1999), S. 9. 
2 Vgl. World Bank (2001), S. 152. 
3 Vgl. Izaguirre / Rao (2000), S. 5f. 
4 Kritisiert wird, dass die üblicherweise angestrebte An-
hebung der Tarife auf ein kostendeckendes Niveau arme 
OMI-Bereichen, so z.B. im Elektrizitätssektor, 
gibt es teilweise erhebliche Widerstände gegen 
Liberalisierungs- und Privatisierungsbestrebun-
gen. Dies zeigt sich u.a. darin, dass Reformvorha-
ben nicht die nötige Unterstützung in der Legisla-
tive finden (z.B. scheiterte in diesem Jahr ein Ge-
setzesentwurf zur Stromsektorreform in Mexiko) 
oder bereits beschlossene Privatisierungen auf-
grund massiven Gegendrucks nicht umgesetzt 
werden können (z.B. in diesem Jahr in Peru im 
Bereich der Stromverteilung). Der vielbeachtete 
Kollaps des kalifornischen Elektrizitätsmarkts im 
Januar 2001 hat dazu beigetragen, die Position der 
Liberalisierungs- und Privatisierungsgegner zu 
stärken und hat Zweifel an der Vorteilhaftigkeit 
von marktorientierten Reformen aufkommen las-
sen. 
Die vorliegende Arbeit ist als Orientierungshilfe 
für die Positionierung der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit im kontrovers diskutierten 
Bereich der Stromsektorreform gedacht. Folgende 
Fragen sollen beantwortet werden: Ist die Unter-
stützung marktorientierter Reformen im Strom-
sektor aus entwicklungspolitischer Sicht zu befür-
worten? Auf welche Elemente muss beim Design 
einer neuen Sektorstruktur besonders geachtet wer-
den und welche Schritte sind im Reformprozess zu 
bewältigen? Welche Anforderungen ergeben sich 
hieraus für die staatlichen Institutionen in Ent-
wicklungsländern? Und schließlich: Worauf sollte 
sich die deutsche Entwicklungszusammenarbeit in 
diesem Politikbereich konzentrieren und mit wel-
chen Instrumenten kann sie Sektorreformen im 
Elektrizitätsbereich positiv beeinflussen? 
Die Arbeit baut sich wie folgt auf: Kapitel 2 lie-
fert eine Einführung in die Situation der OMI-
Sektoren in Entwicklungsländern, erläutert die 
den marktorientierten Reformen innewohnende 
Logik und dient als Vorbereitung für die Analyse 
der Stromwirtschaft in Kapitel 3. Es wird sowohl 
auf die ökonomischen Besonderheiten der Infra-
struktursektoren eingegangen als auch das Re-
                                                                                  
Nutzergruppen von der Versorgung mit dem lebensnot-
wendigen Trinkwasser ausschließt und somit entwick-
lungspolitisch kontraproduktiv ist. Vgl. Grusky (2001). 
 formkonzept der umfassenden Restrukturierung 
eingeführt. 
In Kapitel 3 werden die technisch-ökonomischen 
Eigenschaften der Stromwirtschaft dargestellt und 
ihre Besonderheiten herausgearbeitet. Anschlie-
ßend werden die im Zuge von Sektorreformen 
sich auftuenden Handlungsfelder für den Staat 
abgeleitet. Es wird verdeutlicht, dass eine sinn-
volle Liberalisierung und Privatisierung des 
Stromsektors leistungsfähiger staatlicher Institu-
tionen bedarf. Die Stromwirtschaft ist gut geeig-
net, um das Politikfeld der Sektorreform im Infra-
strukturbereich zu untersuchen: Es besteht ein 
enger Zusammenhang zwischen der Stromversor-
gung und der Wirtschaftsentwicklung eines Lan-
des ebenso wie zwischen der Verfügbarkeit von 
Strom und der Lebensqualität.5 Dies macht die 
Stromversorgung zu einem wichtigen Entwick-
lungsfaktor eines Landes. Darüber hinaus stellt 
die Stromwirtschaft, was die technologischen In-
novationen und das Investitionsvolumen mit priva-
ter Beteiligung in Entwicklungs- und Schwellen-
ländern betrifft, nach dem Telekommunika-
tionssektor den dynamischsten OMI-Bereich dar.6 
In Kapitel 4 wird zunächst kurz der Stand der 
Restrukturierung der Stromwirtschaft in Latein-
amerika geschildert. Anschließend wird anhand 
exemplarischer Erfahrungen analysiert, wie sich 
die Liberalisierungs- und Privatisierungsstrategie 
in den Ländern Lateinamerikas bewährt. Zu die-
sem Zweck werden die in Kapitel 3 herausge-
arbeiteten Handlungsfelder des Staates näher be-
trachtet und auf Erfolge und Misserfolge hin ge-
prüft. Lateinamerika ist besonders für die Aus-
wertung der praktischen Erfahrungen auf diesem 
Gebiet geeignet, da verschiedene Länder der Re-
gion bereits früh eine marktorientierte Restruktu-
rierung ihrer Stromwirtschaften durchgeführt ha-
ben (Chile, Argentinien). Inzwischen haben bei-
nahe sämtliche lateinamerikanischen Länder Re-
formen ihrer Stromwirtschaften durchgeführt bzw. 
eingeleitet. Allerdings zeigen die Energiekrisen in 
Chile (1998/99) und Brasilien (2001/02), dass die 
                                                     
5 Vgl. Weltbank (1994), S. 20-27. 
6 Siehe Tabelle 1. 
neuen wettbewerbsorientierten Organisations- und 
Steuerungsmodelle in der Praxis nicht von Prob-
lemen verschont bleiben. 
In Kapitel 5 werden die Ergebnisse der vorange-
gangenen Kapitel systematisch zusammengetra-
gen und Lehren daraus gezogen. 
In Kapitel 6 werden Empfehlungen an die deut-
sche Entwicklungszusammenarbeit (EZ) formu-
liert. Hauptaufgabe der EZ ist es, die Partnerlän-
der während der Restrukturierung technisch und 
finanziell zu unterstützen, um zu vermeiden, dass 
Koordinierungsverluste und inkonsistente Sektor-
strukturen entstehen und um zu fördern, dass Effi-
zienzgewinne sich in sozialer Entwicklung mate-
rialisieren sowie ökologische Ziele ein größeres 
Gewicht erhalten. Es werden Empfehlungen für 
fünf wichtige Handlungsfelder gegeben: Vermitt-
lung von best practices und Reformstrategien, 
Bereitstellung angepasster Finanzierungsinstru-
mente, capacity building, Förderung der Stromver-
sorgung armer Haushalte und ländlicher Regionen 
sowie Integration von Klimaschutzinstrumenten in 
Stromsektorreformen.  
2 Marktorientierte Reformen zur Erhö-
hung von Effizienz und Versorgungs-
dichte der Infrastrukturleistungen in 
Entwicklungs- und Schwellenländern 
Die anhaltenden Mängel in der performance der 
Infrastruktursektoren vieler Entwicklungs- und 
Schwellenländer und der hohe Finanzierungs-
bedarf machen strukturelle Reformen nötig, um 
die Krise der OMI-Sektoren zu überwinden. Die 
Infrastruktursektoren sind bzw. waren in den 
Entwicklungs- und Schwellenländer bis in die 
jüngste Vergangenheit durch staatliche Monopole 
charakterisiert. Eine Strukturreform, bestehend 
aus der kombinierten Liberalisierung, Privatisie-
rung und Regulierungsreform birgt das Potential, 
zur Überwindung der Infrastrukturkrise beizutra-
gen. Die in den vergangenen Jahren weltweit zu 
beobachtende Privatisierungs- und Liberalisie-
rungswelle im OMI-Bereich ist vor diesem Hin-
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tergrund zu bewerten. In der vorliegenden Arbeit 
wird allein auf die Reformen in Entwicklungs- 
und Schwellenländern eingegangen.7 
Im folgenden Kapitel wird die Krise der Infra-
struktursektoren in Entwicklungs- und Schwellen-
ländern kurz dargestellt (2.1). Daran anschließend 
wird auf die ökonomischen Hintergründe des alten 
Strukturmodells der staatlichen Monopolunter-
nehmen eingegangen sowie das Reformmodell der 
umfassenden Restrukturierung erläutert (2.2). 
2.1 Die Mängel der Infrastruktursektoren 
in Entwicklungs- und Schwellen-
ländern 
Im Allgemeinen sind die Infrastruktursektoren in 
Entwicklungs- und Schwellenländern ineffizient,  
 
 
                                                     
7 Zur Entwicklung in den OECD-Ländern vgl. Nestor / 
Mahboobi (1999). 
chronisch unterfinanziert und weisen eine geringe 
Versorgungsdichte auf. Zu den am häufigsten be-
obachteten Problemen in der performance zählen:8 
— Betriebliche Mängel (z.B. Stromverluste, 
Wasserverluste, Übertragungsmängel, etc.); 
— unzureichende Instandhaltung; 
— Tarife, die unter den Kosten der Bereitstel-
lung liegen; 
— Defizite, die den Staatshaushalt schwer be-
lasten;9 
— Unterversorgung der armen städtischen Be-
völkerung und der Landbevölkerung; 
— Vernachlässigung von Umweltzielen. 
Im Zusammenspiel mit der rasch steigenden 
Nachfrage nach Infrastrukturleistungen erzeugen 
                                                     
8 Vgl. Weltbank (1994), S. 36-42. 
9 Eine Ausnahme stellt in vielen Ländern der staatliche 
Telekommunikationssektor dar, in dem häufig Gewinne 
erzielt werden. 
Kasten 1: Die Stromwirtschaft als „Bremse“ der wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Entwicklung – das Bei-
spiel Indien 
Die durch vertikal integrierte Staatsmonopole (State Electricity Boards – SEB) gekennzeichnete indische Strom-
wirtschaft weist seit Jahrzehnten ein qualitativ wie quantitativ völlig unzureichendes Elektrizitätsangebot auf. Die 
nicht gedeckte Nachfrage wird auf 10% bis 15% des Stromverbrauchs geschätzt. Trotz massiver Investitionen des 
Staates konnte diese Angebotslücke nicht beseitigt werden. Der Bedarf an zusätzlich installierter Erzeugungsleis-
tung beträgt laut Schätzungen in den kommenden 10 bis 15 Jahren 80.000 bis 100.000 MW, zuzüglich der nötigen 
Übertragungs- und Verteilungsinfrastruktur. Die Unterdeckung der Elektrizitätsnachfrage wirkt wachstumshem-
mend und führt dazu, dass viele Großunternehmen auf die teurere Eigenerzeugung von Strom angewiesen sind. 
Die tieferen Ursachen für die dauerhafte Krise der indischen Stromwirtschaft liegen in den strukturellen Defiziten des 
Sektors, von denen an dieser Stelle drei hervorgehoben werden sollen: Erstens decken die Stromtarife im Durchschnitt 
nur 70% bis 80% der einzelwirtschaftlichen Kosten (staatliche Subventionen kompensieren die dadurch entstehenden 
Verluste nur teilweise). Zweitens betragen die Übertragungs- und Verteilungsverluste 30% bis 40% der erzeugten e-
lektrischen Energie (hierbei handelt es sich größtenteils um nicht-technische Verluste, d.h. Stromdiebstahl). Drittens 
zeichnen sich die SEB durch einen großen Personalüberhang aus. Im Ergebnis führt dies zu finanziellen Verlusten der 
Stromwirtschaft in einer Größenordnung von 1,5% des indischen BIP. Diese Situation belastet den indischen Staats-
haushalt außerordentlich und entzieht der Gesellschaft wertvolle Ressourcen, die in anderen Bereichen hohe wirt-
schaftliche und soziale Erträge abwerfen könnten. 
Darüber hinaus verursacht die indische Stromerzeugung erhebliche Umweltschäden. Ca. 65% der verbrauchten 
Elektrizität wird in Kohlekraftwerken erzeugt, die überwiegend mit nationaler Steinkohle befeuert werden. In In-
dien werden für die wenigsten hierbei anfallenden Schadstoffe überhaupt Grenzwerte festgelegt. Außerdem werden 
aufgrund der veralteten Technologien, die zur Stromerzeugung eingesetzt werden, 15% bis 20% mehr Kohle ver-
feuert, als dies bei Anwendung moderner Verfahren mit hoher Wärmeeffizienz nötig wäre. Indien ist weltweit der 
sechstgrößte Emittent von Treibhausgasen  
Quelle:  KfW (Stand April 2002) 
 diese Mängel einen erheblichen Handlungsbedarf. 
Der Kasten 1 illustriert am Bespiel der indischen 
Stromwirtschaft die für viele Entwicklungs- und 
Schwellenländer typischen Probleme im OMI-
Sektor und ihre Folgen für die Entwicklung. 
Verstärkt wird der Handlungsbedarf durch die 
makroökonomischen Zwänge, denen die meisten 
Entwicklungs- und Schwellenländer unterliegen. 
Zu betonen ist die angespannte Haushaltslage, die 
durch die defizitären OMI-Sektoren weiter ver-
schärft wird. Um die steigende Nachfrage nach 
Infrastrukturleistungen zu befriedigen, sind er-
hebliche Neuinvestitionen erforderlich. Der staat-
lichen Finanzierung dieser Investitionen sind in 
vielen Ländern aufgrund der knappen Haushalts-
mittel und der hohen Staatsverschuldung enge 
Grenzen gesetzt. Privat finanzierte Direktinves-
titionen in zusätzliche OMI sind daher sehr will-
kommen. Diese Direktinvestitionen entlasten den 
Staatshaushalt langfristig. Eine kurzfristige Ent-
lastung des Staatshaushalts kann durch die Priva-
tisierungserlöse aus dem Verkauf bestehender 
staatlicher Infrastrukturanlagen erzielt werden.10 
Die in vielen Entwicklungs- und Schwellenländern 
bereits vollzogene außenwirtschaftliche Öffnung 
erleichtert prinzipiell die Akquisition von ausländi-
schen Direktinvestitionen im OMI-Bereich. 
2.2 Marktorientierte Reformen 
Die jüngeren Reformen in den Entwicklungs- und 
Schwellenländern auf dem Gebiet der OMI haben 
zu einem äußerst dynamischen Verlauf der Infra-
strukturinvestitionen mit privater Beteiligung 
geführt (siehe Tabelle 1).11 Zwischen 1990 und 
1997 hat sich das jährliche Investitionsvolumen 
                                                     
10 Den positiven Wirkungen auf den Staatshaushalt (Ver-
kaufserlöse, Einsparung der laufenden Infrastruktur-
ausgaben) müssen allerdings die negativen Wirkungen 
(Ausfall der laufenden Infrastruktureinnahmen) gegen-
über gestellt werden. Da die staatlichen OMI-Sektoren 
in Entwicklungs- und Schwellenländern jedoch häufig 
finanzielle Verluste erzielen, ist die Wirkung in der 
Regel positiv. 
11 Vgl. hierzu Izaguirre / Rao (2000) sowie World Bank 
(2001), S. 151f. 
beinahe verachtfacht. Der Einbruch nach 1997 ist 
auf die seit der Asienkrise kritischere Einschät-
zung der Investoren bezüglich eines langfristigen 
Engagements in Entwicklungs- und Schwellen-
ländern, auf die abgekühlte Weltkonjunktur sowie 
auf eine zunehmende Privatisierungsskepsis zu-
rückzuführen.12 Die Regionen Lateinamerika 
und die Karibik sowie Ostasien und Pazifik 
weisen den größten Anteil an Infrastrukturinves-
titionen mit privater Beteiligung unter den Ent-
wicklungs- und Schwellenländern auf. 
Die Liberalisierungs- und Privatisierungswelle ist 
mit einem wettbewerbspolitischen Paradigmen-
wechsel im Infrastrukturbereich verbunden. Die 
ökonomischen Hintergründe dieses Paradigmen-
wechsels und der potentielle Beitrag marktorien-
tierter Strukturreformen zur Lösung der Probleme 
im OMI-Bereich werden im den beiden folgenden 
Abschnitten 2.2.1 und 2.2.2 dargestellt. 
2.2.1 Ökonomische Besonderheiten der 
Infrastruktursektoren und das alte 
wettbewerbspolitische Paradigma 
Die OMI bildet aufgrund bestimmter ökonomi-
scher Besonderheiten13 einen wettbewerbspoliti-
schen Ausnahmebereich, für den angemessene 
Instrumente gefunden werden müssen. Das alte 
Modell (altes OMI-Paradigma) und das neue Mo-
dell (neues OMI-Paradigma), für dessen Etablie-
rung eine umfassende Restrukturierung (siehe 
2.2.2) nötig ist, stellen zwei unterschiedliche Lö-
sungen für diese Besonderheiten dar. In der wett-
bewerbspolitischen Diskussion um die Organisa-
tion der OMI-Sektoren hat sich die Ansicht 
durchgesetzt, dass das neue Paradigma mit Blick 
auf das Ziel ökonomischer Effizienz14 dem alten 
                                                     
12 Vgl. u.a. Izaguirre / Rao (2000), S. 5f. Siehe auch 
Kapitel 1. 
13  Natürliches Monopol und spezifische Investitionen. 
Siehe unten. 
14 Die ökonomische Effizienz umfasst drei Konzepte: Man 
unterscheidet die interne Produktionseffizienz, die Allo-
kationseffizienz und die dynamische Effizienz. Für eine 
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Paradigma überlegen ist. Bisher liegen allerdings 
erst wenig empirische Erfahrungen mit dem neuen 
OMI-Paradigma aus Entwicklungs- und Schwel-
lenländern vor 
Ökonomische Besonderheiten 
Die OMI ist durch Marktversagen gekennzeich-
net.15 Liegt ein Marktversagen vor, so wird das 
Ziel ökonomischer Effizienz16 über eine reine 
Marktallokation nicht erreicht. Staatliche Regulie-
rung17 kann in diesem Fall die Effizienz erhöhen. 
                                                                                  
kurze und präzise Beschreibung der drei Konzepte vgl. 
Brücker / Hillebrand (1996), S. 33f. 
15 Zur Theorie des Marktversagens vgl. etwa Blankart 
(1994), Kapitel 4. 
16 Genauer: der Allokationseffizienz. 
17 Der Begriff Regulierung wird in dieser Arbeit weit ge-
fasst. Regulierung kann als die Gesamtheit aller Maß-
nahmen seitens staatlicher Akteure zur zielgerichteten 
Die beiden wichtigsten Gründe für Marktversagen 
im Bereich der OMI sind: 
— die Eigenschaft des natürlichen Monopols18 
und 
— hohe spezifische Investitionen.19 
Die Eigenschaft des natürlichen Monopols ist in 
Größen- und / oder Verbundvorteilen in der Pro-
duktion begründet.20 Diese Besonderheit bewirkt, 
dass ein einziges Unternehmen diejenige Produk-
tionsmenge, welche die gesamte Nachfrage deckt, 
                                                                                  
Steuerung von Marktprozessen aufgefasst werden. Vgl. 
Böllhoff (2002), Fn. 2. 
18 Eine technische Besprechung des natürlichen Monopols 
liefert Braeutigam (1989). Zum natürlichen Monopol in 
der Stromwirtschaft siehe Kasten 2. 
19 Zum Begriff der spezifischen Investitionen vgl. Richter / 
Furubotn (1996), S. 143. Zur Problematik der spezifi-
schen Investitionen in der Stromwirtschaft siehe Kasten 3. 
20 Vgl. Braeutigam (1989), S. 1292-98. 
Tabelle 1: Investitionen in Infrastrukturprojekte in Entwicklungs- und Schwellenländern mit privater Be-
teiligung nach Sektor und Region, 1990-99 (Angaben in Mrd. US-Dollar 1999) 
 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 Total 
Sektor            
Telekommunikation  6,7  13,3  8,1  11,0  19,6  24,0  29,9  42,8  54,3  39,2  249,0 
Energie  1,6  1,2  12,1  14,6  17,0  24,1  33,7  47,9  25,7  14,9  192,8 
Transport  8,0  3,1  4,2  7,7  8,2  10,1  16,5  22,4  17,6  8,4  106,1 
Wasser / Abwasser  -  0,1  1,9  7,5  0,7  1,7  2,2  8,9  2,6  5,9  31,4 
Region            
Ostasien / Pazifik  2,6  4,1  8,9  16,2  17,7  23,4  33,4  38,8  9,5  14,1  168,6 
Europa / Zentral-
asien 
 0,1  0,3  1,3  1,5  3,9  8,6  11,6  15,1  11,5  8,7  62,5 
Lateinamerika / 
Karibik 
 13,2  12,6  15,8  18,5  18,9  19,4  28,8  51,1  71,0  36,3  285,6 
Mittlerer Osten/ 
Nordafrika 
 0,0 -  0,0  3,4  0,3  0,1  0,4  5,3  3,5  2,4  15,3 
Südasien  0,3  0,8  0,1  1,3  4,0  7,6  6,1  7,1  2,3  4,0  33,5 
Afrika südl. der 
Sahara 
 0,1 -  0,1  0,0  0,7  0,8  2,1  4,5  2,4  2,9  13,6 
            
Total  16,3  17,8  26,1  40,9  45,5  59,9  82,3  121,9  100,2  68,5  579,3 
Quelle: World Bank (2001), S. 152. (Abweichungen in den Summen beruhen auf Rundungen) 
 zu niedrigeren Gesamtkosten herzustellen vermag 
als dies mehrere Unternehmen vermögen. In die-
sem Fall ist es wünschenswert, dass der Markt 
von einem Monopol anstatt von konkurrierenden 
Unternehmen bedient wird. Der Nachteil ist aller-
dings, dass der Wettbewerb in dem betreffenden 
Markt ausgeschaltet ist.21 Dies hat zur Folge, dass 
der natürliche Monopolist seine Marktmacht nut-
zen kann, um eine Monopolrente zu erwirtschaf-
ten. Darüber hinaus führt der fehlende Wett-
bewerbsdruck zu mangelnder Innovationsbereit-
schaft, geringer interner Produktionseffizienz und 
fehlender Kundenorientierung. 
Eine Investition wird als „spezifisch“ bezeichnet, 
wenn sie in einer alternativen Verwendung einen 
deutlich niedrigeren Ertrag erwirtschaftet als in 
                                                     
21 Die Theorie der bestreitbaren Märkte besagt, dass be-
reits die potentiellen Konkurrenten einen wirksamen 
Wettbewerbsdruck auf ein natürliches Monopol auszu-
üben vermögen. Allerdings ist diese potentielle Konkur-
renz bei Vorliegen hoher spezifischer Investitionen un-
wirksam. Die OMI zeichnet sich durch hohe spezifische 
Investitionen aus. Zur Theorie der bestreitbaren Märkte 
vgl. Baumol (1982). 
der vorgesehenen Verwendung.22 Das Problem 
der spezifischen Investitionen tritt besonders deut-
lich in Netzwerkindustrien23 auf, da die einzelnen 
Komponenten innerhalb eines Netzes streng kom-
plementär zueinander sind. Im Falle hoher spezifi-
scher Investitionen kombiniert mit Unsicherheit 
sind die mit einer reinen Marktkoordination ver-
bundenen Transaktionskosten in der Regel derart 
hoch, dass die Investitionen ausbleiben. Das 
Hauptproblem liegt darin, dass derjenige Ver-
tragspartner (A), der die spezifischen Investi-
tionen tätigt, sich damit so fest an einen anderen 
Vertragspartner (B) bindet, dass A befürchten 
muss, durch B ausgenutzt zu werden. Außerdem 
reagieren spezifische Investitionen empfindlich 
auf Unsicherheit über zukünftige Entwicklungen. 
Spezifische Investitionen werden ganz besonders 
von Änderungen in den Marktbedingungen betrof-
fen, da sie irreversibel sind. 
                                                     
22 Vgl. Richter / Furubotn (1996), S. 143. 
23 Z.B. Strom, Telekommunikation, Erdgas, Erdöl. 
Kasten 2: Das natürliche Monopol in der Stromwirtschaft 
Lange Zeit war die herrschende Meinung in der Literatur, dass die gesamte Stromwirtschaft ein natürliches Monopol 
darstellte. Heute hat sich die Ansicht durchgesetzt, dass von den vier vertikal angeordneten Stufen der Stromwirt-
schaft lediglich die Stromübertragung und die Stromverteilung ein natürliches Monopol darstellen und dass die Stro-
merzeugung und der Stromendverkauf hingegen wettbewerbsfähige Prozesse sind.a Ausnahmen bilden sehr kleine 
Stromsysteme (siehe unten). Zu diesem Wandel hat die Entwicklung neuer Technologien für die Stromerzeugung 
beigetragen, insbesondere der Gas- und Dampfturbinentechnologie. Gas- und Dampfturbinenkraftwerke erfordern 
erheblich weniger Kapitaleinsatz als konventionelle Wärmekraftwerke, wodurch die optimalen Kraftwerksgrößen bei 
Wärmekraftwerken deutlich abgenommen haben (nämlich von knapp 1000 MW in den achtziger Jahren auf ca. 100 
MW).b 
Um Wettbewerb in Märkten zu ermöglichen, wird im Rahmen der Restrukturierung der Stromwirtschaft die Ent-
flechtung ehemals integrierter Monopole verfolgt. Durch die vertikale Entflechtung werden die Stufen Erzeugung, 
Übertragung, Verteilung und Endverkauf organisatorisch und eigentumsrechtlich getrennt. Mittels der horizontalen 
Entflechtung werden marktbeherrschende Monopole auf der gleichen vertikalen Stufe (Erzeugung und Endverkauf) 
getrennt. Lediglich auf den Stufen Übertragung und Verteilung bleiben natürliche Monopole erhalten.c 
Aufgrund ihrer geringen Größe stellen kleine Märkte ein besonderes Problem dar.d In kleinen Stromsystemen besteht 
die Gefahr, dass durch die horizontale und vertikale Entflechtung Verluste bei den Größen-  und Verbundvorteilen 
entstehen, die nicht durch wettbewerbsbedingte Effizienzgewinne überkompensiert werden. Die geringe Größe des 
Marktes lässt kaum Spielraum für einen funktionsfähigen Wettbewerb. 
a Vgl. World Bank (2001), S. 155; Millán et al. (2001), S. 6; Sinclair (1999), S. 299; Pollitt (1997), S. 3. 
b Vgl. Powell / Starks (2000a), S. 33. 
c Siehe Abbildung 1. 
d Vgl. hierzu Bacon (1995a); Millán / Vives (2001).  
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Das alte OMI-Paradigma 
Als Antwort auf das Marktversagen wird im alten 
OMI-Paradigma dem Staat eine dominierende 
Rolle zugewiesen.24 Dabei können zwei Varianten 
unterschieden werden:25 
— erstens die Übertragung der Verantwortung, 
Infrastrukturleistungen zu erbringen, an 
staatseigene Monopolunternehmen. Dies war 
bzw. ist die in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern dominierende Variante.26 Diese 
Variante wird im weiteren Verlauf der Arbeit 
als Referenzpunkt für die umfassende Re-
strukturierung dienen; 
— zweitens die Übertragung der Leistungs-
erbringerfunktion an ein privates Monopol 
bei gleichzeitigem staatlichen Schutz des 
Monopols und staatlicher Regulierung der 
Endpreise.27 
Beide Varianten können geeignet sein, um die 
oben skizzierten Marktversagensgründe zu über-
winden. 
Durch die monopolistische Organisation der Pro-
duktion kann die Nachfrage zu minimalen Kosten 
bedient werden. Der Gefahr, dass das Monopol-
unternehmen seine Marktmacht ausnutzt und ei-
nen monopolistischen Gewinnaufschlag auf die 
Produktionskosten tätigt, wird in der ersten Vari-
ante dadurch begegnet, dass der Staat selbst das 
Monopol betreibt und sein eigenes Unternehmen 
theoretisch dazu verpflichten kann, den Preis in 
Höhe der Produktionskosten zu setzen. In der 
zweiten Variante wird dieser Gefahr durch die 
                                                     
24 Neben dem Marktversagen können weitere Argumente 
für die Dominanz des Staates im Bereich der OMI unter 
dem alten Paradigma angeführt werden: Die militärische 
und strategische Bedeutung der OMI sowie die Verfol-
gung einer allgemeinen Wirtschaftsstrategie, die auf 
staatsgeleitetem Wachstum basiert. 
25 Vgl. Gilbert et al. (1996), S. 3-6. 
26 Vgl. Weltbank (1994), S. 8. 
27 Ein Beispiel für diese zweite Variante stellen die USA 
dar. Vgl. Gilbert et al. (1996), S. 4. 
staatliche Preisregulierung des privaten Monopo-
listen begegnet. 
Das Risiko, dass Infrastrukturinvestitionen auf-
grund des Problems der spezifischen Investitionen 
ausbleiben, wird in der ersten Variante gesenkt, 
indem die Marktkoordination ausgeschaltet wird 
und durch eine Koordination innerhalb des Staats-
apparats ersetzt wird. Es existieren keine zwei 
Vertragspartner, von denen einer befürchten muss, 
ausgenutzt zu werden, da der Staat sowohl die 
kompletten spezifischen Infrastrukturanlagen als 
auch die Preissetzung und damit die Rentabilität 
der spezifischen Investitionen kontrolliert. 
In der zweiten Variante muss der private Mono-
polist nach Tätigung seiner spezifischen Infra-
strukturinvestitionen prinzipiell befürchten, dass 
der Staat – beispielsweise aus politischen Grün-
den – die regulierten Endpreise senkt oder trotz 
Kostensteigerungen nicht anpasst. Dies könnte 
dazu führen, dass der private Monopolist darauf 
verzichtet, in die Infrastruktur zu investieren. Da-
her werden in der zweiten Variante dem privaten 
Monopolisten gewisse Sicherheiten vom Staat 
gewährt.28 In der Regel wird das Monopol durch 
gesetzliche Maßnahmen vor Wettbewerb ge-
schützt. Oft wird darüber hinaus eine festgelegte 
Verzinsung des eingesetzten Kapitals garantiert. 
Beides senkt die Unsicherheit des privaten Mono-
polisten und damit seine Transaktionskosten.29 
Es besteht ein Konflikt zwischen dem Ziel, den 
Endpreis des Monopolisten zu regulieren, um eine 
Versorgung zu minimalen Produktionskosten zu 
erreichen und dem Ziel, das Problem der spezifi-
schen Investitionen zu überwinden. Die Heraus-
forderung für die Regulierungsinstanz besteht 
darin, die Endpreise so zu setzen, dass sie niedrig 
genug sind, um eine kostengünstige Versorgung 
zu gewährleisten, sie jedoch hoch genug zu set-
zen, um eine angemessene Verzinsung des einge-
setzten Kapitals zu ermöglichen. Dasselbe gilt für 
                                                     
28 Vgl. Gilbert et al. (1996), S. 3f. 
29 Zum Zusammenhang zwischen Spezifität der Inves-
titionen, Unsicherheit und Transaktionskosten vgl. 
Kumkar (2000), S. 57-60. 
 die Regulierung der natürlichen Monopolbereiche 
im neuen OMI-Paradigma. 
2.2.2 Das Konzept der umfassenden 
Restrukturierung 
Um die nach dem alten OMI-Paradigma organi-
sierten krisengeschüttelten Infrastruktursektoren 
in den Entwicklungs- und Schwellenländern in 
das neue Modell zu überführen, sind umfangrei-
che strukturelle Reformen nötig. Hiervon erhofft 
man sich eine wesentliche Verbesserung der Effi-
zienz der Infrastruktursektoren und eine Lösung 
ihrer Unterfinanzierung. Im Folgenden werden die 
nötigen Reformschritte und das ihnen innewoh-
nende Potential zur Lösung der Infrastrukturkrise 
dargestellt. 
Die strukturellen Reformen betreffen drei wesent-
liche Bereiche:30 
— Liberalisierung: die Öffnung der OMI-Sek-
toren für den Wettbewerb und damit das Er-
setzen der hierarchischen unternehmensinter-
nen Koordinierung durch die Marktkoordinie-
rung. 
— Privatisierung: der Transfer des Eigentums 
an bestehenden Anlagen vom Staat an private 
Akteure (Verkauf) sowie Bau, Finanzierung 
und Betrieb neuer Anlagen durch private Un-
ternehmen. In der vorliegenden Arbeit wer-
den unter dem Begriff Privatisierung auch 
Mischformen subsumiert, in denen der Staat 
Eigentümer der Anlagen ist, der Betrieb und 
die Investitionen jedoch von privaten Akteu-
ren bestritten werden.31 
                                                     
30 Vgl. Böllhoff (2002), S. 229. 
31 Typische Mischformen sind Managementverträge, 
Konzessionen und Betreibermodelle. Siehe hierzu 3.2.1. 
Neben der Liberalisierung, Privatisierung und Regulie-
rungsreform kann auch noch die Kommerzialisierung, 
d.h. die Einführung unternehmerischer Grundsätze und An-
reizinstrumente in Staatsbetrieben, als Teil des neuen OMI-
Paradigmas aufgefasst werden. Zum Begriff der Kommer-
zialisierung vgl. Brücker / Hillebrand (1996), S. 53. 
— Regulierungsreform: der Übergang von 
einer Regulierung durch hierarchische Kom-
mando- und Kontrollmechanismen innerhalb 
des Staatsapparats auf eine Regulierung durch 
unabhängige Regulierungsinstanzen. Neben 
dem Effizienzziel muss sich die Regulierung 
auch an sozialen Zielen, wie dem Zugang ar-
mer und ländlicher Haushalte zu OMI-Leis-
tungen orientieren. Der Zugang zu OMI-
Leistungen erhöht nicht nur die Lebensquali-
tät, sondern auch die wirtschaftlichen und so-
zialen Handlungsmöglichkeiten und stellt 
damit einen Beitrag zur Chancengleichheit 
und zur Förderung wirtschaftlichen Wachs-
tums dar. 
Die Gesamtheit dieser drei Reformprozesse wird 
in der vorliegenden Arbeit als umfassende Re-
strukturierung bezeichnet. Die Fixierung allein 
auf die Liberalisierung und Privatisierung, die in 
der Diskussion um die Strukturreformen der OMI 
dominiert, stellt eine verkürzte Sicht der Dinge 
dar. Die Regulierungsreform, die für das Funktio-
nieren des neuen Paradigmas essentiell ist, wird 
hierbei völlig außer Acht gelassen. 
Von der umfassenden Restrukturierung verspricht 
man sich im Wesentlichen folgende Effekte: 
Die Liberalisierung der OMI-Sektoren soll die 
Effizienzverluste senken, die durch den fehlenden 
Wettbewerb im alten OMI-Paradigma entstehen. 
Diese Effizienzverluste manifestieren sich in einer 
fehlenden Nachfrageorientierung, Verlusten bei 
der dynamischen Effizienz aufgrund des fehlen-
den Innovationsdrucks und Verlusten in der in-
ternen Produktionseffizienz aufgrund des fehlen-
den äußeren Wettbewerbsdrucks.32 Im neuen 
OMI-Paradigma wird versucht, diese Effizienz-
                                                     
32 Diese Kosten sind in der Definition des natürlichen 
Monopols nicht berücksichtigt. Die im natürlichen Mo-
nopolfall hergeleitete Optimalität der Bedienung der 
Nachfrage durch ein einziges Unternehmen beruht auf 
der Verwendung der (statischen) Allokationseffizienz 
als Optimalitätskriterium. Zu den Auswirkungen des 
fehlenden äußeren Wettbewerbsdrucks auf die interne 
Produktionseffizienz vgl. Leibenstein (1989) sowie 
Shirley / Walsh (2000), S. 5f. 
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verluste zu senken und gleichzeitig die dem na-
türlichen Monopol zugrunde liegenden Größen- 
und Verbundvorteile auszunutzen. Von den un-
terschiedlichen Formen, sich den Wettbewerb zu 
Nutze zu machen, sind zwei hervorzuheben:33 
1. Wettbewerb in Märkten: Hierfür ist eine Ent-
flechtung34 der Produktionsprozesse inner-
halb der Wertschöpfungskette eines OMI-
Sektors nötig. Durch die vertikale Entflech-
tung werden die Prozesse, die natürlichen 
Monopolcharakter haben, von den wettbe-
werbsfähigen Prozessen getrennt. Die Märkte 
für wettbewerbsfähige Prozesse (im Fall der 
Stromwirtschaft z.B. die Stromerzeugung) 
können vollständig für den Wettbewerb ge-
öffnet werden. 
2. Wettbewerb um Märkte: Diese Form des Wett-
bewerbs ist in erster Linie für die natürlichen 
Monopolbereiche der OMI-Wertschöpfungs-
kette geeignet bzw. für Fälle, in denen eine 
Entflechtung nicht wünschenswert oder nicht 
durchführbar ist. Wettbewerb um einen 
Markt wird erzeugt, indem das Recht, eine 
Infrastrukturleistung anzubieten (Konzession), 
in einem kompetitiven Verfahren vergeben 
wird. 
Mittels der Privatisierung wird im neuen OMI-
Paradigma sowohl eine Erhöhung der internen 
Produktionseffizienz als auch eine Mobilisierung 
privaten Kapitals zur Finanzierung von Instand-
haltungs- und Erweiterungsinvestitionen – und 
damit zum Abbau der Unterversorgung – verfolgt: 
Für eine höhere interne Produktionseffizienz von 
Privatfirmen gegenüber Staatsunternehmen gibt es 
sowohl theoretische als auch empirische Hinweise. 
Aus der Neuen Institutionenökonomik35 kann 
                                                     
33 Vgl. hierzu z.B. Weltbank (1994), S. 71-80. 
34 Zum Begriff der Entflechtung vgl. Weltbank (1994), S. 
68ff. Zur Bedeutung der Entflechtung in der Stromwirt-
schaft siehe 3.1 und Abbildung 1. 
35 Insbesondere aus der Property-Rights-Theorie und der 
Principal-Agent-Theorie. Vgl. hierzu Richter / Furubotn 
(1996), Kap. III u. IV respektive Kap. V. 
abgeleitet werden, dass aufgrund des engeren 
monitoring des Managements durch die privaten 
Eigentümer sowie der harten Budgetschranke die 
Anreize zur Kostenminimierung in Privatunter-
nehmen stärker ausgebildet sind als in Staatsun-
ternehmen.36 Die Mehrzahl der empirischen Stu-
dien, welche die Produktionseffizienz von Privat-
firmen und Staatsunternehmen vergleichen, bestä-
tigen eine Überlegenheit der Privatfirmen.37 Die-
ses Ergebnis ist allerdings nicht mehr eindeutig, 
wenn es sich bei den untersuchten Unternehmen 
um Monopole handelt. Dies unterstreicht den Stel-
lenwert, den der Wettbewerb im neuen OMI-
Paradigma einnimmt. 
Durch die Öffnung der OMI-Sektoren für private 
Unternehmen wird die Mobilisierung privaten 
Kapitals zur Finanzierung von Infrastruktur-
leistungen ermöglicht. Damit dies tatsächlich er-
folgt, müssen allerdings gewisse sektorale und 
nationale Rahmenbedingungen erfüllt sein, die mit 
den Renditeerwartungen der (ausländischen) In-
vestoren vereinbar sind. Hervorzuheben sind die 
Höhe der Tarife, die Wachstumsperspektiven des 
OMI- Sektors, die Tiefe der nationalen Kapital-
märkte, ein liberalisierter internationaler Kapital-
verkehr, Rechtssicherheit für (ausländische) Inves-
toren sowie makroökonomische und politische 
Stabilität. 
Die Regulierungsreform passt die Struktur der 
Regulierungsinstanzen an das durch die Liberali-
sierung und die Privatisierung veränderte Umfeld 
an. Die wesentlichen Elemente der Regulierungs-
reform sind die Schaffung unabhängiger Regu-
lierungsinstanzen und die Etablierung eines klaren 
Ordnungsrahmens, in dem die Wettbewerbsregeln 
und die Kompetenzen der Regulierungsinstanzen 
festgelegt sind. 
                                                     
36 Vgl. Shirley / Walsh (2000), Kap. 4. Zur Bedeutung 
interner Anreizstrukturen für die Produktionseffizienz 
vgl. auch Leibenstein (1989). 
37 Einen Überblick über die empirischen Studien zu die-
sem Thema geben Shirley / Walsh (2000), Kap. 6. 
 Die Regulierungsinstanzen haben in Bezug auf das 
Effizienz- und Wettbewerbsziel hauptsächlich drei 
Aufgaben im neuen OMI-Paradigma zu erfüllen: 
Erstens müssen die Regulierungsinstanzen die 
natürlichen Monopolbereiche beaufsichtigen, um 
zu verhindern, dass die Unternehmen ihre Mono-
polmacht ausüben. Dies tun sie, indem sie über 
die Preise und die Qualität der betreffenden Leis-
tung bestimmen. Hierfür kommen prinzipiell zwei 
unterschiedliche gesetzliche Instrumente in Be-
tracht: 
— Regulierung per Gesetz. Die Regulierungs-
instanzen legen im Rahmen ihrer gesetzlichen 
Kompetenzen die Preise und die Qualität der 
Infrastrukturleistungen fest und passen die 
Bestimmungen bei Bedarf an. 
— Regulierung per Vertrag. Dieses Instrument 
kommt im Rahmen von Konzessionsver-
trägen zur Anwendung. Die Bestimmungen 
über die Preise und die Qualität der Infra-
strukturleistungen sowie der Anpassungs-
mechanismus für diese Bestimmungen wer-
den in einem Vertrag zwischen dem kompe-
tenten staatlichen Akteur (beispielsweise eine 
Gemeinde, die eine Konzession für den Bau 
und Betrieb eines Trinkwassernetzes vergibt) 
und dem privaten Akteur festgehalten. 
Zweitens müssen die Regulierungsinstanzen über 
die kompetitive Vergabe von Konzessions- und 
Betreiberverträgen einen Wettbewerb um Märkte 
fördern. 
Drittens ist über die Gestaltung und Steuerung der 
Marktstruktur sicherzustellen, dass in den wett-
bewerbsfähigen Prozessen der OMI ein funk-
tionsfähiger Wettbewerb38 in Märkten stattfindet. 
Neben der Regulierung zur Erhöhung von Effi-
zienz und Wettbewerb ist im Infrastrukturbereich 
eine soziale Regulierung nötig. Ziel ist es, den 
Zugang von städtischen Armen und ländlicher  
 
                                                     
38 Zum Begriff funktionsfähiger Wettbewerb vgl. Olten 
(1998), S. 84. 
Bevölkerung zu Infrastrukturleistungen zu erhö-
hen. Die soziale Regulierung bedient sich prinzi-
piell derselben Instrumente wie die effizienzori-
entierte Regulierung (Regulierung per Gesetz 
bzw. per Vertrag). Ihre Aufgabe besteht darin, 
transparente, anreizkompatible und zielgenaue 
Subventionsmechanismen zu etablieren sowie die 
Artikulation der Nutzerinteressen zu fördern. 
3 Restrukturierung der Stromwirtschaft: 
Technisch-ökonomische Eigenschaften 
und Handlungsfelder für den Staat 
Die technischen und ökonomischen Eigenschaften 
der Stromwirtschaft erfordern eine aktive Rolle 
des Staates zu ihrer Regulierung. So muss durch 
adäquate kurz- und langfristige Koordinierungs-
mechanismen gewährleistet werden, dass die ver-
schiedenen Produktionsstufen in einem optimalen 
Zusammenspiel die Stromnachfrage zu volkswirt-
schaftlich minimalen Kosten befriedigen. Darüber 
hinaus bedarf es einer sorgfältigen Marktregulie-
rung durch unabhängige Regulierungsinstanzen, 
um die Ausnutzung von Marktmacht zu beschrän-
ken. Schließlich bedingt die Kostenstruktur der 
Stromwirtschaft, dass die Versorgung ländlicher 
Gebiete besonders teuer ist. Daher ist in der Regel 
eine Förderung der ländlichen Elektrifizierung 
nötig. 
Nach einer Erläuterung der technischen und 
ökonomischen Eigenschaften (3.1) erfolgt im 
Anschluss eine ausführliche Darstellung der 
Handlungsfelder für den Staat, die sich aus der 
Umsetzung des Konzeptes der umfassenden 
Restrukturierung in der Stromwirtschaft erge-
ben (3.2). Es wird deutlich, dass hierfür leis-
tungsfähige staatliche Institutionen erforderlich 
sind. 
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3.1 Technisch-ökonomische Eigen-
schaften der Stromwirtschaft 
In der Stromwirtschaft39 werden üblicherweise 
vier vertikal angeordnete Stufen unterschieden:40 
— Stromerzeugung - die in Kraftwerken statt-
findende Umwandlung von Primär- oder Se-
kundärenergieträgern in elektrischen Strom; 
— Stromübertragung - der Transport des elek-
trischen Stroms mittels eines Hochspan-
nungsnetzes vom Kraftwerk zu den Ver-
brauchszentren; 
— Stromverteilung - der Transport des elektri-
schen Stroms mittels eines Niedrigspan-
nungsnetzes vom Umspannwerk zu den End-
verbrauchern;41 
— Stromendverkauf - die Messung des Strom-
verbrauchs und das Inkasso. 
Abgesehen vom Stromendverkauf sind diese Stu-
fen äußerst kapitalintensiv. Nach der herrschenden 
Meinung stellen lediglich Stromübertragung und 
Stromverteilung natürliche Monopole dar.42 Im 
Rahmen des neuen OMI-Paradigmas wird die 
vertikale Entflechtung dieser vier Stufen verfolgt. 
Darüber hinaus werden die wettbewerbsfähigen 
Stufen Stromerzeugung und Stromendverkauf 
horizontal entflochten, um Wettbewerb in Märk-
ten zu ermöglichen (siehe Abbildung 1). 
Die Stromwirtschaft zeichnet sich durch beson-
ders hohe Koordinierungsanforderungen aus. Dies 
hängt damit zusammen, dass erstens die Speiche-
rung elektrischen Stroms prohibitiv teuer und 
zweitens die Kontinuität der Stromversorgung für 
                                                     
39 Die Stromwirtschaft ist ein wichtiger Teil der Energie-
wirtschaft. Die Energiewirtschaft umfasst die Bereiche 
Energieumwandlung, Energietransport und –bereit-
stellung sowie Energienutzung in den verschiedensten 
Formen (Primärenergie, Wärme, Elektrizität). 
40 Vgl. beispielsweise Pollitt (1997), S. 3; Sinclair (1999), 
S. 299. 
41 Industrielle Großverbraucher sind häufig direkt an das 
Hochspannungsnetz angeschlossen. 
42 Siehe Kasten 2. 
moderne Produktions- und Konsumprozesse äu-
ßerst wichtig ist. Daher hat die Koordinierung in 
Echtzeit zu geschehen, was die Anforderungen im 
Vergleich zu anderen industriellen Wertschöp-
fungsketten deutlich erhöht.43 
Zwei weitere Faktoren beeinflussen die Koordi-
nierung: Das Fehlen von Netzschaltern und die 
periodischen Schwankungen der Stromnachfrage. 
Da in Stromnetzen in der Regel keine Schalter 
verwendet werden (im Gegensatz zu Telefonnet-
zen), können keine individualisierten Sendungen 
vorgenommen werden (beispielsweise von Kraft-
werk A zu Umspannwerk B). Das Stromnetz stellt 
ein einziges Gesamtsystem dar, und die techni-
sche Koordinierung hat zu gewährleisten, dass 
Stromeinspeisungsmengen und Stromentnahme-
mengen zu jedem Zeitpunkt ausgeglichen sind.44 
Damit ist das Stromnetz nicht nur ein Transport-
system für Elektrizität, sondern stellt gleichzeitig 
den physischen Ort der Koordinierung dar. 
Die periodischen Schwankungen der Stromnach-
frage sind von der Tages- bzw. Jahreszeit abhän-
gig und relativ gut prognostizierbar. Damit ein 
Stromsystem die Nachfrage zu jedem Zeitpunkt 
bedienen kann, muss die Kapazität des Systems 
auf die Höchstnachfrage (Spitzenlast) ausgelegt 
sein. Aus diesem Grund sind die Kapazitäten in 
Phasen niedriger Nachfrage (Grundlast) nicht 
ausgelastet. Um die Gesamtkosten der Stromwirt-
schaft zu minimieren und das in den Kapazitäten 
gebundene Kapital optimal auszunutzen, ist ein 
zeitlich koordinierter Einsatz unterschiedlicher 
Kraftwerkstypen zur Bedienung von Grund- und 
Spitzenlast erforderlich. 
Es werden zwei Ebenen der technischen Koordi-
nierung unterschieden: Der Systembetrieb (kurz-
fristige Koordinierung) umfasst die Festlegung 
des Kraftwerkseinsatzes sowie die Bereitstellung 
                                                     
43 Vgl. hierzu Millán et al. (2001), S. 5ff. 
44 Ungleichgewichte zwischen Einspeisung und Entnahme 
können die Stabilität des gesamten Netzes gefährden 
und zu Stromausfällen führen. Vgl. Millán et al. (2001), 
S. 6. 
 von Reservekapazitäten und Regelleistung.45 Die 
Systemplanung (langfristige Koordinierung) um-
fasst den auf die prognostizierte Entwicklung der 
Stromnachfrage abgestimmten Zubau bzw. Ersatz 
von Erzeugungs- und Transportkapazitäten.46 In 
Entwicklungs- und Schwellenländern mit stark 
wachsendem Stromverbrauch47 werden besondere 
Anforderungen an die Systemplanung gestellt, da 
                                                     
45 Reservekapazitäten (zur Erzeugung) werden aktiviert, 
wenn Plankapazitäten ausfallen. Die Regelleistung  
gleicht hingegen die in der Praxis auftretenden kurzfris-
tigen Abweichungen der tatsächlichen Nachfrage von 
der prognostizierten Nachfrage aus. Eine detaillierte Be-
schreibung des Systembetriebs liefert Kumkar (2000), S. 
35-48. 
46 Vgl. hierzu Kumkar (2000), S. 48ff. 
47 Zum Wachstum des Stromverbrauchs in Lateinamerika 
siehe Tabelle A1 im Anhang. 
sich durch den notwendigen Zubau von Kraftwer-
ken und Transportanlagen die Bedingungen im 
Stromnetz kontinuierlich ändern. 
Aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive ist die 
Koordinierung optimal, wenn die Bedienung der 
gegebenen Gesamtstromnachfrage zu minimalen 
Kosten bei gleichzeitiger Gewährleistung einer 
angemessenen Versorgungssicherheit und Versor-
gungsqualität erfolgt. Im Falle mehrerer Netz-
eigentümer ist hierfür eine gewisse Zentralisie-
rung der Koordinierung erforderlich.48 Dies liegt 
darin begründet, dass aus Sicht jedes einzelnen 
Netzeigentümers die Koordinierungserträge, die 
außerhalb des von ihm kontrollierten Teils des 
                                                     
48 Vgl. Kumkar (2000), S. 51. 
 
  Abbildung 1: Horizontale und vertikale Entflechtung in der Stromwirtschaft 
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Netzes anfallen, einen externen Effekt49 darstellen 
und daher nicht im individuellen Optimierungs-
kalkül berücksichtigt werden. Bei der institutio-
nellen Gestaltung und Regulierung der Stromwirt-
schaft ist die Wahl der Koordinierungsform des-
halb ein wichtiges Element für den Erfolg der 
                                                     
49 Zum Begriff des externen Effekts vgl. z.B. Rosen 
(1992), S. 65f. 
Restrukturierung. Der Staat spielt hierbei eine 
wichtige Rolle. 
Eine Besonderheit bei der Koordinierung von 
Stromangebot und Stromnachfrage ist, dass beide 
kurzfristig äußerst unelastisch sind.50 Diese Kons-
tellation hat zwei Folgen: 
                                                     
50 Vgl. zu diesem Absatz Millán et al. (2001), S. 7-9. Das 
Stromangebot ist aufgrund der bindenden Kapa-
Kasten 3: Das Problem der spezifischen Investitionen in der Stromwirtschaft 
Die Netzstruktur der Stromwirtschaft bringt es mit sich, dass die einzelnen Elemente, die dieses Netz bilden, streng 
komplementär zu einander sind.a Ein Kraftwerk macht nur Sinn, wenn es an eine Hochspannungsleitung ange-
schlossen ist, über die der erzeugte Strom in die Verbrauchszentren geleitet werden kann, ein Verteilungsnetz macht 
nur Sinn, wenn es über eine Umspannstation an eine Hochspannungsleitung angeschlossen ist und eine Klima-
anlage macht nur Sinn, wenn das betreffende Gebäude über einen Stromanschluss mit dem Verteilungsnetz verbun-
den ist. Diese Netzwerkeigenschaft bedingt, dass die mit der Stromerzeugung, Stromübertragung und Stromvertei-
lung verbundenen hohen Investitionen äußerst spezifisch sind. So lange sich diese spezifischen Investitionen nicht 
amortisiert haben, sind darin hohe versunkene Kostenb enthalten. 
Unsicherheit über zukünftige Ereignisse in Verbindung mit spezifischen Investitionen bewirken das sogenannte 
hold-up- bzw. Raubüberfallproblem.c Ein Raubüberfall bedeutet in diesem Zusammenhang die opportunistische 
Ausnutzung desjenigen Vertragspartners, der spezifische Investitionen getätigt hat, durch den anderen Vertragspart-
ner. Als Beispiel für eine spezifische Investition kann die Errichtung eines unabhängigen Kraftwerkes durch Ver-
tragspartner A in einem Versorgungsgebiet, das von Vertragspartner B beliefert wird, dienen. B ist ein über die Stu-
fen Übertragung, Verteilung und Endverkauf vertikal integrierter Monopolist. Die beiden Vertragspartner verein-
baren im Vorfeld einen Erzeugerpreis in Höhe von X. Nach der Errichtung des Kraftwerks durch A tritt B von dem 
Vertrag zurück und verweigert die Durchleitung des von A produzierten Stroms, solange A nicht einem Erzeuger-
preis in Höhe von Y < X zustimmt. A hat keine andere Wahl als sich dem Raubüberfall zu beugen. Da dieses Prob-
lem in der Regel von A antizipiert wird, kommt ein Vertrag gar nicht erst zustande, und die Ansiedlung des Kraft-
werks unterbleibt. 
Das Beispiel illustriert, dass eine reine Marktkoordinierung für Transaktionen, die durch hohe Unsicherheit und 
Komplexität sowie hohe spezifische Investitionen gekennzeichnet sind, in der Regel nicht geeignet ist. Das Raub-
überfallproblem kann prinzipiell durch drei verschiedene Koordinierungsformen überwunden werden: Erstens 
durch die vertikale Integration von A und B. Dies ist der Weg, der im alten OMI-Paradigma beschritten wurde. 
Zweitens durch einen Vertrag, der eine glaubwürdige Verpflichtung von B enthält. Diese Form der Koordinierung 
wird im Rahmen sogenannter power purchasing agreements (PPAs) zwischen vertikal integrierten Monopolisten 
und unabhängigen Stromerzeugern (independent power producers – IPPs) praktiziert. Die PPAs enthalten oft Si-
cherheiten für den IPP in Form von vorteilhaften Strompreisen, der Benennung internationaler Schiedsgerichte als 
zuständige Stellen bei Vertragskonflikten und der Vereinbarung hoher Konventionalstrafen bei Rücktritt vom Ver-
trag. Drittens, indem der Staat aktiv wird und klare und glaubwürdige Rahmenbedingungen für einen Wettbewerb 
in der Stromwirtschaft aufstellt. Diese Rahmenbedingungen müssten mindesten die Schaffung eines Strommarkts 
enthalten, zu dem A Zugang hat sowie die Verpflichtung von B, den von A produzierten Strom durchzuleiten. Dar-
über hinaus müsste der Stromtransportpreis reguliert werden, um zu verhindern, dass A durch überhöhte Transport-
preise seine Monopolstellung ausnutzt. 
a  Vgl. hierzu auch Künneke (1999), S. 100ff. 
b  Die versunkenen Kosten entstehen in Höhe der Differenz des Wertes der Anlagen in der spezifischen Verwendung und des 
Wertes der Anlagen in einer alternativen Verwendung. Für eine technische Definition der versunkenen Kosten vgl. Braeuti-
gam (1989), S. 1303f. 
c  Die Bezeichnung hold-up geht auf Grossman / Hart (1986) zurück. Zu den folgenden Ausführungen vgl. Kumkar 
(2000), S. 74ff.  
 — Erstens sind die kurzfristigen Preise an 
Strombörsen sehr volatil.51 Dies ist besonders 
ausgeprägt in Stromsystemen, die zu einem 
hohen Anteil auf Wasserkraft beruhen, da die 
Strompreise in regenarmen Perioden sprung-
haft in die Höhe schnellen können. Der Preis-
volatilität kann mit langfristigen Lieferverträ-
gen und mit der Etablierung anderer Instru-
mente zur Absicherung von Preisschwankun-
gen begegnet werden.52 
— Zweitens verfügen wichtige Stromanbieter 
über eine große Marktmacht, die sie in die 
Lage versetzt, monopolistische Renten zu er-
wirtschaften. Letzteres gilt insbesondere in 
einer Situation mit geringen Reservekapazi-
täten. Dem Problem der Marktmacht kann 
prinzipiell durch eine Kombination aus kon-
sequenter vertikaler und horizontaler Ent-
flechtung, einer Vermeidung von Kapazitäts-
engpässen und einer adäquaten Transport-
preisregulierung begegnet werden. In kleinen 
Märkten, die sich durch wenige Stromanbie-
ter auszeichnen, ist das Entstehen einer erheb-
lichen Marktmacht jedoch kaum zu ver-
hindern. Die Tendenz zur Entstehung von 
Marktmacht und die hieraus resultierenden 
Effizienzverluste stellen eines der größten 
Probleme für die Regulierung der Stromwirt-
schaft dar. 
Die räumliche Struktur der Stromwirtschaft 
hängt eng mit der verwendeten Technologie (Art 
des Energieträgers, Umwandlungstechnologie, 
Transporttechnologie) und den damit verbunde-
nen Kosten zusammen.53 Die zentralisierte Stro-
merzeugung ist bis heute das weltweit vor-
herrschende Organisationsmodell der Stromwirt-
schaft.54 In einem zentralisierten System ist es 
                                                                                  
zitätsrestriktion kurz- bis mittelfristig an der Kapazitäts-
grenze völlig unelastisch. 
51 Zur Funktion von Strombörsen siehe 3.2.3. 
52 Zum Problem der Preisvolatilität auf Strommärkten und 
Instrumenten zur Absicherung des Preisrisikos vgl. 
Castro (2000), S. 27-32. 
53 Siehe Kasten 4. 
54 Vgl. Dunn (2000). S. 6. In Folge der abnehmenden 
optimalen Kraftwerksgrößen ist allerdings eine Tendenz 
nötig, Strom über relativ weite Entfernungen zu 
transportieren, womit Transport- und Umspann-
verluste verbunden sind. Diese Verluste, die ho-
hen Kapitalkosten, die beim Anschluss isolierter 
Gegenden an das Stromnetz anfallen, sowie die 
geringe Anzahl und der geringe Verbrauch der 
Nachfrager (geringe Verbrauchsdichte) führen 
dazu, dass die Stromversorgung ländlicher Regi-
onen je bereitgestellter KWh teurer ist als in 
Ballungsräumen. Daher kann es optimal sein, 
ländliche Regionen nicht an das zentrale Strom-
netz anzuschließen, sondern mittels autonomer 
Stromsysteme zu versorgen. Der technische Fort-
schritt hat dazu geführt, dass für solche autono-
men Stromsysteme der Einsatz regenerativer 
Energieträger wirtschaftlich attraktiv geworden 
ist.55 Diese Aspekte spielen für die Stromversor-
gung der ländlichen Bevölkerung eine wichtige 
Rolle (siehe 3.2.4). 
3.2 Handlungsfelder für den Staat 
Nach einer verbreiteten Auffassung erledigt sich 
mit der Einleitung marktorientierter Reformen 
das in vielen Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern auftretende Problem schwacher staatlicher 
Institutionen quasi von selber, da die Steuerung 
von der „unsichtbaren Hand des Marktes“ über-
nommen wird. Dieser Auffassung wird hier wi-
dersprochen. Für eine marktorientierte Reform 
der Stromwirtschaft werden starke staatliche 
Institutionen benötigt, sowohl als integrales Ele-
ment der neuen Sektorstruktur als auch für das 
Management des Übergangs. 
Um das Konzept der umfassenden Restrukturie-
rung in der Stromwirtschaft umzusetzen, muss der 
Staat auf vier verschiedenen Handlungsfeldern 
eine aktive Rolle übernehmen. Dies betrifft die 
Übergangsphase, in der die Restrukturierungs-
schritte koordiniert (3.2.1) und die neuen Regulie-
rungsinstanzen institutionalisiert werden müssen 
(3.2.2) sowie die neue Sektorstruktur, in der die 
                                                                                  
zu einer dezentraleren Versorgungsstruktur zu beobach-
ten. 
55 Vgl. hierzu Suding / Posorski (2002). 
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staatlichen Aufgaben der Marktregulierung (3.3.3) 
und der Förderung der Stromversorgung armer 
Haushalte und ländlicher Regionen (3.3.4) einen 
wichtigen Raum einnehmen. 
3.2.1 Koordination der Restrukturie-
rungsschritte 
Im Rahmen der umfassenden Restrukturierung 
müssen drei wesentliche Reformschritte koor-
diniert werden:56 
                                                     
56 Zu den folgenden Ausführungen vgl. Millán et al. 
(2001), S. 13; Asian Development Bank (2000), S. 20-
23; Dussan (1996), S. 21-28. 
Kasten 4: Stromerzeugungstechnologien und Stromkostena 
Stromerzeugungstechnologien 
Bei der Stromerzeugung werden Primärenergieträger in Elektrizität umgewandelt. Als Primärenergieträger kommen 
in Betracht: fossile Energieträger (Kohle, Erdgas, Erdöl, Diesel), Kernbrennstoffe (Uran) und regenerative Energie-
träger (Wasser, Wind, Sonne, Biomasse). Die Kraftwerke werden üblicherweise nach ihrer Umwandlungstechnolo-
gie unterschieden in Wärmekraftwerke (Dampfturbinenkraftwerke – hierzu gehören auch die Kernkraftwerke –, Gas-
turbinenkraftwerke, kombinierte Gas- und Dampfturbinenkraftwerke, Brennstoffzellen), Wasserkraftwerke (Lauf-  
und Speicherwasserkraftwerke), Windenergiekraftwerke und Photovoltaikkraftwerke. 
Stromkosten 
Bei der Betrachtung der Kosten der Stromerzeugung ist eine Differenzierung nach Fixkosten und variablen Kosten 
erforderlich (ebenso bei den restlichen Stufen der Stromwirtschaft). Diese beiden Kostenkomponenten variieren er-
heblich je nach Kraftwerkstyp. Die Technologie und das Verhältnis von Fixkosten zu variablen Kosten bestimmen 
die optimalen Kraftwerksgrößen. Im Allgemeinen werden die Gesamtkosten der Stromerzeugung durch die hohen 
Fixkosten (Kapitalkosten) bestimmt. Bei Wärmekraftwerken fallen allerdings auch die variablen Kosten (Brenn-
stoffkosten) ins Gewicht, wohingegen diese bei Wasser-, Wind- und Photovoltaikkraftwerken so gut wie keine Rolle 
spielen. Die günstigsten Erzeugungskosten unter den Wärmekraftwerken sind derzeit mit kombinierten Gas- und 
Dampfturbinenkraftwerken zu erzielen. Die Voraussetzung hierfür ist die Verfügbarkeit von Erdgas. Je nach den 
lokalen Bedingungen liefern auch Wasserkraftwerke sehr günstigen Strom. Wind- und Photovoltaikkraftwerke sind 
aufgrund höherer Kapitalkosten pro MW selbst bei guten natürlichen Voraussetzungen bisher noch nicht konkur-
renzfähig. Dieses Verhältnis zwischen den Erzeugungskosten der verschiedenen Technologien gilt nur für die ein-
zelwirtschaftlichen Kosten, d.h. schädliche Umwelteffekte gehen nicht in die Kostenberechnung ein. 
Die Kosten der Stromübertragung und Stromverteilung umfassen den Bau, die Instandhaltung und den Betrieb 
des Stromnetzes. Der mit Abstand größte Anteil der Kosten entfällt auf die Fixkosten (Kapitalkosten). Ihre Höhe 
hängt von der erwarteten Spitzenlast, der Größe des Netzes und den Geländeeigenschaften ab. Variable Kosten ent-
stehen vor allem durch Transportverluste. Je disperser die Nutzer und je geringer ihr Verbrauch desto höher ist der 
Fixkostenanteil der Stromverteilung pro bereitgestellter KWh. 
Die Kosten des Stromendverkaufs setzen sich im Wesentlichen aus den Kosten des Inkasso und der Verbrauchs-
messung zusammen. Die Kosten des Inkasso sind in der Regel für ärmere Versorgungsgebiete höher, da das Risiko 
der Nichtbegleichung von Rechnungen dort größer ist. Je dünner besiedelt ein Versorgungsgebiet ist, desto höher 
sind die Kosten der Verbrauchsmessung pro Nutzer. 
Die Verteilung der Stromgesamtkosten auf die einzelnen Stufen kann je nach Stromsystem variieren. In England 
und Wales entfallen 65 % auf die Stromerzeugung, 10 % auf die Stromübertragung, 20 % auf die Stromverteilung 
und 5 % auf den Stromendverkauf. Insbesondere die Investitionskosten für neue Netzkapazitäten sind sehr hoch. 
Daher stellen in den wachsenden Systemen der Entwicklungs- und Schwellenländer die Übertragungs- und Vertei-
lungskosten einen größeren Anteil an den Gesamtkosten dar. 
a Die folgenden Ausführungen basieren auf Kumkar (2000), S. 10; Powell / Starks (2000a), S. 31. 
 
 1. die Etablierung eines wettbewerblichen Ord-
nungsrahmens für die Stromwirtschaft; 
2. die Vorbereitungen für die Einführung des 
Wettbewerbs; 
3. die Privatisierung bestehender und neuer 
Anlagen. 
Durch die Einhaltung dieser Reihenfolge können 
Inkonsistenzen beim Übergang auf das neue OMI-
Paradigma vermieden werden. Einzelne Elemente 
der Restrukturierungsschritte können parallel zur 
Anwendung kommen, allerdings muss dann eine 
enge Koordination zwischen den betreffenden 
Elementen sichergestellt sein. 
Der erste Schritt umfasst die Definition und ge-
setzliche Umsetzung eines Ordnungsrahmens für 
die Stromwirtschaft, der die Spielregeln für die 
neue Funktionsweise des Sektors klar regelt, eine 
Beteiligung der Privatwirtschaft ermöglicht und 
Wettbewerb fördert. Wichtige Elemente dieses 
Ordnungsrahmens sind: 
— die Schaffung der gesetzlichen Voraus-
setzungen für private Investitionen im Be-
reich der Stromwirtschaft und die Vorberei-
tung der nationalen Kapitalmärkte auf die 
Privatisierung; 
— die Benennung der privatwirtschaftlichen und 
staatlichen Hauptakteure, ihrer Rollen, Rech-
te und Pflichten. Hierbei ist auf eine sorgfäl-
tige Trennung der Rollen des Staates zu ach-
ten. Diese sind die Rolle der Formulierung 
der Energiepolitik (Ministerium), die Rolle 
des Unternehmers (Staatsbetriebe) und die 
Rolle der Überwachung der Marktregeln (Re-
gulierungsinstanzen); 
— die Bestimmung der vertikalen und horizonta-
len Struktur des Strommarkts, die Charak-
terisierung der Strombörsengesellschaft und 
des Preisfindungsmechanismus sowie die 
Charakterisierung der für den Systembetrieb 
und die Systemplanung zuständigen Institu-
tionen. 
Um die Stabilität des neuen Ordnungsrahmens zu 
fördern, ist es wichtig, dass die wesentlichen Re-
geln in einem Elektrizitätsreformgesetz verankert 
sind, das nicht ohne weiteres wieder geändert 
werden kann. Das Elektrizitätsreformgesetz kann 
entweder sehr detailliert oder eher offen gehalten 
sein.57 Ein detailliertes Gesetz gibt dem Ord-
nungsrahmen eine größere Stabilität, schränkt den 
diskretionären Spielraum der Ministerien und der 
Regulierungsinstanzen ein und erhöht auf diese 
Weise die Sicherheit für die privaten Investoren. 
Ein detailliertes Gesetz hat jedoch den Nachteil, 
dass es unflexibel ist und nötige Anpassungen bei 
Fehlentwicklungen lediglich über eine Gesetzes-
änderung möglich sind. Ein offeneres Gesetz, das 
durch die zuständigen Organe (Ministerien, Regu-
lierungsinstanzen) interpretiert und ausgestaltet 
wird, hat den Vorteil, dass es in der Regel zügiger 
von der Legislative verabschiedet wird und flexib-
ler ist. Vor allem in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern, deren staatliche Institutionen über 
keine große Glaubwürdigkeit verfügen, kann sich 
ein offenes Gesetz jedoch als Hindernis für priva-
te Investitionen herausstellen. 
Im zweiten Schritt wird die Einführung des 
Wettbewerbs vorbereitet: 
Mit der horizontalen und vertikalen Entflechtung 
der staatlichen Unternehmen werden die struk-
turellen Voraussetzungen für Wettbewerb in 
Märkten geschaffen. In diesem Zusammenhang 
müssen wichtige Entscheidungen über Größe und 
Anzahl der Unternehmen im zukünftigen Markt 
getroffen werden. Die Festlegung der Größe der 
Unternehmen ist mit einer Abwägung zwischen 
der Ausnutzung von Größenvorteilen und der 
Stärkung der Wettbewerbsintensität verbunden. 
Die aus der Entflechtung hervorgehenden Unter-
nehmen müssen für die Privatisierung vorbereitet 
werden, indem die Rechtsform umgestellt wird, 
die Unternehmen bewertet und, sofern nötig, sa-
niert werden. 
Bevor ein Wettbewerb in der Stromwirtschaft 
stattfinden kann, müssen Marktinstitutionen und 
Regulierungsinstanzen gebildet werden. Häufig 
findet der Stromhandel auf der Großhandelsebene 
                                                     
57 Vgl. hierzu Dussan (1996), S. 27f. 
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an einer Strombörse statt.58 Hierfür muss eine 
Börsengesellschaft gegründet sowie deren Rechts-
form und Eigentumsstruktur bestimmt werden. 
Zentral für die Funktionsweise des neuen OMI-
Paradigmas ist die Bildung von Regulierungsin-
stanzen. Das institutionelle Design der Regulie-
rungsinstanzen wird im folgenden Abschnitt 
(3.2.2) ausführlich besprochen. 
Um ein nachhaltiges Wirtschaften zu ermögli-
chen, müssen die Strompreise an die Kosten an-
gepasst werden. Dies verbessert die Energie- und 
Allokationseffizienz und ermöglich eine angemes-
sene Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Eine 
Strompreiserhöhung führt allerdings in Regel 
auch zu sozialen Härten. Auf diese Problematik 
wird in Abschnitt 3.2.4 eingegangen. Die Anpas-
sung der Tarife ist ein konfliktträchtiger Reform-
schritt, bei dem mit teilweise großem politischen 
Widerstand gerechnet werden muss. Ein graduel-
les Vorgehen ist hier zu empfehlen. 
Auf der Erzeugerstufe können die Preise prinzi-
piell vollständig freigegeben werden, sobald ein 
funktionsfähiger Wettbewerb in Märkten besteht. 
Damit werden die Großhandelspreise über Ange-
bot und Nachfrage bestimmt. Während der Über-
gangsphase ist es nötig, Zwischenlösungen für die 
Erzeugerpreise zu finden. Die Stromtransportprei-
se müssen auch nach der Restrukturierung regu-
liert werden, um eine Ausnutzung der Monopol-
macht zu verhindern. Es ist wichtig, dass diese 
                                                     
58 Siehe auch 3.2.3. 
regulierten Preise die Kosten des Stromtransports 
widerspiegeln, da ansonsten Ineffizienzen entste-
hen und keine privaten Investitionen akquiriert 
werden können. 
Der dritte Schritt umfasst die Privatisierung be-
stehender und neuer Anlagen. Hierfür kommen 
die vollständige Privatisierung und Mischformen 
der Privatisierung in Betracht. 
Die vollständige Privatisierung bestehender Anla-
gen geschieht über den Verkauf von Staatsunter-
nehmen. Mit dem Verkauf gehen Eigentum, Fi-
nanzierung und Betrieb der Anlagen vollständig 
an private Akteure über. In der Regel werden 
Staatsunternehmen durch den Anteilsverkauf an 
Börsen privatisiert.59 
Tabelle 2 gibt einen Überblick über verschiedene 
Mischformen zwischen staatlicher und privater 
Kontrolle von Unternehmen. Bei Management- 
und Leasingverträgen wird der Betrieb bestehen-
der Anlagen von privaten Akteuren übernommen. 
Diese Mischformen ermöglichen keine privaten 
Investitionen. Bei Konzessionen und Betreiber-
modellen (BOT/BOOT)60 hingegen werden die 
Neuinvestitionen von den privaten Akteuren finan-
                                                     
59 Als weitere Verfahren kommen Auktionen und direkte 
Verhandlungen in Betracht. Vgl. hierzu Brücker / Hille-
brand (1996), S. 95ff. 
60 BOT: build-operate-transfer; BOOT: build-own-oper-
ate-transfer. 
Tabelle 2: Unterschiedliche Mischformen der Privatisierung in der Stromwirtschaft 
Mischform der  
Privatisierung 
Eigentum Finanzierung Betrieb 
Managementvertrag Öffentlich Öffentlich Privat 
Leasing Öffentlich Öffentlich Privat 
Konzession Öffentlich/Privat Privat Privat 
BOT/BOOT Privat, dann öffentlich Privat Privat 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Asian Development Bank (2000), S. 59.  
 ziert. Diese Mischformen spielen eine wichtige 
Rolle bei der Privatisierung der Stromwirtschaft. 
Konzessionen und die verschiedenen Varianten 
der Betreibermodelle unterscheiden sich hinsicht-
lich der Regelung des Eigentums an den Anlagen. 
Das Charakteristikum von Konzessionen und 
Betreiberverträgen ist, dass sie eine Kombination 
aus Privatisierung und Regulierung per Vertrag 
darstellen.61 Wichtige Regulierungselemente wie 
der Strompreis und die Leistungsverpflichtungen 
werden in einem individuellen Konzessions- bzw. 
Betreibervertrag zwischen der zuständigen staatli-
chen Stelle und dem privaten Investor geregelt. 
Beim timing der Restrukturierung kann zwischen 
einem revolutionären und einem evolutionären 
Vorgehen unterschieden werden.62 Die Vorteile 
der Revolution sind, dass die Strukturen mittels 
der drei Restrukturierungsschritte binnen kurzer 
Zeit fundamental verändert werden und schnell 
Sicherheit über die neue Funktionsweise des Sek-
tors besteht. Außerdem spricht für ein revolutio-
näres Vorgehen, dass die Phasen, in denen eine 
Regierung großen politischen Rückhalt genießt 
und deshalb umfangreiche Reformen durchsetzen 
kann, normalerweise kurz sind. Der Nachteil der 
Revolution ist, dass aufgrund des Zeitdrucks, mit 
dem die Restrukturierungsschritte getan werden, 
die Sorgfalt bei der Gestaltung und Koordinierung 
der einzelnen Elemente vernachlässigt werden 
kann. Wenn sich die privaten Eigentumsrechte in 
der Stromwirtschaft einmal materialisiert haben, 
sind Fehler in der Regel nur unter hohen Kosten 
und Glaubwürdigkeitsverlusten zu korrigieren. 
3.2.2 Institutionelles Design von Regulie-
rungsinstanzen 
Die Regulierung erfüllt in der neuen Sektorstruk-
tur vier wichtige Funktionen. Erstens muss die 
Regulierung Wettbewerb in Märkten ermöglichen, 
indem wettbewerbsfördernde Marktstrukturen 
geschaffen und beaufsichtigt werden. Zweitens 
                                                     
61 Zur Regulierung per Vertrag siehe 3.2.3. 
62 Vgl. Dussan (1996), S. 19. 
müssen die Preise für die natürlichen Monopolbe-
reiche bestimmt und beaufsichtigt werden. Drit-
tens muss mittels geeigneter Vergabeverfahren 
von Konzessionen Wettbewerb um Märkte er-
zeugt werden. Viertens muss die Stromversorgung 
der städtischen Armen und der Landbevölkerung 
gefördert werden. Damit die Regulierungsinstan-
zen diese Funktionen erfüllen können, müssen sie 
unabhängig und handlungsfähig sein sowie gut 
mit dem Justizsystem zusammenarbeiten. 
Mit den Hauptaufgaben der Regulierung werden 
in der Regel spezifische Regulierungsinstanzen 
betraut.63 Diese sind in einen Regulierungsprozess 
eingebunden, der verschiedene staatliche Instituti-
onen der Legislative, Exekutive und Judikative 
umfasst. Wichtige Regelformulierungen, wie der 
Erlass eines Elektrizitätsreformgesetzes, in dem 
u.a. die Regeln für die Funktionsweise des Strom-
handels und die Kompetenzen der Regulierungs-
instanzen festgelegt sind, obliegen der Legislative. 
Wichtige Regelsanktionierungen, wie die Ent-
scheidung über die Rechtmäßigkeit eines von der 
Regulierungsinstanz verhängten Bußgeldes, wer-
den von den Gerichten vorgenommen. Innerhalb 
ihres Kompetenzbereichs übernehmen die Regu-
lierungsinstanzen Aufgaben, die von der Regel-
formulierung, über die Regelüberwachung bis zur 
Regelsanktionierung reichen. Die Regulierungsin-
stanzen stellen hinsichtlich der Regelformulierung 
und der Regelsanktionierung Schnittstellen zur 
Exekutive bzw. zur Judikative dar. Ihre Effektivi-
tät hängt daher auch von der Struktur des staatli-
chen Institutionengefüges ab, in das sie eingebet-
tet sind. Eine wichtige Rolle spielt hierbei das 
Justizsystem. Die Gerichte in Entwicklungs- und 
Schwellenländern erfüllen häufig nicht die An-
forderungen der Unabhängigkeit, Leistungsfä-
                                                     
63 Spezifisch meint hier, dass es sich um Regulierungsin-
stanzen handelt, die nur für die Stromwirtschaft zustän-
dig sind bzw. für die Stromwirtschaft und weitere OMI-
Sektoren. Dies unterscheidet sie von allgemeinen Wett-
bewerbsaufsichtsbehörden. Gelegentlich sind spezifi-
sche Regulierungsinstanzen lediglich für die drei Auf-
gaben zur Sicherung des Wettbewerbs zuständig. Die 
soziale Regulierung wird in diesen Fällen von einer an-
deren staatlichen Instanz erfüllt. 
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higkeit und Fachkompetenz.64 Mängel im Justiz-
system können die performance der Regulierungs-
instanzen schwächen. 
Neu geschaffene Regulierungsinstanzen zeichnen 
sich in der Regel nicht von Anfang an durch hohe 
Effektivität und Glaubwürdigkeit aus, sondern 
müssen sich diese Eigenschaften erst in einem 
Lernprozess erwerben.65 Die Effektivität und 
Glaubwürdigkeit von Regulierungsinstanzen wer-
den gefördert, wenn bei ihrem Design auf folgen-
de zwei Punkte geachtet wird:66 
— Unabhängigkeit und 
— Handlungsfähigkeit. 
Die Unabhängigkeit kann über die institutionelle 
und finanzielle Autonomie der Regulierungsin-
stanzen erreicht werden. Mit Blick auf die institu-
tionelle Verankerung sollte eine zu große Nähe 
zum Ministerium vermieden werden, da dies die 
Gefahr erhöht, dass die Regulierungsinstanz zum 
Zweck kurzfristiger politischer Ziele (z.B. Sen-
kung der Stromtarife vor Wahlen) instrumentali-
siert wird (political capture). Ministerien sind 
auch deshalb weniger gut als Regulierungsinstan-
zen geeignet, da sie bereits wichtige Rollen in 
Bezug auf die Stromwirtschaft innehaben. Sie 
sind für die Formulierung der Richtlinien der E-
nergiepolitik zuständig und stellen die obersten 
Dienststellen für die staatlichen Stromunterneh-
men dar. Eine Häufung von Rollen bei ein und 
derselben Institution fördert Interessenkonflikte 
und sollte daher vermieden werden. Die finanziel-
le Autonomie lässt sich dadurch erreichen, dass 
die Regulierungsinstanz durch Abgaben der regu-
lierten Unternehmen finanziert wird.  
Genauso wichtig wie die Wahrung der Unabhän-
gigkeit vor politischen Interessen ist die Wahrung 
der Unabhängigkeit vor den Lobbyinteressen der 
Stromunternehmen. Die Gefahr der Vereinnah-
mung durch die Interessen der Stromunternehmen 
                                                     
64 Vgl. hierzu World Bank (2001), S. 158f. 
65 Vgl. Goldstein / Pires (2001), S. 15. 
66 Vgl. hierzu Stern (2000); Stern / Holder (1999); Wieser 
(2000). 
(industry capture) kann durch die Definition des 
Zuständigkeitsbereiches der Regulierungsinstanz 
abgeschwächt werden. Die Schaffung einer natio-
nalen (anstatt regionalen) Regulierungsinstanz 
und die Zuständigkeit für mehrere OMI-Sektoren 
(z.B. Strom, Gas und Telekommunikation) ver-
größert den Kreis der stakeholder und macht es 
weniger wahrscheinlich, dass ein einzelnes Unter-
nehmen zu großen Einfluss auf die Regulierungs-
instanz gewinnt. 
Die Handlungsfähigkeit von Regulierungsinstan-
zen hängt von ihren gesetzlichen Kompetenzen, 
der Koordinierung mit anderen staatlichen Institu-
tionen sowie der Ausstattung mit finanziellen und 
personellen Ressourcen ab. Was die gesetzlichen 
Kompetenzen betrifft, so ist es wichtig, dass die 
Regulierungsinstanzen nicht lediglich für die Re-
gelüberwachung zuständig sind, sondern die Re-
geln auch sanktionieren können, beispielsweise 
über die Verhängung von Bußgeldern. Außerdem 
benötigt die Regulierungsinstanz gewisse diskre-
tionäre Spielräume, um flexibel auf Entwicklun-
gen im Strommarkt reagieren zu können. Das Maß 
an Sanktionskompetenzen und Flexibilität stellt 
jedoch einen Balanceakt dar. Eine allmächtige 
Regulierungsinstanz wird leicht unberechenbar 
und unkontrollierbar. Daher ist auf dem Gebiet 
der Regelsanktionierung eine gute Koordinierung 
mit dem Justizsystem nötig. Ebenso wichtig ist es, 
dass die Aufgaben der Regulierungsinstanzen mit 
den Aufgaben der Wettbewerbsaufsichtsbehörde 
(wenn eine solche existiert) koordiniert werden. 
Kompetenzüberschneidungen bzw. Kompetenzlü-
cken schränken die Handlungsfähigkeit der Regu-
lierungsinstanzen ein.67 
3.2.3 Marktregulierung 
Die Marktregulierung umfasst drei wichtige Auf-
gabenbereiche: 
                                                     
67 Vgl. De León (2001), S. 3. 
 — die Festlegung der Marktstruktur (Strukturre-
gulierung).68 Die Marktstruktur entscheidet 
über das Ausmaß des Wettbewerbs in Märk-
ten; 
— die Regulierung der natürlichen Monopol-
bereiche (Preis- und Qualitätsregulierung); 
— die Förderung des Wettbewerbs um Märkte 
durch die kompetitive Vergabe von Kon-
zessionen. 
Festlegung der Marktstruktur 
Für die folgenden Ausführungen wird davon aus-
gegangen, dass in der Ausgangssituation die 
Marktstruktur durch ein vertikal integriertes Mo-
nopol gegeben ist. Eine idealtypische und konse-
quente Verfolgung des Wettbewerbsziels nach 
dem neuen OMI-Paradigma erfordert 
— die vollständige eigentumsrechtliche und 
rechnungslegerische Entflechtung der verti-
kalen Stufen Stromerzeugung, Stromübertra-
gung, Stromverteilung und Stromendverkauf 
sowie die horizontale Entflechtung auf den 
Stufen Stromerzeugung und Stromendver-
kauf; 
— die Durchsetzung der diskriminierungsfreien 
Durchleitung von Stromlieferungen im ge-
samten Stromnetz (Übertragungs- und Ver-
teilungsnetz); 
— die Beseitigung von Gebietsschutzbestim-
mungen bei der Stromverteilung (z.B. Aus-
schließlichkeitsbindungen in Konzessionsver-
trägen).69 
Je nach der Reichweite dieser Liberalisierungs-
schritte können drei grundsätzliche Marktstruk- 
                                                     
68 Zum Begriff Strukturregulierung vgl. Kumkar (2000), 
Fn. 225. 
69 Vgl. OLADE / ECLAC / GTZ (2000), S. 35; Klopfer / 
Schulz (1993), S. 9. Letztere nennen als weiteren Punkt 
die Liberalisierung des Kraftwerks- und Leitungsbaus. 
turmodelle für die Stromwirtschaft identifiziert 
werden:70 
— das Alleinabnehmermodell, 
— das Durchleitungsmodell und 
— das Poolmodell. 
Beim Alleinabnehmermodell71 bleiben die verti-
kal integrierten Monopole erhalten. Es wird ledig-
lich mittels der Vergabe von Konzessions- und 
Betreiberverträgen ein (einmaliger) Wettbewerb 
um den Stromerzeugungsmarkt geschaffen. Auf 
diese Weise entstehen unabhängige Stromerzeu-
ger (independent power producers – IPPs), die 
zusätzlich zur Erzeugerstufe des integrierten Mo-
nopolisten die Stromnachfrage bedienen. Der 
Stromgroßhandel und der Stromendverkauf blei-
ben weiter vom Wettbewerb ausgenommen. Ge-
genüber dem IPP tritt der Monopolist als einziger 
Käufer auf, gegenüber den Stromverbrauchern als 
einziger Verkäufer. Um einen Missbrauch der 
Marktmacht gegenüber den Stromverbrauchern zu 
vermeiden, ist weiterhin eine Regulierung der 
Stromendpreise erforderlich. Das Alleinabnehmer-
modell stellt einen Weg dar, die Erzeugungskapa-
zitäten mittels des Privatengagements auszubauen, 
ohne eine grundlegende Restrukturierung der 
Stromwirtschaft vorzunehmen und ohne eine Re-
gulierungsreform durchzuführen. Die physische 
Koordinierung (Systembetrieb und Systempla-
nung) kann unter der Regie des Alleinabnehmers 
verbleiben. 
Die Wettbewerbseffekte, die mit dem Alleinab-
nehmermodell erzielt werden können, sind be-
grenzt. Ein Wettbewerb in Märkten ist nicht mög-
lich. Es findet lediglich ein Wettbewerb um Märk-
te statt, indem langfristige Betreiberverträge über 
                                                     
70 Die Ausführungen zu den Marktstrukturmodellen basie-
ren im Wesentlichen auf Klopfer / Schulz (1993), Kap. 
1.III; Drillisch / Riechmann (1998), Kap. 2.2; Kumkar 
(2000), Kap. D.I; Bacon (1995b), Newbery (1995). 
71 Hier wird lediglich auf die Variante „Ausschreibung der 
Stromerzeugung“ des Alleinabnehmermodells einge-
gangen. Vgl. Klopfer / Schulz (1993), S. 11ff. In der 
Debatte um die Liberalisierung der Strommärkte in der 
EU wird das Alleinabnehmermodell teilweise etwas an-
ders definiert. Vgl. Drillisch / Riechmann (1998), S. 10f. 
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neue Erzeugungskapazitäten (power purchasing 
agreements – PPAs) ausgeschrieben werden. So-
bald der betreffende IPP das Ausschreibungsver-
fahren gewonnen hat, ist er keinem Wettbewerb 
mehr ausgesetzt. In den PPAs werden oft so ge-
nannte take-or-pay-Bedingungen72 vereinbart, im 
Zuge derer sich der Alleinabnehmer verpflichtet, 
feste Abnahmemengen zu garantierten Preisen zu 
beziehen. Das Alleinabnehmermodell zeigt deut-
lich den Zielkonflikt zwischen der Vermittlung 
von Wettbewerbsanreizen und der Reduktion der 
Transaktionskosten für Investoren auf. Da der 
Monopolist das gesamte Stromnetz und den End-
verkauf kontrolliert, sind die Investitionen der IPPs 
äußerst spezifisch. Dies erhöht die Transaktions-
kosten für die Investoren und macht im Gegenzug 
die Gewährung von Abnahmegarantien (take-or-
pay-Bedingungen) nötig, um die mit der Investiti-
on verbundene Unsicherheit zu reduzieren. 
Mit dem Durchleitungsmodell73 werden der 
Stromgroßhandel und der Stromendverkauf für 
den Wettbewerb geöffnet. Dadurch kann ein 
Wettbewerb in Märkten erreicht werden. In die-
sem Modell besteht die Chance, Effizienzgewin-
ne, die durch den Erzeugerwettbewerb erzielt 
werden, in Form von niedrigeren Strompreisen an 
die Verbraucher weiterzugeben. Die Öffnung des 
                                                     
72 Zum Begriff take-or-pay vgl. Bacon (1995b). 
73 Das Durchleitungsmodell wird in Deutschland ange-
wendet. 
Stromgroßhandels für den Wettbewerb bedeutet, 
dass die Stromerzeuger die Wahl haben, an wel-
chen Stromhändler sie ihren Strom verkaufen. Die 
Öffnung des Stromendverkaufs für den Wettbe-
werb bedeutet, dass die Stromverbraucher ihren 
Strom von einem beliebigen Stromhändler bezie-
hen können.74 Im Durchleitungsmodell werden die 
Unternehmen nicht konsequent vertikal entfloch-
ten. Vielmehr stellt es einen Wettbewerb zwi-
schen parallelen vertikal integrierten Unterneh-
men dar. Voraussetzungen für die Etablierung 
eines funktionsfähigen Wettbewerbs sind eine 
ausreichende Marktgröße und hinreichend viele 
Anbieter und Nachfrager. Damit der Stromhandel 
physisch tatsächlich stattfinden kann, wird den 
Erzeugern und den Händlern (bzw. den Großkun-
den, die als Händler auftreten) per Durchleitungs-
recht Zugang zu den Übertragungs- und Vertei-
lungsnetzen der Konkurrenten gewährt. Die Un-
ternehmen werden verpflichtet, im Rahmen freier 
Transportkapazitäten Durchleitungsverträge mit 
den (gebietsfremden) Stromerzeugern abzuschlie-
ßen.  
                                                     
74 Dieser Stromhändler kann identisch mit dem Stromend-
verkäufer sein, der die Messung des Stromverbrauchs 
und die Fakturierung übernimmt, muss aber nicht. Die 
Dienste der Messung und Fakturierung können sowohl 
von der Stromendverkaufssparte des regionalen Strom-
verteilers als auch von einem spezialisierten Stromend-
verkäufer übernommen werden. 
Kasten 5:  Erfahrungen mit Independent Power Producers (IPPs) 
Das Alleinabnehmermodell wurde bzw. wird vor allem in Asien angewandt.a Relativ schlechte Erfahrungen mit 
den take-or-pay-Bedingungen wurden auf den Philippinen gemacht. Wegen zu optimistischer Einschätzungen der 
Nachfrageentwicklung verwandelte sich ein anfangs herrschender Erzeugungsengpass in einen Erzeugungsüber-
schuss, nachdem die IPPs ans Netz gegangen waren. Da der staatliche Monopolist jedoch vertraglich gebunden 
war, musste er den IPPs die vereinbarten Strommengen bezahlen, obwohl diese nicht in vollem Umfang nachge-
fragt wurden. Aufgrund der mit der Asienkrise zusammenhängenden Abwertung vervielfachte sich zudem der vom 
staatlichen Monopolisten zu bezahlende Stromabnahmepreis in inländischer Währung, da der Preis an den Wech-
selkurs gekoppelt war. Diese Erfahrung verdeutlicht die Probleme, die bei PPAs entstehen, wenn diese keine An-
passungsmechanismen an makroökonomische Veränderungen vorsehen bzw. wenn die Verträge nicht in einen 
stromwirtschaftlichen Ordnungsrahmen eingebettet sind, der den Regulierungsinstanzen gewisse Anpassungsspiel-
räume verleiht. In mehreren asiatischen Ländern (Philippinen, Thailand, Indonesien) wird aufgrund der negativen 
Erfahrungen mit dem Alleinabnehmermodell inzwischen eine umfassende Restrukturierung der Stromwirtschaft 
und die Bildung unabhängiger Regulierungsinstanzen angestrebt.b 
a Vgl. Stern (2000), S. 134; Thobani (1999), S. 50. 
b Vgl. Stern (2000), S. 134. 
 Die „neuralgischen Punkte“ des Durchleitungs-
modells sind der Stromtransport und der System-
betrieb: Die Stromtransportstufen der vertikal 
integrierten Unternehmen haben eine strategische 
Position, die sie in zweierlei Hinsicht missbrau-
chen können: Erstens können sie über die Setzung 
des Transportentgelts monopolistische Renten 
erwirtschaften.75 Zweitens können sie durch ihre 
Transportentgeltpolitik unliebsame Konkurrenten 
diskriminieren. Solange die Transportunterneh-
men Teil eines mit der Erzeugerstufe vertikal 
integrierten Unternehmens sind, liegt die Vermu-
tung nahe, dass sie dem eigenen Erzeuger bevor-
zugte Transporttarife einräumen werden. Um Inef-
fizienzen beim Systembetrieb zu vermeiden, ist 
im Durchleitungsmodell eine Anpassung der Ko-
ordinierung anzustreben, damit der für den Kraft-
werkseinsatz verantwortliche Übertragungsnetz-
betreiber die fremden Durchleitungen in optimaler 
Weise berücksichtigt.76 
Im Zentrum des Poolmodells77 steht die Organisa-
tion des Stromgroßhandels in Form einer kurzfris-
tigen Terminbörse (Pool). Dies stellt eine Annähe-
rung an das Modell eines vollkommenen Marktes 
dar und bedeutet somit den größtmöglichen Wett-
bewerb auf der Erzeugerstufe. Die kurzfristigen 
Preise, die am Pool ermittelt werden, werden als 
Spotpreise bezeichnet.78 Das Poolmodell wird 
üblicherweise mit der Öffnung des Stromendver-
kaufs verbunden, womit eine Weitergabe der Effi-
zienzgewinne an die Stromverbraucher79 ermög-
                                                     
75 Es besteht also die Gefahr, dass sich die Unternehmen 
die Effizienzgewinne, die durch den Wettbewerb auf der 
Erzeugerstufe entstehen, aneignen und nicht an die 
Stromverbraucher weitergeben. 
76 Vgl. Klopfer / Schulz (1993), S. 23. 
77 Das erste Poolmodell in Reinform wurde 1990 in Eng-
land und Wales eingeführt. Vgl. Drillisch / Riechmann 
(1998), S. 20. 
78 Vgl. Klopfer / Schulz (1993), S. 33. 
79 Der Begriff ‚Stromverbraucher‘ ist in diesem Zusam-
menhang missverständlich. Großverbraucher werden üb-
licherweise als Stromhändler für den Pool zugelassen 
und können direkt von den Effizienzgewinnen profitie-
ren. Die Aussage bezieht sich auf Verbraucher geringer 
Mengen Stroms (private Haushalte, kleine bis mittlere 
licht wird. Im Gegensatz zum Durchleitungsmo-
dell geschieht die ökonomische Koordinierung 
nicht in erster Linie über bilaterale Verträge, son-
dern über anonyme Gebote am Pool. Üblicherwei-
se beziehen sich die Angebote der Stromerzeuger 
auf den nächsten Tag (daher kurzfristige Termin-
börse).  
Im Poolmodell werden die Stufen Erzeugung, 
Übertragung und Verteilung vollständig vertikal 
entflochten. Das Übertragungsunternehmen wird 
zu einem reinen Stromtransporteur, der strikt den 
Anweisungen eines unabhängigen Systembetrei-
bers (independent system operator – ISO) folgt. 
Dieser koordiniert den Kraftwerkeinsatz nach 
Maßgabe der preislichen Signale des Pools. Es 
bekommen diejenigen Erzeuger den Zuschlag, 
welche die niedrigsten Preise bieten. 
Auch im Poolmodell ist eine Regulierung der 
Transportpreise nötig, da die Transportunterneh-
men nach wie vor in der Lage sind, ihre strategi-
sche Position über die Setzung der Transportprei-
se monopolistisch auszunutzen. Bei konsequenter 
vertikaler Entflechtung besteht das Problem der 
bevorzugten Behandlung eigener Unternehmens-
sparten nicht mehr. 
Die Etablierung eines Strompools ist mit Kosten 
verbunden, die allerdings bei ausreichender 
Marktgröße durch die Wettbewerbswirkungen 
überkompensiert werden. Strompools zeichnen 
sich dadurch aus, dass die Preise teilweise hohen 
Schwankungen unterliegen.80 Die Akteure am 
Pool sind daher erheblichen Preisrisiken ausge-
setzt. Aus diesem Grund ist es besonders wichtig, 
dass ein Sekundärmarkt für Instrumente geschaf-
fen wird, die eine Absicherung dieser Preisrisiken 
ermöglichen.81 Ebenso wie das Durchleitungsmo-
dell erfordert das Poolmodell eine ausreichende 
Marktgröße und genügend Marktteilnehmer, um 
                                                                                  
Unternehmen), die ihren Strom über einen Stromhändler 
beziehen und nicht direkt am Pool einkaufen. 
80 Zu den Ursachen siehe 3.1. 
81 Vgl. Drillisch / Riechmann (1998), S. 9; Castro (2000), 
S. 27-32. 
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Marktmacht und strategisches Verhalten zu ver-
meiden. 
Preis- und Qualitätsregulierung 
Mit der Preisregulierung soll verhindert werden, 
dass die natürlichen Monopolisten (Übertragungs- 
und Verteilungsunternehmen) ihre Marktmacht 
ausnutzen, um monopolistische Renten zu erwirt-
schaften und unliebsame Wettbewerber zu dis-
kriminieren. Zu diesem Zweck bestimmen die 
Regulierungsinstanzen die Höhe der Stromtrans-
portpreise und beaufsichtigen die Einhaltung die-
ser Bestimmungen. In der Praxis unterliegen ne-
ben den Transportpreisen häufig auch die End-
verbraucherpreise einer Regulierung. Eine Be-
gründung hierfür ist, dass die teilweise erhebli-
chen Preisschwankungen am Großhandelsmarkt 
nicht an die Haushalte weitergegeben werden 
sollen. 
Als gesetzliche Grundlage für die Preisregulie-
rung kommen zwei Alternativen in Betracht: Die 
Regulierung per Gesetz und die Regulierung per 
Vertrag:82 
Bei der Regulierung per Gesetz können die Regu-
lierungsinstanzen im Rahmen ihrer gesetzlich 
festgelegten Kompetenzen über das Preisregulie-
rungsverfahren,83 die Anpassungszeiträume und 
die Anpassungsmechanismen frei verfügen. Dies 
verschafft ihnen gewisse Entscheidungsspielräu-
me, die sie nutzen können, um flexibel auf Ent-
wicklungen im Strommarkt zu reagieren. Die Re-
gulierung per Gesetz erhöht jedoch die Planungs-
unsicherheit für die privaten Übertragungs- und 
Verteilungsunternehmen. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn die Regulierungsinstanz über eine 
geringe Glaubwürdigkeit verfügt. 
Bei der Regulierung per Vertrag werden das 
Preisregulierungsverfahren, die Anpassungszeit-
räume und die Anpassungsmechanismen im Kon-
zessionsvertrag zwischen dem staatlichen Konzes-
                                                     
82 Vgl. Weltbank (1994), S. 72. 
83 Siehe unten. 
sionsgeber84 und dem privaten Konzessionsneh-
mer individuell geregelt. Dadurch werden die 
diskretionären Spielräume der Regulierungsin-
stanzen eingeschränkt und die Planungssicherheit 
der privaten Investoren erhöht. Es ist eine äußerst 
komplexe Aufgabe, die Bedingungen für die 
Preisregulierung in Konzessionsverträgen festzu-
schreiben. Aufgrund der langen Laufzeit von 
Konzessionsverträgen85 muss das richtige Maß 
zwischen Exaktheit und Anpassungsfähigkeit der 
Bestimmungen gefunden werden. Außerdem ha-
ben die Preisregeln im Konzessionsvertrag eine 
Auswirkung auf die Verteilung von Risiken zwi-
schen dem privaten Investor, dem Staat und den 
Stromverbrauchern und müssen daher sehr sorg-
fältig abgewogen werden. 
Die verschiedenen Preisregulierungsverfahren 
unterscheiden sich hinsichtlich der Bestimmungs-
größe für die regulierten Preise und hinsichtlich 
der Effizienzanreize, die sie vermitteln:86 
— Bei der rate-of-return-Regulierung bilden die 
Kosten des Unternehmens die Grundlage für 
die Höhe des Preises. Der Gedanke hinter der 
rate-of-return-Regulierung ist, dass das regu-
lierte Unternehmen mit den Einnahmen seine 
Produktionskosten decken und eine angemes-
sene Verzinsung des eingesetzten Kapitals er-
reichen soll. Die Preise werden auf der 
Grundlage einer festgelegten Kapitalrendite 
kalkuliert. Das Problem bei diesem Verfahren 
ist, dass es dem Unternehmen keinen Anreiz 
zur Kostenreduktion vermittelt, da es sich im 
Prinzip um ein Kostenerstattungsverfahren 
handelt. 
— Bei der price-cap-Regulierung können Anrei-
ze zur Kostenreduktion vermittelt werden, da 
der direkte Zusammenhang zwischen den 
Kosten des Unternehmens und der Höhe der 
Preise aufgehoben wird. Die price-cap-Regu-
                                                     
84 Im Falle von Übertragungskonzessionen üblicherweise 
der Zentralstaat; im Falle von Verteilungskonzessionen 
üblicherweise die Regionalregierung oder die Gemein-
de. 
85 Häufig sind Konzessionen sogar unbefristet. 
86 Vgl. Millán et al. (2001), S. 28f. 
 lierung ist eine Anpassungsregel für die Prei-
se im Zeitverlauf. Die regulierten Preise wer-
den periodisch dem Konsumentenpreisindex 
angeglichen, korrigiert um einen Produktivi-
tätsausgleichsfaktor. Auf diese Weise werden 
den Unternehmen Kostensenkungsanreize ver-
mittelt. Dieses Regulierungsverfahren wird in 
England und Wales angewendet. 
— Ähnliche Anreize zur Kostenreduktion ver-
mittelt die Effizienzstandardregulierung, bei 
der die Kosten eines hypothetischen, effizien-
ten Modellunternehmens die Grundlage für 
die Kalkulation der Preise bilden. Dieses Re-
gulierungsverfahren wird häufig in Latein-
amerika angewendet. 
Ein grundsätzliches Problem bei der Preis-
regulierung ist, dass die regulierten Unternehmen 
stets einen Informationsvorsprung gegenüber der 
Regulierungsinstanz haben, was ihre wahre Kos-
tensituation betrifft. Eine perfekte Preisregulie-
rung ist daher nicht möglich. 
Im Rahmen der Qualitätsregulierung werden 
Qualitätsstandards definiert und die Stromunter-
nehmen bei Unterschreiten dieser Standards mit 
Bußgeldern belegt. Die üblichsten Standards be-
ziehen sich auf die Dauer von Stromunterbre-
chungen, die Häufigkeit von Stromunterbrechun-
gen und Spannungsschwankungen. 
Wettbewerb um Märkte 
Wettbewerb um Märkte ist nur dann wirksam, 
wenn ein kompetitives Verfahren für die Verga-
be von Konzessionen gewählt wird. Eine Vor-
aussetzung hierfür ist, dass die Konzession öf-
fentlich ausgeschrieben wird. Üblicherweise 
wird zunächst eine Vorauswahl unter den Be-
werbern getroffen und die Konzession darauf 
über eines der beiden folgenden Verfahren ver-
geben:87 
— Auktion, 
— direkte Verhandlung. 
                                                     
87 Vgl. Klein (1998b), S. 1. 
Beide Verfahren haben Vor- und Nachteile. Das 
Auktionsverfahren88 ist standardisiert und daher 
transparenter als direkte Verhandlungen. Dies 
erhöht die Glaubwürdigkeit des Vergabeverfah-
rens und verringert die Korruptionsgefahr. Au-
ßerdem wird über Auktionen in der Regel ein 
höherer Wettbewerbsdruck auf die Bewerber 
ausgeübt als in direkten Verhandlungen. Dadurch 
können günstigere Konditionen erzielt werden, 
beispielsweise in Form niedrigerer Strompreise.89 
Die Vorteile der direkten Verhandlung sind die 
geringeren Transaktionskosten und die höhere 
Flexibilität im Vergleich zur Auktion. Die mit 
Auktionen verbundenen Transaktionskosten 
können in vielen Fällen prohibitiv hoch sein. 
Dies gilt vor allen Dingen für komplexe, schlecht 
standardisierbare Projekte und für Länder, in 
denen keine oder geringe Erfahrungen mit Kon-
zessions- und Betreiberverträgen vorliegen.90 Die 
höhere Flexibilität der direkten Verhandlungen 
ist bei sehr komplexen Projekten (z.B. Bau und 
Betrieb von Speicherwasserkraftwerken) von 
Vorteil. Im Rahmen von direkten Verhandlungen 
können Innovationen von Bewerbern berücksich-
tigt und das Projekt im Zuge der Verhandlungen 
angepasst werden. Dies ist bei der standardisier-
ten Auktion nicht möglich. 
                                                     
88 Zu den unterschiedlichen Auktionsverfahren (öffentliche, 
geheime, Höchstpreis-, Zweit-Höchstpreisauktion), die in 
der Praxis angewendet werden, vgl. Klein (1998b). 
89 Ein gutes Beispiel stellt die Vergabe von Betreiberverträ-
gen zur Stromerzeugung auf den Philippinen in den neun-
ziger Jahren dar. Da dringend neue Stromerzeugungska-
pazitäten benötigt wurden, hat man in der ersten Vergabe-
runde das schnellere Verfahren der direkten Verhandlung 
gewählt. Es wurde ein Strompreis von 0,13 US $ pro 
KWh mit dem privaten Investor ausgehandelt. In einer 
zweiten Runde wurden die Betreiberverträge per Auktion 
versteigert mit dem Ergebnis, dass der Strom wesentlich 
günstiger eingekauft werden konnte, nämlich zu 0,05 bis 
0,07 US $ pro KWh. Vgl. Klein (1998b), S. 1. 
90 Die Transaktionskosten für die Auktionsvergabe von 
Konzessions- und Betreiberverträgen liegen zwischen 
3 % - 5 % der Projektsumme bei wenig komplexen Ver-
trägen und 10 % bei komplexen Verträgen in Ländern 
ohne Erfahrungen auf diesem Gebiet. Vgl. Klein 
(1998a), Fn. 3. 
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3.2.4 Förderung der Stromversorgung 
armer Haushalte und ländlicher 
Regionen 
Die Verfügbarkeit von elektrischem Strom hat 
einen Einfluss auf die Lebensqualität und auf die 
wirtschaftlichen Handlungsmöglichkeiten der 
Menschen.91 Dies wird besonders klar, wenn die 
Stromversorgung in Kombination mit anderen 
sozialen und wirtschaftlichen Infrastrukturleistun-
gen (Wegenetz, Grundbildung, Gesundheits- und 
Trinkwasserversorgung) bereitgestellt wird, also 
in einen umfassenderen Ansatz zur ländlichen 
Entwicklung integriert ist.92 Außerdem wird E-
lektrizität, je nach Entwicklungsstand des betrach-
teten Landes, als Basisgut betrachtet und die Ver-
sorgung städtischer Armensiedlungen und netz-
ferner Gebiete stellt für deren Bewohner ein Ele-
ment der sozialen Integration dar.  
Die Wirkungen der Strukturreformen auf arme 
Verbraucher sind weitgehend offen.93 Die Re-
strukturierung der Stromwirtschaft kann mittels 
einer geeigneten Struktur- und Verhaltensregulie-
rung dazu beitragen, dass die Stromkosten und die 
Strompreise sinken und dass dank privater Investi-
tionen das Stromnetz ausgebaut wird. Davon kön-
                                                     
91 Vgl. Waddams Price (2000), S. 27f. 
92 Für eine kurze und prägnante Darstellung der Entwick-
lungseffekte ländlicher Elektrifizierung vgl. ESMAP 
(2002), Abschnitt 1.1 sowie Übersicht S. 68. Für eine 
kritische Bewertung dieser Effekte vgl. Hildebrand 
(1998). 
93 Vgl. Powell / Starks (2000b), S. 49f. 
nen auch die bedürftigen Zielgruppen profitieren. 
Allerdings sind häufig im Zuge der Reformen 
Tariferhöhungen nötig, wovon besonders arme 
Haushalte negativ betroffen werden. Darüber hin-
aus wird im Zuge der Reformen aufgrund von 
Anpassungen im Tarifsystem häufig die Quersub-
ventionierung der privaten Haushalte durch die 
Industrie- und Großkunden abgebaut, was eben-
falls Nutzer mit niedrigen Einkommen besonders 
benachteiligen kann. Insgesamt gilt, dass sich 
durch die Strukturreformen die gezielte Förderung 
armer Haushalte nicht erübrigt.  
Ebenfalls einer gezielten Förderung bedürfen die 
Bewohner ländlicher Regionen.94 Deren Versor-
gung ist aus zwei Gründen besonders teuer: Ers-
tens sind ländliche Regionen dünn besiedelt und 
zweitens verbrauchen ländliche Haushalte in der 
Regel nur wenig Strom. Dies bedeutet, dass die 
hohen Investitionskosten lediglich auf wenige 
Stromeinheiten umgelegt werden können und 
deshalb stärker zu Buche schlagen als in Bal-
lungsgebieten (zur Illustration siehe Tabelle 3). 
Diese erhöhten Kosten stehen in Kontrast zur in 
der Regel geringen Zahlungsfähigkeit der länd-
lichen Bevölkerung. 
In einer liberalisierten und privatisierten Strom-
wirtschaft müssen neue Instrumente zur Subventi-
onierung bedürftiger Zielgruppen gefunden wer-
den. Eine Möglichkeit, die private Finanzierung 
von Stromprojekten mit öffentlichen Subventio-
nen zu kombinieren, besteht darin, einem priva-
                                                     
94 Vgl. Powell / Starks (2000a), S. 30. 
Tabelle 3:  Wirkung der Entfernung vom Netz und des Verbrauchsniveaus auf die Stromkosten pro KWh in Indone-
sien (Angaben in US Cents pro KWh) 
Netzentfernung und Verbrauchsniveau Kosten Erweiterungs-
investition 
Kosten Stromerzeu-
gung und -übertragung 
Gesamtkosten 
3 Kilometer, 20 Haushalte 45 10 55 
3 Kilometer, 50 Haushalte 20 10 30 
1 Kilometer, 20 Haushalte 15 10 25 
1 Kilometer, 50 Haushalte   7 10 17 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Powell / Starks (2000a), S. 32. 
 ten Stromverteilungsunternehmen im Rahmen 
eines Konzessionsvertrages bestimmte Ergebnis-
kriterien vorzugeben (beispielsweise die Erhö-
hung der Elektrifizierungsquote in einem armen 
Stadtrandgebiet) und die Auszahlung der öffentli-
chen Subventionen an die Erreichung der Ergeb-
niskriterien zu koppeln. Dieser ergebnisorientierte 
Förderansatz95 steht in Kontrast zum herkömmli-
chen Förderansatz im Modell staatseigener Unter-
nehmen, in dem die Unternehmen unabhängig von 
Ergebniskriterien subventioniert wurden (vgl. Ab-
bildung 2). Im Gegensatz zum herkömmlichen 
Ansatz besteht bei der ergebnisorientierten Förde-
rung die Chance, bestimmte Zielgruppen sehr viel 
genauer zu erreichen. 
Die verschiedenen Subventionsformen zur Förde-
rung der Stromversorgung können nach zwei 
Merkmalen unterschieden werden:96 
— Finanzierungsquelle der Subvention und 
                                                     
95 In der englischsprachigen Fachliteratur wird dieser 
Förderansatz als „output-based aid“ bezeichnet. Vgl. 
Brook/ Smith (2001). 
96 Vgl. hierzu Estache et al. (2000), S. 26ff. 
— Kriterium, das zum Erhalt der Subvention 
berechtigt. 
Als Finanzierungsquellen kommen in Frage: All-
gemeine Steuermittel des Staates; besondere Ab-
gaben, die von den Stromunternehmen erhoben 
werden und Zahlungen derjenigen Stromverbrau-
cher, die einen höheren Preis zahlen, als den von 
ihnen verursachten Kosten entspricht (Quersub-
ventionen):  
— Die Finanzierung über allgemeine Steuermit-
tel hat den Vorteil, dass die relativen Strom-
preise dadurch nicht verändert werden. Die 
Strompreise können an die Grenzkosten der 
Versorgung der betreffenden Verbraucher-
gruppe angepasst werden. Hierdurch wird 
die Gesamteffizienz erhöht. Die Steuerfinan-
zierung hat Nachteile in sehr ineffizienten 
Steuersystemen, in denen die Kosten der Be-
steuerung hoch sind.  
— Besondere Abgaben auf die Stromunterneh-
men sind in der Regel leichter durchzusetzen 
als allgemeine Steuererhöhungen, insbeson-
dere wenn sie in ein umfassendes Reformpa-
ket zur Restrukturierung der Stromwirtschaft 
eingebettet sind. Sie haben jedoch den Nach-
Abbildung 2: Herkömmlicher Förderansatz versus ergebnisorientierter Förderansatz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Brook / Smith (2001), S. 6. 
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teil, dass die Stromunternehmen die Kosten 
dieser Abgabe auf die Strompreise überwäl-
zen. 
— Quersubventionen sind in der Regel leicht 
umzusetzen, beispielsweise durch eine Vor-
schrift zur Einheitstarifierung bzw. durch die 
Festlegung bestimmter Tarifklassen, welche 
Geringverbraucher begünstigen. Sie haben 
den Nachteil, dass die Strompreise von den 
Grenzkosten abweichen, was Ineffizienzen 
hervorruft.  
Das gewählte Berechtigungskriterium hat einen 
großen Einfluss auf die Zielgenauigkeit der Sub-
ventionen. Als Berechtigungskriterien kommen in 
Frage: Status einer Person, geographische Krite-
rien, positiver Bedarfstest oder Höhe des Strom-
verbrauchs: 
— Der Status einer Person (z.B. Student bzw. 
Studentin oder Rentner bzw. Rentnerin) sagt 
wenig über seine Bedürftigkeit aus und ist 
daher als Berechtigungskriterium wenig ge-
eignet. 
— Geographische Kriterien sind dann zielgenau, 
wenn es gelingt, Regionen oder Zonen mit 
sehr homogenen Bevölkerungsgruppen zu de-
finieren. Dies ist jedoch häufig nicht möglich. 
— Bedarfstests können die Zielgenauigkeit geo-
graphischer Kriterien erhöhen, haben jedoch 
den Nachteil, dass sie relativ teuer sind, da 
für die Tests persönliche Interviews geführt 
werden müssen. Aus Kostengründen werden 
Bedarfstests daher häufig nur auf Antrag 
durchgeführt. Dies kann bewirken, dass die 
eigentliche Zielgruppe systematisch benach-
teiligt wird, da sie aufgrund mangelnder Bil-
dung die Antragsformulare nicht ausfüllen 
kann oder aufgrund von Informationsdefizi-
ten nichts von der Förderung erfährt. 
— In einigen Fällen haben sich sogenannte life-
line tariffs bewährt, bei denen der Stromkon-
sum unter einer bestimmten niedrigen 
Schwelle subventioniert wird.97 Ein niedriger 
Stromkonsum ist ein relativ guter Indikator 
                                                     
97 Vgl. Powell / Starks (2000b), S. 50. 
für ein geringes Einkommen, da arme Haus-
halte in der Regel über keine Geräte mit ho-
hem Stromverbrauch verfügen (Klimaanlage, 
Kühlschrank etc.). Die Finanzierungsquelle 
dieser Subventionen sind normalerweise die 
Stromzahlungen der übrigen Verbraucher, 
d.h. es handelt sich um Quersubventionen. 
Bei der Stromversorgung isolierter Regionen 
kommen prinzipiell zwei technische Alternativen 
in Frage: Erstens die Verbindung der Region mit 
dem zentralen Stromnetz mittels des Baus einer 
Übertragungsleitung. Zweitens eine autonome 
Stromversorgung. Bei der autonomen Stromver-
sorgung können Mininetze, die über ein kleines 
zentrales Kraftwerk verfügen und Hausversor-
gungssysteme, bei denen jedes Haus über ein ei-
genes Stromversorgungssystem verfügt, unter-
schieden werden. Mininetze und Hausver-
sorgungssysteme eignen sich gut, um regenerative 
Energieträger zur Stromerzeugung einzusetzen. 
Für Mininetze können je nach den lokalen Bedin-
gungen Windkraftwerke, Kleinwasserkraftwerke 
und Biogaskraftwerke in Betracht kommen. Für 
die individuelle Hausversorgung werden Photo-
voltaiksysteme (solar home systems) eingesetzt. 
Ob ein Anschluss an das zentrale Stromnetz oder 
ein autonomes Stromsystem kostengünstiger ist, 
hängt u.a. von den klimatischen und Geländebe-
dingungen, der Entfernung zum Zentralnetz, der 
Höhe des Stromkonsums und der Bevölkerungs-
dichte der betreffenden Region ab. 
Durch die Förderung regenerativer Erzeugungs-
technologien für isolierte Regionen besteht die 
Möglichkeit, eine doppelte Dividende zu erzielen. 
Erstens werden durch die Stromversorgung die 
Lebensbedingungen benachteiligter Gruppen ver-
bessert. Zweitens können schädliche Umwelt-
emissionen vermieden werden. Es ist jedoch zu 
bedenken, dass aufgrund des in der Regel gerin-
gen Stromverbrauchs der in Frage kommenden 
Haushalte die Emissionseinsparungen ebenfalls 
niedrig sind. 
 4 Erfahrungen mit der Restrukturierung 
der Stromwirtschaft in Lateinamerika 
In der Tendenz hat die Restrukturierung in La-
teinamerika einen positiven Einfluss auf die Pro-
duktionseffizienz der Stromwirtschaft sowie auf 
die Rehabilitierung und Erweiterung der Sektor-
infrastruktur. In einigen Fällen sanken dank der 
Sektorreformen die Großhandelspreise für Elekt-
rizität deutlich. Andererseits haben die privaten 
Haushalte in der Regel hiervon wenig profitiert. 
Darüber hinaus wurde die Förderung der Strom-
versorgung armer und ländlicher Haushalte im 
Rahmen der Reformen vernachlässigt. 
Die Erfahrungen zeigen auch, dass die hohen An-
forderungen, die das Konzept der umfassenden 
Restrukturierung an die staatlichen Institutionen 
stellt, in der lateinamerikanischen Praxis häufig 
eine Überforderung darstellen. So können durch 
Schwächen bei der Implementierung und man-
gelnde ownership an den Reformen bei wichtigen 
Akteuren inkonsistente Sektorstrukturen entstehen. 
Die Vernachlässigung von wettbewerbsfördernden 
Marktstrukturen und ineffektive Preisregulierungen 
verhindern, dass Effizienzgewinne an die Verbrau-
cher weitergegeben werden und verursachen unnö-
tige Kosten. Ein besonderes Problem stellen die 
mittelamerikanischen Länder dar. Da ihre Strom-
märkte sehr klein sind, ist ein funktionierender 
Wettbewerb kaum möglich. Dies lässt den Nutzen 
einer vertikalen Entflechtung fraglich erscheinen.  
4.1 Einführung und Überblick 
In Chile wurde bereits Anfang der achtziger Jahre 
eine umfassende Restrukturierung der Stromwirt-
schaft durchgeführt. Es folgten Argentinien 
(1991), Peru (1992) sowie Bolivien und Kolum-
bien (1994). Inzwischen haben beinahe sämtliche 
Länder der Region Reformen ihrer Stromwirt-
schaften durchgeführt bzw. eingeleitet.98 Den 
Ausgangspunkt für die Reformen bildeten in bei-
                                                     
98 Zum Stand der Restrukturierung siehe Abbildung 3. 
nahe allen lateinamerikanischen Ländern staatsei-
gene vertikal integrierte Monopole.99  
Die inhärenten Schwächen des alten Sektormo-
dells wurden mit dem Ausbruch der lateinameri-
kanischen Schuldenkrise zu Beginn der achtziger 
Jahre durch externe Faktoren verstärkt.100 Die 
Haushaltskrise der Staaten der Region und der 
Zwang zu Sparmaßnahmen trugen dazu bei, dass 
die Instandhaltung bestehender Stromanlagen ver-
nachlässigt und nötige Kapazitätserweiterungen 
verschoben wurden. Zudem wurden die Stromtarife 
häufig nicht an die Kostenentwicklung angepasst, 
um auf diese Weise die Inflation zu bekämpfen 
oder den politischen Rückhalt bei der Wähler-
schaft zu stärken. Die Regierungen waren dadurch 
immer weniger in der Lage, die Kapazitätserwei-
terungen zur Bedienung des rasch steigenden 
Strombedarfs zu finanzieren (in der gesamten 
Region Lateinamerika und Karibik hat sich der 
Stromverbrauch zwischen 1985 und 2000 verdop-
pelt).101 Die Reformen stellen einerseits eine Ant-
wort auf die Schwächen des alten Sektormodells 
dar. Andererseits verfolgten die Regierungen mit 
der Privatisierung und den damit zusammenhän-
genden Erlösen auch das Ziel, Staatseinnahmen 
zur Entlastung der Haushalte zu generieren.102 
Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über 
wichtige Aspekte der Restrukturierung der Strom-
wirtschaften der Region gegeben: 
Hinsichtlich der Marktstruktur und des Privati-
sierungsgrades unterscheiden sich die Strom-
sektoren der einzelnen Ländern teilweise deutlich. 
Abbildung 3 zeigt die Position ausgewählter Län-
der in Abhängigkeit des Marktstrukturmodells 
                                                     
99 Vgl. OLADE / ECLAC / GTZ (2000), S. 36. Eine Aus-
nahme bilden einige karibische Staaten, in denen das 
Modell des privaten vertikal integrierten Monopols un-
ter staatlicher Aufsicht den Ausgangspunkt für die Re-
formen darstellt. 
100 Vgl. hierzu Millán (1999), „Introduction“, www.iadb. 
org/sds/ifm/publication/publication_2885_2063_e.htm. 
101 Zum Wachstum des Stromverbrauchs der einzelnen 
Länder siehe Tabelle A1 im Anhang. 
102 Vgl. Millán et al. (2001), S. 4. 
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und des Privatisierungsgrades. Es wird deutlich, 
dass unter den lateinamerikanischen Ländern  
— eine Tendenz zum Poolmodell besteht und 
— die vertikale Entflechtung je nach Land unter-
schiedlich konsequent umgesetzt worden ist. 
In den Ländern, die ein Poolmodell eingeführt 
haben, ohne die Stromunternehmen konsequent 
vertikal und horizontal zu entflechten, ist der 
Wettbewerb deutlich eingeschränkt. Dadurch 
werden mögliche Effizienzgewinne verschenkt. 
Dies wird in Abschnitt 4.2.3 anhand des chileni-
schen Beispiels verdeutlicht. 
Tabelle 4 zeigt den Privatisierungsgrad auf den 
Stufen Erzeugung, Übertragung und Verteilung. 
Dieser ist in Argentinien, Bolivien und Chile sehr 
hoch. Auch in Brasilien, El Salvador, Guatemala, 
Kolumbien und Peru spielen private Akteure eine 
wichtige Rolle. In den übrigen Ländern der Region 
ist die private Beteiligung an der Stromwirtschaft 
gering bis nicht vorhanden. 
Hinsichtlich der Reife der Restrukturierung 
können folgende Aussagen getroffen werden:103 
— Der Restrukturierungsprozess ist in Chile und 
Argentinien bereits abgeschlossen, und es 
liegen genügend Erfahrungen mit der Funkti-
onsweise der Stromwirtschaft unter den neu-
en Bedingungen vor. 
                                                     
103 Zum Restrukturierungsstand vgl. OLADE / ECLAC / 
GTZ (2000), S. 36f. 
— In einem weit fortgeschrittenen Stadium be-
finden sich Peru, Bolivien, Kolumbien, Gua-
temala, El Salvador und Panama. Auch hier 
sind wesentliche Restrukturierungsschritte 
bereits implementiert; allerdings sind teilwei-
se noch größere Privatisierungen geplant. In 
diesen Ländern liegen ebenfalls erste Erfah-
rungen mit der neuen Struktur der Strom-
wirtschaft vor. 
— Brasilien befindet sich in einer Übergangs-
phase. Die Privatisierung auf dem Gebiet der 
Stromverteilung ist relativ weit fortgeschrit-
ten, jedoch sind andere wichtige Restrukturie-
rungsschritte noch nicht implementiert. Im 
Zusammenhang mit der jüngsten Energiekrise 
in Brasilien sind die Reformen ins Stocken 
gekommen.104 
— Ekuador, Nikaragua und Honduras befinden 
sich in einer frühen Restrukturierungsphase. 
Auch wenn sich die Ergebnisse der Restrukturie-
rungen zwischen den lateinamerikanischen Staa-
ten unterscheiden, können folgende Tendenzaus-
sagen gemacht werden:105 
 
                                                     
104 Siehe ausführlich zu Brasilien 4.2.1. 
105 Vgl. Millán et al. (1998), S. 20f; World Energy Council 
(2001), S. 50-74. 
Tabelle 4: Anteil der Privatwirtschaft an den stromwirtschaftlichen Produktionsstufen in ausgewählten 
lateinamerikanischen Ländern (Angaben in v.H. des Marktanteils) 
 Erzeugung Übertragung Verteilung  Erzeugung Übertragung Verteilung 
Argentinien  60  100  70  Guatemala  50  0  100 
Bolivien  90  90  90  Kolumbien  70  10  50 
Brasilien  30  10  60  Mexiko  10  0  0 
Chile  90  90  90  Paraguay  0  0  0 
Costa Rica  10  0  10  Peru  60  20  80 
Ekuador  20  0  30  Uruguay  0  0  0 
El Salvador  40  0  100  Venezuela  20  10  40 
Quelle: Millán et al. (2001), S. 12. 
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Abbildung 3: Restrukturierung in ausgewählten lateinamerikanischen Ländern 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: In Anlehnung an OLADE / ECLAC / GTZ (2000), S. 37. Verändert und ergänzt durch den Autor 
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— Durch die Privatisierung von Verteilungs-
unternehmen wurden die technischen und nicht-
technischen Stromverluste spürbar gesenkt. Al-
lerdings kam es im Zusammenhang mit der Ab-
stellung des Stromdiebstahls („nicht-tech-
nische“ Verluste) in städtischen Armensiedlun-
gen zu teilweise erheblichen Konflikten.106 
— Die Stromerzeugungskapazitäten (insbesondere 
im Bereich der Wärmekraftwerke) wurden in-
folge privater Investitionen deutlich ausgebaut. 
— Der Elektrifizierungsgrad ist dank privater 
Investitionen leicht gestiegen. 
— Die Versorgungssicherheit und die Versor-
gungsqualität wurden erhöht Die Arbeitspro-
duktivität in den Stromunternehmen ist deut-
lich gestiegen. Dies war mit einem massiven 
Personalabbau in den sanierten oder privati-
sierten Unternehmen verbunden. 
— Die Großhandelspreise für Strom sind ten-
denziell gesunken. Allerdings materialisierte 
sich dies häufig nicht in einer spürbaren Ver-
besserung für die privaten Nutzer, die zum 
Teil – auch bedingt durch die Anpassung der 
Stromtarife an die Kosten – Preiserhöhungen 
hinnehmen mussten. 
Diese Tendenzen zeigen, dass die Restruk-
turierung in Lateinamerika insgesamt einen posi-
tiven Einfluss auf die Produktionseffizienz der 
Stromwirtschaft hat. Die anschließende Analyse 
der Ländererfahrungen wird allerdings die 
Schwächen bei der Implementierung des neuen 
Sektormodells offenbaren. 
4.2 Ländererfahrungen 
In den folgenden Abschnitten wird anhand exem-
plarischer Erfahrungen analysiert, wie sich die 
Restrukturierung der Stromwirtschaft in der la-
                                                     
106 Im Fall von Buenos Aires wurde hierfür nachträglich 
eine Kompromisslösung gefunden. Siehe 4.2.4. Zu den 
Problemen im Zusammenhang mit der Abstellung des 
Stromdiebstahls im Zuge der Privatisierung vgl. auch 
Suding (1998). 
teinamerikanischen Praxis darstellt und ob sich 
das Konzept der umfassenden Restrukturierung in 
positiven Resultaten materialisiert. Zu diesem 
Zweck werden die in Kapitel 3 herausgearbeiteten 
Handlungsfelder des Staates näher betrachtet und 
auf Erfolge und Misserfolge hin geprüft. 
4.2.1 Koordination der Restrukturie-
rungsschritte  
Eine sorgfältige Koordination des Übergangs vom 
alten auf das neue Modell ist von großer Bedeu-
tung, da ansonsten Inkonsistenzen im neuen 
Ordnungsrahmen entstehen können. Ein wichti-
ger Faktor, der im Rahmen der Koordinierung 
geleistet werden muss, ist Reform-ownership bei 
den wichtigsten Akteuren und  stakeholders her-
zustellen. Beispiele für Probleme auf diesem Ge-
biet sind Brasilien und insbesondere Kolumbien. 
Im letzten Fall wurden mit dem Ziel der Wahrung 
von Besitzständen wichtige Restrukturierungs-
schritte auf Provinzebene blockiert, was den Re-
formprozess als ganzen gefährdete. Im Fall Ar-
gentiniens lief die Restrukturierung hingegen rela-
tiv koordiniert ab. Dazu beigetragen haben der 
hohe Reformwille der Bundesregierung,107 wel-
cher die Restrukturierung als Teil eines Gesamt-
paketes zur Strukturanpassung der argentinischen 
Wirtschaft durchführte und die Tatsache, dass der 
Zentralstaat die Kontrolle über weite Teile des 
Stromnetzes hatte. 
Im Folgenden werden nacheinander die Erfahrun-
gen Kolumbiens, Brasiliens und Argentiniens 
dargestellt: 
In Kolumbien wurden 1994 die gesetzlichen 
Grundlagen für eine umfassende Restrukturierung 
der Stromwirtschaft geschaffen.108 Probleme 
tauchten bei der Privatisierung der Verteilungsstu-
fe auf. Die Entflechtung und Privatisierung der 
Erzeugerstufe schritt sehr viel schneller voran als 
dies auf der Verteilungsstufe der Fall war. Damit 
                                                     
107 Forciert durch den Internationalen Währungsfonds. 
108 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Millán et al. 
(2001), S. 13f u. 17f; Alonso et al. (2001), S. 95-105. 
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ergab sich eine Situation, in der auf der Nachfrage-
seite des Großhandelsmarkts größtenteils unsa-
nierte staatliche Verteilungsunternehmen auftra-
ten, die kaum über finanzielle Reserven verfügten. 
Dies führte beinahe zum finanziellen Kollaps des 
kolumbianischen Pools. Ein Grund für die finan-
ziellen Nöte der Verteilungsunternehmen lag dar-
in, dass diese höchst ineffizient arbeiteten. Dies 
äußerte sich in hohen Stromverlusten, mangelhaf-
ter Messung des Stromverbrauchs und ineffekti-
vem Inkasso. Die Verteilungsunternehmen konn-
ten aufgrund ihrer mangelnden Liquidität den vom 
Pool bezogenen Strom oft nicht bezahlen, woraus 
erhebliche Schulden resultierten. Der Konflikt 
wurde teilweise auf dem Rücken der Verbraucher 
ausgetragen, indem der Pool den Strom abschalte-
te. Die Stromabschaltungen waren jedoch auf-
grund massiver Proteste nicht haltbar. Letztend-
lich mussten die Schulden mit Mitteln der Zentral-
regierung beglichen werden. 
Die Privatisierung der Verteilungsunternehmen 
war auch deshalb schwierig durchzuführen, weil 
die Kontrolle über die kolumbianischen Verteiler-
netze sehr dezentralisiert war. Dies verlieh den 
politischen Entscheidungsträgern auf regionaler 
Ebene eine starke Position. In vielen Fällen wurde 
die Privatisierung von den regionalen Entschei-
dungsträgern in Koalition mit verschiedenen Inte-
ressengruppen verschleppt, um erworbene Privi-
legien nicht aufgeben zu müssen bzw. um indivi-
duellen Nutzen aus dem Privatisierungsprozess zu 
ziehen.109 Die kolumbianische Erfahrung lehrt, 
dass es wichtig ist, die strategische Stufe der 
Stromverteilung vor oder gleichzeitig mit der 
                                                     
109 Es sind verschiedene Korruptionsfälle im Zusammen-
hang mit der Privatisierung der Verteilungsunternehmen 
bekannt geworden. Ein Beispiel ist der TermoRio Skan-
dal: Kurz vor der Privatisierung des Verteilungsunter-
nehmens Electranta schloss dieses entgegen den gesetz-
lichen Bestimmungen ein PPA mit dem Stromerzeuger 
TermoRio ab. Die Regierung lehnte es ab, den Vertrag 
mit in die Privatisierung aufzunehmen und strebte des-
sen Annullierung an. Aufgrund der mangelhaften Vor-
bereitung des Verfahrens seitens der kolumbianischen 
Regulierungsinstanz SSP (Superintendencia de Servici-
os Públicos) wurde Electranta von der im Vertrag vor-
gesehenen internationalen Schiedsstelle zur Zahlung ei-
nes Bußgeldes von 65 Mio. US $ an TermoRio verur-
teilt. Vgl. Millán et al. (2001), S. 15. 
Erzeugerstufe zu sanieren und zu privatisieren, 
um stabile Verhältnisse auf der Nachfrageseite des 
Großhandelsmarkts zu schaffen. Die Umsetzung 
einer raschen Privatisierung der Verteilerstufe 
wird erschwert, wenn die Kontrolle über die Ver-
teilungsunternehmen nicht beim Zentralstaat liegt, 
sondern auf regionalstaatlicher Ebene. Dies zeigen 
auch die übrigen lateinamerikanischen Erfahrun-
gen. 
In Brasilien haben Mängel bei der Koordinierung 
der Restrukturierungsschritte dazu beigetragen, 
dass wichtige Investitionen in die Stromerzeugung 
ausblieben und das Land von Mitte des Jahres 
2001 bis Ende des ersten Quartals 2002 mit akuter 
Stromknappheit zu kämpfen hatte. Der unmittel-
bare Auslöser für die Stromkrise war der Pegel-
stand der brasilianischen Stauseen (vorwiegend in 
den Regionen Südosten, Mittelwesten und Nord-
osten), der im Laufe mehrerer regenarmer Jahre 
auf ein kritisch niedriges Niveau gesunken war. 
Da der brasilianische Strom zu über 90 % in Was-
serkraftwerken erzeugt wird, hatte dies folgen-
schwere Auswirkungen auf die Stromproduktion. 
Um der Krise zu begegnen, wurden ab Juni 2001 
im Rahmen eines landesweiten Stromsparpro-
gramms alle Verbraucher (private Hauhalte, Han-
del und Industrie), die im Monatsdurchschnitt 
über 100 kWh verbrauchten, dazu verpflichtet, 
ihren Stromkonsum um 15  % bis 25 % zu redu-
zieren.110 Bei Verfehlung des Stromsparzieles 
drohten drastische Aufpreise und Stromabschal-
tungen. Die Stromsparziele wurden Ende Novem-
ber 2001 auf ca. die Hälfte gesenkt. Die Strom-
knappheit ist ein Grund dafür, dass das brasiliani-
sche Bruttoinlandsprodukt 2001 lediglich um 2 %, 
statt der zu Beginn des Jahres prognostizierten 
4 %, gewachsen ist.111 
                                                     
110 Vgl. Calcagnotto / Poettering (2001), S. 185. 
111 Weitere Faktoren sind die Krise des Nachbarn Argenti-
nien und die deutliche Abkühlung der US-
amerikanischen Konjunktur. Vgl. BNDES (2001a), S. 2; 
(2001b), S. 1. 
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Drohende Stromdefizite zeichneten sich für Brasi-
lien bereits seit mehreren Jahren ab und sind da-
mit zu erklären, dass die Investitionen in die Er-
zeugungskapazitäten hinter dem Wachstum der 
Stromnachfrage zurückgeblieben sind. Zwischen 
1995 (dem Beginn der Restrukturierung) und 
1999 ist die Stromnachfrage um durchschnittlich 
4 % p.a. gewachsen, während die Erzeugungs-
kapazitäten im gleichen Zeitraum lediglich um 
3,4 % p.a. ausgebaut wurden.112 Wie Abbildung 4 
zeigt, wurde während der neunziger Jahre die 
erzeugte Menge an elektrischer Energie im Ver-
hältnis zu den vorhandenen Kapazitäten deutlich 
ausgeweitet. Dies bedeutete einen übermäßigen 
Abbau der Reservekapazität, die dann bei Aus-
bruch der Stromkrise nicht mehr zur Verfügung 
stand, um die Nachfrage zu decken. 
Das Ausbleiben der Investitionen steht im Zu-
sammenhang mit einem „Regelvakuum“ für die 
Stromwirtschaft, das beim Übergang vom alten 
                                                     
112 Vgl. Pinto (2001), S. 18. 
auf das neue Paradigma entstanden ist.113 1995 
wurden die gesetzlichen Grundlagen für die Betei-
ligung des Privatsektors in der Stromwirtschaft 
geschaffen. Diese beschränkten sich primär auf 
die Vergabe von Stromverteilungskonzessionen 
an private Akteure sowie im Bereich der Stromer-
zeugung auf die Schaffung der Figur des IPP. 
Nach der Gesetzesänderung wurde die Privatisie-
rung der Verteilerstufe eingeleitet. Mit der genau-
en Ausgestaltung der Regeln für den angestrebten 
Großhandelsmarkt, den Preisfindungsmechanis-
mus und den vorgesehenen ISO wurde die 1996 in 
Leben gerufene und mit weitreichenden Kompe-
tenzen ausgestattete unabhängige Regulierungsin-
stanz ANEEL (Agência Nacional de Energia 
Elétrica) beauftragt. Diese nahm ihre Arbeit aller-
dings erst zu Beginn des Jahres1998 auf; der ISO  
                                                     
113 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Pinto (2001), 
S. 11-21; Leite et al. (2001), Ferreira (1999). 
Abbildung 4: Brasilien: Entwicklung der Erzeugungskapazität und der erzeugten elektrischen Energie, 
1980-1999 (Index 1990=100) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Daten von Pires et al. (2001), S. 17. 
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wurde erst 1999 konstituiert.114 Die Verzögerun-
gen und das daraus resultierende Zwittersystem 
aus Komponenten des alten und des neuen Sek-
tormodells führten zu einer langen Phase der Un-
sicherheit über die genauen Regeln, die im re-
strukturierten Strommarkt herrschen sollten. Die 
hauptsächlichen Unsicherheiten, die teilweise 
noch fortbestehen, waren:115 
— Wie wird die zukünftige Marktstruktur in den 
Bereichen Erzeugung und Übertragung aus-
sehen? Wird insbesondere eine konsequente 
vertikale Entflechtung der staatlichen Strom-
unternehmen durchgesetzt? 
— Werden die großen staatlichen Erzeu-
gungsunternehmen der Gruppe Eletrobrás,116 
die ebenfalls Eigentümer des Übertragungs-
netzes sind, privatisiert oder bleiben sie in 
Staatsbesitz? 
— Wie wird die Preisfindung am Großhandels-
markt geregelt? Welche Preisanpassungsre-
geln gelten für die langfristigen Übergangs-
verträge?117 
— Wie wird die Entwicklung der Erdgaspreise 
in die Anpassung der Stromtarife einge-
hen?118 
Aufgrund dieser Unsicherheiten sind die privaten 
Investitionen in neue Kapazitäten weit hinter den 
Erwartungen zurückgeblieben. Die kritische Situ-
ation bei den Neuinvestitionen spitzte sich da-
durch zu, dass die staatlichen Investitionen in 
Erzeugungskapazitäten in Erwartung einer rasche-
                                                     
114 Vgl. Pinto (2001), S. 13. 
115 Vgl. Pinto (2001), S. 16. 
116 Centrais Elétricas Brasileiras. 
117 Bei den Übergangsverträgen handelt es sich um langfris-
tige Abkommen zwischen Erzeugern und Verteilern zu 
festen, regulierten Preisen, die den Einstieg in den Er-
zeugerwettbewerb am Großhandelsmarkt erleichtern 
sollen. Vgl. hierzu Ferreira (1999), S. 157. 
118 Erdgas spielt für Brasilien eine wichtige Rolle als Pri-
märenergieträger für Wärmekraftwerke. Da das Erdgas 
importiert werden muss, bedarf es Regelungen bezüg-
lich der Anpassungen der Erzeugerpreise an Wechsel-
kursschwankungen und Schwankungen des Weltmarkt-
preises für Erdgas. 
ren Restrukturierung deutlich gesenkt worden 
waren. Die Entwicklung der Investitionen in die 
brasilianische Stromwirtschaft wird in Abbil-
dung 5 dargestellt. 
Bei den Übergangsproblemen der brasilianischen 
Stromwirtschaft spielt außerdem die Blockadehal-
tung einiger Entscheidungsträger auf Ebene der 
Bundesstaaten eine wichtige Rolle. Beispielsweise 
verhindert der Gouverneur des Bundesstaates 
Minas Gerais bisher erfolgreich die vertikale Ent-
flechtung und Privatisierung des drittgrößten 
Stromunternehmens Brasiliens (CEMIG).119 Ins-
gesamt erschwert die föderale Struktur Brasiliens 
eine zügige und koordinierte Restrukturierung. 
In Argentinien verlief die Koordination der Re-
strukturierung reibungslos und wurde in lediglich 
zwei Jahren weitgehend abgeschlossen.120 Zwi-
schen 1992 und 1993 wurden mittels des Elektri-
zitätsgesetzes die Basis für die neue Sektorstruk-
tur gelegt, die wichtigsten Institutionen geschaffen 
(Großhandelsmarkt, Regulierungsinstanz, ISO) 
sowie ein Großteil der Erzeugungs-, Übertragungs- 
und Verteilungskapazitäten privatisiert.121 
Erleichtert wurde dieser Prozess dadurch, dass die 
Restrukturierung der Stromwirtschaft in ein um-
fassendes Reformprogramm zur makroökonomi-
schen Stabilisierung eingebunden war, das 1992 
erste Stabilitätserfolge zeigte.122 Wichtige Elemen-
te des makroökonomischen Reformprogramms 
waren die sektorübergreifende Privatisierung von 
Staatsunternehmen, die Kürzung der Staatsausga-  
                                                     
119 Vgl. Econominas (2001). 
120 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Pistonesi (2000), 
S. 21-23. 
121 Eine wichtige Ausnahme auf der Erzeugerstufe stellen 
die drei argentinischen Atomkraftwerke dar, die sich 
weiterhin in Staatseigentum befinden. 
122 Die jüngste argentinische Wirtschaftskrise zeigt, dass 
die Stabilisierung mittels des makroökonomischen Re-
formprogramms langfristig nicht geglückt ist. 
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ben, die Liberalisierung des Außenhandels und 
des Kapitalverkehrs sowie die Einführung der 
Wechselkursparität zum US-Dollar bei gleichzei-
tiger Bindung der inländischen Geldmenge an die 
Devisenreserven der Zentralbank.123 Der politi-
sche Wille der Zentralregierung, die Restrukturie-
rung der Stromwirtschaft als Teil des makroöko-
nomischen Reformprogramms in die Tat umzu-
setzen, war hoch. 
Die Restrukturierung wurde darüber hinaus durch 
den Problemdruck beschleunigt, der von der ka-
tastrophalen finanziellen Situation der zentral-
staatlichen Stromunternehmen ausging. Diese 
befanden sich am Rande der Insolvenz. Außerdem 
hatte eine Dürreperiode gegen Ende der achtziger 
Jahre offenbart, dass sich der Wärmekraftwerk-
park in einem schlechten Zustand befand.124 
                                                     
123 Vgl. Pistonesi (2000), S. 10f. 
124 Da die Wasserkraftwerke als Grundlasterzeuger ausfie-
len, mussten die Wärmekraftwerke diese Funktion über-
nehmen, wozu diese aufgrund ihres schlechten Zustands 
nur begrenzt in der Lage waren. Es kam zu andauernden 
Stromausfällen. 
Schließlich ließ sich eine rasche Privatisierung 
umfangreicher Teile der argentinischen Strom-
wirtschaft auch deshalb durchsetzen, weil sich 
beinahe sämtliche Stromerzeugungskapazitäten 
sowie das landesweite Übertragungsnetz und das 
Verteilungsnetz der Region Buenos Aires in zent-
ralstaatlichem Eigentum befanden. Die Privatisie-
rung der Verteilungsunternehmen in den Provin-
zen, die sich vorwiegend im Eigentum von Ge-
nossenschaften und Munizipien befanden, schritt 
deutlich langsamer voran.125 Dies bestätigt die aus 
Kolumbien und Brasilien vorliegenden Erfahrun-
gen: Je weniger der Zentralstaat das Stromnetz 
kontrolliert, desto schwieriger ist die Restrukturie-
rung durchzusetzen und desto notwendiger ist eine 
enge Koordination der staatlichen Gebietskörper-
schaften. 
                                                     
125 Vgl. Romero (2000), S. 69. 
Abbildung 5: Investitionen in die brasilianische Stromwirtschaft, 1970-1999  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Araújo (2001), S. 6. 
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4.2.2 Institutionelles Design von Regulie-
rungsinstanzen 
Die an der Regulierung der Stromwirtschaft betei-
ligten Regulierungsinstanzen sind in ein staatli-
ches Institutionengefüge eingebettet, das Einfluss 
auf die Effektivität und Reputation der Regulie-
rung hat. Im Allgemeinen weist dieses staatliche 
Institutionengefüge in den lateinamerikanischen 
Staaten Defizite auf. Darüber hinaus zeigen die 
chilenischen Erfahrungen, dass eine zu große Nä-
he zum Ministerium und fehlende Handlungs-
kompetenzen die Effektivität der Regulierung 
behindern können. Schließlich wird die Hand-
lungsfähigkeit der Regulierungsinstanzen durch 
fehlende Fachkräfte geschwächt. Dieses Problem 
betrifft in erster Linie die kleinen und armen Län-
dern der Region. 
Allgemein weisen staatliche Institutionen in La-
teinamerika einige typische Schwächen auf.126 
Dies betrifft u.a. die Rechtssicherheit, die Klarheit 
und Durchsetzbarkeit von Verfügungsrechten, die 
                                                     
126 Hier handelt es sich um sehr verallgemeinernde Aussa-
gen. Vgl. vertiefend zu diesem Thema Gómez (2001) 
und Waldmann (2001). 
Unabhängigkeit und Leistungsfähigkeit der Justiz, 
die Durchsetzbarkeit von Verträgen, die Qualität 
der öffentlichen Verwaltung sowie die Verfügbar-
keit von Konfliktschlichtungsverfahren.127 Diese 
Mängel, insbesondere diejenigen, welche die Jus-
tiz betreffen, schränken die Effektivität der Regu-
lierungsinstanzen ein. 
Das institutionelle Umfeld in Lateinamerika ist 
darüber hinaus von in der Regel schwachen Wett-
bewerbsaufsichtsbehörden geprägt.128 Zudem 
weist die Koordination zwischen Strommarktregu-
lierung und Wettbewerbsaufsicht in vielen Fällen 
Lücken auf. Dies führt dazu, dass das Wettbe-
werbsrecht in einigen Ländern (z.B. in Mexiko) 
nicht auf die Stromwirtschaft angewendet wird. 
Tabelle 5 gibt einen Überblick über einige Struk-
turmerkmale ausgewählter lateinamerikanischer 
Regulierungsinstanzen, die Anhaltspunkte für die 
Beurteilung ihrer formalen Unabhängigkeit und 
Handlungsfähigkeit liefern können. Abgesehen 
von der chilenischen Regulierungsinstanz, die 
                                                     
127 Vgl. Millán et al. (2001), S. 10f. 
128 Vgl. hierzu De León (2001), S. 2f. 
Tabelle 5: Strukturmerkmale ausgewählter lateinamerikanischer Regulierungsinstanzen 
 Regulierungsinstanz Sektorzu-
ständigkeit 
Institutionelle 
Autonomie 
Finanzierung Mitarbeiter-
zahl 
Argentinien Ente Nacional Regulador 
de Electricidad (ENRE) 
Strom Semi-autonom Abgaben 141 
Brasilien Agência Nacional de 
Energia Elétrica (ANEEL) 
Strom Autonom Abgaben 325 
Chile Comisión Nacional de 
Energía (CNE) 
Strom, Gas Ministerium k.A. 40 
Kolumbien Comisión Nacional de 
Regulación de Energía y 
Gas (CREG) 
Strom, Gas Semi-autonom k.A. 35 
Mexiko Comisión Reguladora 
de Energía (CRE) 
Strom, Gas Autonom Staatshaushalt 145 
Peru Comisión de Tarifas 
Eléctricas (CTE) 
Strom Autonom Abgaben 10 
Quelle: Stern (2000), S. 141f. 
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direkt vom Ministerium abhängig ist, genießen die 
aufgeführten Regulierungsinstanzen eine gewisse 
formale Autonomie. Was die personelle Ausstat-
tung betrifft, so sind zwei Fälle besonders auffäl-
lig. Die brasilianische Regulierungsinstanz ANEEL 
verfügt über einen sehr großen Mitarbeiterstab. 
Dies kann in der hohen Arbeitsbelastung der Re-
gulierungsinstanz begründet sein, die sich daraus 
ergibt, dass ANEEL für die Ausgestaltung des im 
Gesetz lediglich grob umrissenen stromwirtschaft-
lichen Ordnungsrahmens verantwortlich ist.129 Die 
peruanische Regulierungsinstanz CTE erscheint 
hingegen mit ihren zehn Mitarbeitern unterdimen-
sioniert für die komplexe Aufgabe der Strompreis-
regulierung.130 
Chile stellt eines der wenigen Länder in Latein-
amerika dar, für das Forschungsergebnisse über 
die performance von Regulierungsinstanzen vor-
liegen. Um die mit der institutionellen Schwäche 
verbundene Unsicherheit für private Investoren zu 
reduzieren, wurde in Chile ein äußerst detailliertes 
Gesetz zur Ordnung der Stromwirtschaft erlas-
sen.131 Das Gesetz beschreibt sehr genau die 
Kompetenzen und Instrumente der Regulierungs-
instanzen, deren diskretionärer Spielraum auf ein 
Minimum beschränkt ist und verleiht dem Wirt-
schaftsminister einen großen Einfluss auf den 
Regulierungsprozess. Darüber hinaus macht der 
chilenische Ordnungsrahmen die Stromerzeuger 
zu mächtigen Akteuren.132 Mit Blick auf die priva-
ten Investitionen in die Stromwirtschaft war dieser 
Weg erfolgreich. Dank der Investitionen wurde 
die Erzeugungskapazität zwischen 1990 und 1998 
verdoppelt.133 
Während der Stromknappheit in den Jahren 1998 
und 1999 offenbarte sich jedoch die Schwäche der 
Regulierungsinstanzen.134 Die Krise hätte verhin-
                                                     
129 Siehe 4.2.1. 
130 Vgl. Stern (2000), S. 140. 
131 Vgl. Spiller / Viana Martorell(1996), S. 111-115. 
132 Siehe auch 4.2.3. 
133 Vgl. Fischer / Serra (2000), S. 3. 
134 Vgl. Fischer / Galetovic (2000), S. 21-23. 
dert werden können, wenn auf die sich abzeich-
nende Stromknappheit mit drastischen Preiserhö-
hungen reagiert worden wäre, wie in der Strom-
marktordnung vorgesehen. Die Regulierungsin-
stanzen waren jedoch nicht in der Lage, diese 
Maßnahmen gegen die Interessen der mächtigen 
Stromerzeuger durchzusetzen. Neben zu niedrigen 
Bußgeldern waren hierfür das langwierige Beru-
fungsverfahren gegen Entscheidungen der Regu-
lierungsinstanzen und eine zu hohe Machtkon-
zentration beim Wirtschaftsministerium verant-
wortlich. Letzteres hat sich anfällig für die Lob-
byarbeit der großen Stromerzeugungsunterneh-
men gezeigt. Insgesamt hat sich die Starrheit des 
chilenischen Elektrizitätsgesetzes insofern als 
hinderlich herausgestellt, als nötige Anpassungen 
nur über Gesetzesänderungen möglich sind und 
daher lange Zeit unterlassen wurden.135 
Länder, die ihre Stromwirtschaften später restruk-
turiert haben, wählten einen flexibleren Rahmen 
für ihre Regulierungsinstanzen und legten größe-
ren Wert auf deren formale Unabhängigkeit. Ar-
gentinien hat darüber hinaus die Position der Re-
gulierungsinstanz gestärkt, indem diese hohe 
Bußgelder verhängen und Unternehmensdaten 
veröffentlichen kann.136 
Ein Problem, das in erster Linie die kleinen zent-
ralamerikanischen Länder betrifft, ist die 
Knappheit an Fachleuten in Regulierungsfra-
gen.137 Zur Regulierung der Stromwirtschaft sind 
ökonomische, finanzielle, rechtliche und techni-
sche Fachkenntnisse erforderlich, die in diesen 
Ländern häufig nicht im erforderlichen Umfang 
vorhanden sind und in jedem Fall teuer bezahlt 
werden müssen. Die Knappheit an Fachleuten 
bringt es mit sich, dass Spezialisten häufig mehre-
re Rollen innerhalb der Stromwirtschaft eines 
Landes ausüben (z.B. Regulierung und Beratung 
von Stromunternehmen) bzw. die Rollen häufig 
wechseln, was zu Interessenkonflikten führt. Pa-
nama versucht, diese Probleme abzumildern, in-
                                                     
135 Vgl. Stern (2000), S. 135. 
136 Vgl. Fischer / Serra (2000), S. 4. 
137 Vgl. Millán / Vives (2001), S. 5. 
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dem es in regelmäßigen Abständen die perfor-
mance der Stromwirtschaft und der Regulierungs-
instanzen von renommierten internationalen Ex-
perten begutachten lässt.138 
4.2.3 Marktregulierung 
Die Erfahrungen zeigen, dass in der Regel der 
isolierte Ausbau von Erzeugungskapazitäten mit-
tels des Alleinabnehmermodells, ohne die Rah-
menbedingungen zu verändern, über hohe Strom-
preise teuer bezahlt werden muss. Daher ist das 
Poolmodell anzustreben. Hierbei ist allerdings auf 
eine konsequente horizontale und vertikale Ent-
flechtung zu achten und auf die Schaffung eines 
unabhängigen Systembetreibers. Kleine Märkte 
stellen ein besonderes Problem dar, da hier die 
Entstehung von Marktmacht kaum zu verhindern 
ist. In Bezug auf die Preisregulierung zeigen die 
Ergebnisse, dass es den Regulierungsinstanzen in 
der Praxis bisher nicht in ausreichendem Maße 
gelungen ist, dafür Sorge zu tragen, dass die Effi-
zienzgewinne, die in der Erzeugung, Verteilung 
und Übertragung entstehen, an die privaten Haus-
halte weitergegeben werden. Im Folgenden wird 
nacheinander auf die Strukturregulierung, die 
Preisregulierung, den Wettbewerb um Märkte 
sowie auf die Besonderheiten kleiner Märkte ein-
gegangen. 
Erfahrungen mit der Strukturregulierung 
Im Anschluss werden die Erfahrungen mit den 
beiden verbreitetsten Strukturmodellen in Latein-
amerika dargestellt: 
— dem Alleinabnehmermodell und 
— dem Poolmodell. 
In denjenigen Ländern, in denen zunächst ein 
Alleinabnehmermodell ohne umfassende Re-
strukturierung eingeführt wurde (Guatemala, 
                                                     
138 Vgl. Millán et al. (2001), S. 38. 
Honduras, El Salvador, Kolumbien),139 haben sich 
die negativen Erfahrungen der asiatischen Staaten 
mit diesem Strukturmodell bestätigt.140 Dies wird 
im Folgenden anhand von Guatemala illustriert: 
In Guatemala wurden aufgrund von Engpässen in 
der Stromerzeugung zusätzliche Erzeugungskapa-
zitäten geschaffen, indem Betreiberverträge an 
private IPPs vergeben wurden.141 Eine umfassende 
Restrukturierung der Stromwirtschaft wurde erst 
später begonnen (1996). Obwohl dank der PPAs 
wichtige Investitionen durch die Privatwirtschaft 
finanziert werden konnten, die mittelfristig die 
Stromversorgung im guatemaltekischen System 
sicherstellen, sind mit den Verträgen auch deutli-
che Nachteile verbunden. Wie in anderen ver-
gleichbaren Fällen zeichnen sich die guatemalte-
kischen PPAs, die vor der umfassenden Restruk-
turierung der Stromwirtschaft geschlossen wur-
den, durch take-or-pay-Bedingungen aus. 
Diese PPAs stellen eine erhebliche Bürde für die 
inzwischen restrukturierte Stromwirtschaft dar 
(seit 1998 ist der Großhandel nach dem kostenba-
sierten Poolmodell142 organisiert). Erstens konnten 
die IPPs vorteilhafte Preise durchsetzen, die deut-
lich über den am Großhandelsmarkt erzielbaren 
Preisen liegen und damit die Stromrechnung der 
Endverbraucher belasten. Zweitens behindern die 
PPAs die Funktionsweise des Großhandelsmarkts, 
da sie ein verzerrendes Element einführen. Die im 
Rahmen der PPAs produzierte Strommenge (35 % 
der erzeugten Energie) wird nicht bei der Preis-
findung am Pool berücksichtigt.143 Damit tragen 
die PPAs dazu bei, dass die ohnehin schon hohe 
Konzentration der Marktmacht beim Stromange-
                                                     
139 Vgl. Millán et al. (2001), S. 13. 
140 Siehe Kasten 5. 
141 Vgl. hierzu Millán et al. (2001), S. 13; CEPAL (2001), 
S. 23. 
142 Zum Begriff des kostenbasierten Poolmodells siehe 
unten. 
143 Zur Inkompatibilität von PPAs mit take-or-pay-Bedin-
gungen und der Funktionsweise eines Strompools am 
Beispiel Kolumbiens siehe ausführlich Alonso et al. 
(2001), Kap. 8. 
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bot akzentuiert und der Wettbewerb weiter einge-
schränkt wird.144 
Die Erfahrungen Guatemalas bestätigen die Er-
kenntnis, dass für einen isolierten Ausbau der 
Erzeugungskapazitäten mit Hilfe privater Investo-
ren ein hoher Preis bezahlt werden muss. Private 
Investoren sind nur gegen eine hohe Risikoprämie 
bereit, spezifische Investitionen zu tätigen, solan-
ge kein umfassender Rahmen geschaffen ist, der 
die Spielregeln für eine restrukturierte Stromwirt-
schaft festlegt. Aus diesen negativen Erfahrungen 
lässt sich jedoch nicht ableiten, dass das Alleinab-
nehmermodell generell ungeeignet ist. Die Strom-
preise derjenigen PPAs, die nach der Reform 1996 
geschlossen wurden, liegen 50 % unter den ersten 
PPAs.145  
Die Tatsache, dass sich viele PPAs aus der frühen 
Phase der lateinamerikanischen Reformen durch 
überhöhte Preise und unvorteilhafte Konditionen 
für den Alleinabnehmer auszeichnen, ist teilweise 
in den intransparenten und wettbewerbsbehin-
dernden Vergabeverfahren begründet, die gewählt 
wurden.146 Diese Intransparenz wurde durch feh-
lende gesetzliche Regeln für die Vergabe von 
Konzessions- bzw. Betreiberverträgen begünstigt. 
Die meisten lateinamerikanischen Länder haben 
eine Variante des Poolmodells bzw. eine Kombi-
nation aus Durchleitungs- und Poolmodell (Chile 
und Peru) eingeführt. In beinahe allen Fällen han-
delt es sich um kostenbasierte Modelle.147 Dies 
bedeutet, dass der Systembetrieb auf Basis der 
geschätzten Stromerzeugungskosten funktioniert 
und nicht (wie im theoretischen Idealmodell) auf 
Basis der Preisgebote der Stromerzeuger.148 Ein 
Grund hierfür liegt in der Vorbildfunktion Chiles, 
das sich als Pionierland der Restrukturierung für 
                                                     
144 Vgl. CEPAL (2001), S. 22f u. 49. 
145 Vgl. Millán et al. (1998), S. 22. 
146 Vgl. Millán et al. (1998), S. 18. 
147 Ausnahmen sind Kolumbien und El Salvador. Vgl. 
Departamento de Investigación - Banco Interamericano 
de Desarrollo (2001), S. 4. 
148 Zum theoretischen Idealmodell siehe 3.2.3. 
einen Systembetrieb auf Kostenbasis entschieden 
hatte.149 
Trotz der Gemeinsamkeiten unterscheiden sich 
die lateinamerikanischen Poolmodelle deutlich in 
einigen Strukturmerkmalen. Zwei dieser Struk-
turmerkmale, die eine wichtige Rolle für das Ent-
stehen von Marktmacht spielen, werden im Fol-
genden anhand der chilenischen und argentini-
schen Strukturregulierung näher betrachtet: 
— der Grad der vertikalen und horizontalen Ent-
flechtung und 
— die Struktur des ISO. 
Grad der Entflechtung: 
Der regulatorische Rahmen in Chile erlaubt die 
eigentumsrechtliche Integration der Stufen Erzeu-
gung, Übertragung und Verteilung.150 Es wird 
lediglich eine separate Rechnungslegung verlangt. 
Darüber hinaus sind im chilenischen Elektrizitäts-
gesetz keine Höchstgrenzen für die eigentums-
rechtliche Integration auf ein und derselben hori-
zontalen Stufe vorgesehen. Daher zeichnet sich 
die chilenische Stromwirtschaft durch eine hohe 
Konzentration aus. 
Der größte Stromerzeuger (ENDESA) verfügt 
über 60 % der installierten Kapazität im zentral-
chilenischen Netz. Dies schränkt die Möglichkei-
ten für einen funktionsfähigen Wettbewerb auf der 
Erzeugerstufe erheblich ein. Ein Zeichen hierfür 
ist, dass es seit der Privatisierung Anfang der 
achtziger Jahre keine Marktzutritte von neuen 
Konkurrenten gegeben hat.151 Die vertikale Inte-
gration ist im chilenischen Strommarkt ebenfalls 
sehr ausgeprägt. Die Holdinggesellschaft von 
ENDESA (Enersis S.A.) ist Eigentümerin des 
                                                     
149 Vgl. hierzu Fischer / Serra (2000), S. 7-10. Die chileni-
schen Systemdesigner waren in den neunziger Jahren in 
vielen lateinamerikanischen Ländern, die eine Restruk-
turierung planten, als Berater tätig. Vgl. Millán et al. 
(2001), S. 17. 
150 Die folgenden Ausführungen basieren auf Millán 
(1999), Kap. „Argentina“ und Kap. „Chile“, www.adb. 
org/sds/ifm/ publication/_2885_2063_e.htm. 
151 Vgl. Fischer / Serra (2000), S. 16. 
40 Matthias Krause 
 
zentralchilenischen Übertragungsnetzbetreibers 
und hält darüber hinaus einen großen Anteil der 
Aktien des größten Verteilungsunternehmens 
(CHILECTRA). 
Damit besteht in Chile die Gefahr, dass der Wett-
bewerb eingeschränkt wird, indem Konkurrenten 
beim Zugang zum Übertragungs- bzw. Vertei-
lungsnetz benachteiligt werden. Dies ist zwar per 
Gesetz verboten, jedoch sehr schwer zu überwa-
chen. Eine weitere Möglichkeit zur Diskriminie-
rung besteht darin, von den Konkurrenten höhere 
Transportpreise zu verlangen, als von den Unter-
nehmen der eigenen Unternehmensgruppe. 
Der inzwischen beendete Konflikt zwischen dem 
Stromerzeuger Colbún und der Enersis-Gruppe 
um die Höhe der zu entrichtenden Übertragungs-
entgelte macht deutlich, dass die Enersis-Gruppe 
ihre vertikale Marktmacht eingesetzt hat, um den 
Wettbewerb zu behindern.152 Der Konflikt endete 
damit, dass Colbún eine eigene Übertragungslei-
tung baute. Die Kosten für den Bau einer paralle-
len Übertragungsleitung sind aus gesamtwirt-
schaftlicher Perspektive unnötig und hätten durch 
eine konsequente vertikale Entflechtung und eine 
adäquate Regulierung der Transportpreise verhin-
dert werden können. 
Im argentinischen Modell wurde auf eine strikte 
vertikale und horizontale Entflechtung geachtet, 
um den Wettbewerb auf der Erzeugerstufe zu 
fördern. Die ehemals staatlichen Stromunterneh-
men wurden bei der Privatisierung in relativ klei-
ne Einheiten aufgeteilt. Dies hat eine horizontale 
Integration auf der Erzeugerstufe bisher verhin-
dert. Die vertikale Integration zwischen der Ü-
bertragungs- und der Erzeugerstufe sowie zwi-
schen der Übertragungs- und der Verteilungsstufe 
sind gesetzlich untersagt. Die vertikale Integration 
zwischen der Erzeugungs- und der Verteilungsstu-
fe ist in engen Grenzen erlaubt. Ein Zeichen für 
die Offenheit des argentinischen Strommarkts ist, 
dass es seit der Restrukturierung zahlreiche 
Marktzutritte im Bereich der Stromerzeugung 
gegeben hat, wodurch die Anzahl der Marktakteu-
                                                     
152 Vgl. Basañes et al. (1999), S. 14-17. 
re auf dieser Stufe von 25 (1993) auf 40 (1998) 
gestiegen ist.153 Ein Problem der argentinischen 
Marktstruktur stellt die Stromübertragung dar. 
Hier ist es nicht gelungen, geeignete Anreize zu 
schaffen, um den Ausbau des Übertragungsnetzes 
zu fördern.154 
Struktur des ISO: 
In einem Poolmodell wird der Systembetrieb von 
einem ISO gesteuert. In Chile ist der ISO (Centro 
de Despacho Económico de Carga – CDEC) für 
den Kraftwerkseinsatz auf Basis der Minimalkos-
ten,155 die Sicherheit im Netz, die Gewährleistung 
des freien Zugangs zum Netz für alle Stromerzeu-
ger und die Ermittlung des kurzfristigen Spotprei-
ses zuständig. Der kurzfristige Stromgroßhandel, 
der in Chile allein zwischen den Stromerzeugern 
stattfindet, basiert auf dem täglich vom ISO ermit-
telten Spotpreis. 
Die Struktur des ISO in Chile lässt erhebliche 
Zweifel an dessen Unabhängigkeit aufkommen. 
Die Zusammensetzung des ISO wird von den 
wichtigen Stromerzeugern156 und Übertragungs-
netzeigentümern bestimmt. Stromverteiler und 
Großkunden haben keinen Einfluss auf die Zu-
sammensetzung des ISO. Während der chileni-
schen Stromknappheit in den Jahren 1998 und 
1999 sind die institutionellen Schwächen der Re-
geln für den Stromhandel am Pool und des ISO 
offenbar geworden.157 Die fehlende Standardisie-
rung des Poolhandels führte dazu, dass es Kon-
flikte über die Begleichung offener Positionen 
zwischen den Erzeugern gab. Darüber hinaus kam 
es zu Streitigkeiten über die wahre Höhe der 
Stromerzeugungskosten. Diese Konflikte schränk-
                                                     
153 Vgl. Pistonesi (2000), S. 39. 
154 Vgl. Bouille et al. (2002), S. 32 bzw. ausführlich Chisari 
et al. (2001). 
155 Der Kraftwerkseinsatz auf Basis der Minimalkosten ist 
gesetzlich vorgeschrieben. Zur Ermittlung bedient man 
sich eines dynamischen Optimierungsmodells. Vgl. 
hierzu Fischer / Galetovic (2000), S. 7f. 
156 Diejenigen, die über mindestens 2 % der Systemkapazität 
verfügen. 
157 Vgl. hierzu Fischer / Galetovic (2000), Kap. 2 u. 3. 
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ten die Handlungsfähigkeit des ISO deutlich ein. 
Die Schwäche der Regulierungsinstanzen sowie 
umständliche Schlichtungsmechanismen führten 
zu einer Eskalierung der Stromkrise. 
Der ISO in Argentinien (Compañía Administrado-
ra del Mercado Mayorista Eléctrico Sociedad 
Anónima – CAMMESA) ist für den Systembetrieb 
und für die Abwicklung des kurzfristigen Strom-
handels am Pool zuständig. Die Regeln für den 
Poolhandel sind standardisiert und transparent. 
Zugelassen zum Pool sind Stromerzeuger, Strom-
verteiler, Stromhändler und Großkunden. Eigen-
tümer des ISO sind zu gleichen Teilen der Staat 
sowie die Verbände der Stromerzeugungs-, Strom-
übertragungs- und Stromverteilungsunternehmen 
sowie die Stromhändler. Dies verhindert eine 
Machtkonzentration bei einzelnen Akteursgrup-
pen. Allerdings bestehen Befürchtungen, der 
Staat könnte über seinen Anteil an CAMMESA 
politischen Einfluss auf den Poolhandel und den 
Systembetrieb nehmen.158 
Erfahrungen mit der Preisregulierung 
Ein Indikator für die Effektivität der Preisregulie-
rung der natürlichen Monopolbereiche Stromüber-
tragung und Stromverteilung ist das Verhältnis 
zwischen der Preisentwicklung am Großhandels-
markt und der Preisentwicklung der Endverbrau-
cherpreise. Idealerweise sollte die Preisregulie-
rung bewirken, dass die Effizienzgewinne auf der 
Erzeugerstufe, die sich in sinkenden Großhan-
delspreisen manifestieren, in vollem Umfang an 
die Verbraucher weitergegeben werden. 
Sowohl in Chile als auch in Argentinien sind die 
Großhandelspreise seit der Restrukturierung spür-
bar gefallen (in Chile zwischen 1987 und 1997 um 
37,4 % und in Argentinien zwischen 1991 und 
1998 um 50 %).159 Die Verbraucherpreise für 
private Haushalte sind in Chile im gleichen Zeit-
                                                     
158 Vgl. Millán (1999), Kap. „Argentina“, www.iadb. org/ 
sds/ifm/publication/publication_2885_2063_e .htm. 
159 Zu Chile vgl. Fischer / Serra (2000), S. 30. Zu Argenti-
nien vgl. Pistonesi (2000), S. 41. 
raum allerdings deutlich weniger stark gesunken, 
nämlich in der Hauptstadt Santiago um lediglich 
11,4 %. Dahingegen ist die Rendite des betreffen-
den Stromverteilungsunternehmens (CHILECT-
RA) von 10,4 % (1988) auf 35 % (1997) gestie-
gen. Die deutlichen Preissenkungen im argentini-
schen Großhandelsmarkt wurden so gut wie nicht 
an die privaten Haushalte weitergegeben. Die 
Preise für diese Verbrauchergruppe sind in Bue-
nos Aires zwischen 1991 und 1999 annähernd 
konstant geblieben.160 Im Gegensatz dazu sind die 
Preise für Industrie und Handel im gleichen Zeit-
raum deutlich gesunken. 
Die vorliegenden Daten deuten darauf hin, dass es 
in keinem der beiden Länder gelungen ist, mittels 
der Preisregulierung die Effizienzgewinne in aus-
reichender Weise an die privaten Endverbraucher 
weiterzugeben. Hingegen profitieren die Groß-
kunden über spürbare Preissenkungen deutlich 
von der Restrukturierung. Die vollständige Libe-
ralisierung des Stromendverkaufs könnte dazu 
beitragen, diese unbefriedigende Situation zu 
verbessern. Die Möglichkeiten auf diesem Gebiet 
sind in beiden Ländern noch nicht voll ausge-
schöpft. In Chile können nur Kunden mit einer 
Last von über 2 MW ihren Stromanbieter frei 
wählen; in Argentinien beträgt diese Grenze 
50 KW.161 
Erfahrungen mit dem Wettbewerb um die 
Stromverteilung 
In Lateinamerika ist das Instrument der Konzessi-
onsvergabe im Bereich der Stromverteilung sehr 
verbreitet. In den näher betrachteten Ländern Chi-
le, Peru und Argentinien sind keine Intransparen-
zen bei der Konzessionsvergabe dokumentiert, so 
dass davon ausgegangen werden kann, dass ein 
effektiver Wettbewerb um Märkte stattgefunden 
hat. 
                                                     
160 Vgl. World Energy Council (2001), S. 64. 
161 Zu Chile vgl. Fischer / Galetovic (2000), S. 10. Zu 
Argentinien vgl. Pistonesi (2000), S. 29. 
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Die chilenischen und peruanischen Konzessionen 
sind unbefristet. Der Anteil der Stromverteilungs-
kosten an den Endverbraucherpreisen wird in 
regelmäßigen (im Vertrag vereinbarten) Perioden 
durch die Regulierungsinstanz angepasst. Die 
Erfahrungen bezüglich der Investitionen in die 
Netzsicherheit und in zusätzliche Stromanschlüsse 
sind überwiegend positiv. In Peru konnten die 
beiden Versorger der Hauptstadt Lima die Elektri-
fizierungsquote von 76 % im Jahr 1994 auf 100 % 
1998 ausdehnen.162 Die Stromverluste wurden im 
gleichen Zeitraum von knapp 20 % auf gut 10 % 
reduziert.163 In Peru haben sich die Konzessions-
verträge insofern als flexibel herausgestellt, als 
dass es nachträglich gelang, spezifische Normen 
für die Qualität der Stromversorgung durchzuset-
zen, die in den Konzessionsverträgen nicht expli-
zit vorgesehen waren. 
In Argentinien sind die Konzessionsverträge für 
den Großraum Buenos Aires auf 95 Jahre befris-
tet. Darüber hinaus ist vorgesehen, dass alle zehn 
Jahre die Konzessionen wiedervergeben werden, 
worum sich auch der aktuelle Konzessionsinhaber 
bewerben kann. Die Auswirkungen dieser Beson-
derheit der argentinischen Konzessionsverträge 
können noch nicht beurteilt werden, da bisher 
keine Wiedervergabe stattgefunden hat. Die bishe-
rigen Erfahrungen lassen nicht erkennen, dass von 
der Befristung und der periodischen Wiederver-
gabe der Verträge negative Investitionsanreize 
ausgehen. 
Erfahrungen in kleinen Märkten 
Die Restrukturierung kleiner Märkte bereitet be-
sondere Probleme, da den Möglichkeiten, einen 
funktionsfähigen Wettbewerb zu erzeugen, enge 
Grenzen gesetzt sind.164 Die drei mittelamerikani-
schen Länder El Salvador, Guatemala und Pana-
                                                     
162 Vgl. Tavera (2001), S. 722. 
163 Vgl. Macroconsult (2000), S. 41. 
164 Vgl. hierzu Bacon (1995a); Millán / Vives (2001). Siehe 
auch Kasten 2. 
ma165 sind dem allgemeinen Trend in Lateiname-
rika gefolgt und wenden seit 1997 (El Salvador) 
bzw. seit 1998 (Guatemala, Panama) Poolmodelle 
an: 
Die wenigen Erfahrungen, die bisher vorliegen, 
weisen darauf hin, dass der Wettbewerb in den 
drei Ländern deutlich eingeschränkt ist.166 Die 
Marktkonzentration auf der Stufe der Erzeugung 
ist in allen Ländern sehr hoch. In Guatemala 
zeichnen sich bereits Tendenzen zu einer vertika-
len Reintegration der Stromwirtschaft ab. In El 
Salvador, wo lediglich zwei Stromerzeuger am 
Pool agieren, gelang es einem der Konkurrenten 
durch strategisches Verhalten den Preis am Pool 
im ersten Halbjahr 2000 kurzfristig auf die dop-
pelte Höhe des Durchschnittspreises zu treiben.167 
Da die Endverbraucherpreise in El Salvador in 
regelmäßigen Perioden an den Poolpreis ange-
passt werden, hatte dies erhebliche negative Aus-
wirkungen auf die Stromrechnung der Verbrau-
cher. Von diesen durch Spekulation bewirkten 
Einkommensumverteilungen zu Lasten der Strom-
verbraucher haben am meisten die Stromvertei-
lungsunternehmen profitiert, die ihre Marge aus 
Einkaufs- und Verkaufspreis aufgrund des herr-
schenden Anpassungsmodus für die Verbraucher-
preise deutlich ausweiten konnten.  
Eine Möglichkeit, den Wettbewerb in den mittel-
amerikanischen Ländern zu fördern, ist der Zu-
sammenschluss der nationalen Strommärkte zu 
einem internationalen Markt. Erste vorsichtige 
Schritte in diese Richtung sind bereits eingeleitet. 
Der internationale Stromhandel zwischen Guate-
mala und El Salvador hat sich seit 1998 sehr dy-
namisch entwickelt. Allerdings ist ein massiver 
Ausbau der internationalen Hochspannungsleitun-
gen und eine zunehmende internationale Integra-
                                                     
165 Mit einer installierten Kapazität im Jahr 1999 von 999 
MW (El Salvador), 1439 MW (Guatemala) und 1097 
MW (Panama) gelten die drei Stromsysteme als „klein“. 
Vgl. Bacon (1995a), S. 3. Die Werte stammen aus CE-
PAL (2001), S. 9. 
166 Vgl. ausführlich zu den Erfahrungen der drei mittelame-
rikanischen Länder CEPAL (2001). 
167 Vgl. CEPAL (2001), S. 27-35. 
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tion des Kraftwerkseinsatzes nötig, um die Grö-
ßenvorteile eines mittelamerikanischen Verbund-
netzes besser ausnutzen zu können und mehr 
Wettbewerb zu ermöglichen. Darüber hinaus er-
fordert die Integration der mittelamerikanischen 
Strommärkte eine Harmonisierung der nationalen 
Regulierungen. 
4.2.4 Förderung der Stromversorgung 
armer Haushalte und ländlicher 
Regionen 
Die soziale Zieldimension, nämlich die Förderung 
der Stromversorgung für städtische Arme und die 
ländliche Bevölkerung, wurde häufig bei den la-
teinamerikanischen Restrukturierungen vernach-
lässigt. Angesichts von ca. 70 Millionen Men-
schen ohne Stromanschluss in Lateinamerika und 
der Karibik, von denen die Mehrheit im ländli-
chen Raum leben (die ländliche Elektrifizierungs-
quote liegt bei 40%), ist dies ein schwerwiegendes 
Versäumnis.168 Die Erfahrungen lehren, dass im 
Rahmen von Privatisierungen frühzeitig partizipa-
tive Lösungen für das Problem der illegalen 
Stromanschlüsse in städtischen Slums gefunden 
werden müssen. Darüber hinaus ist eine explizite 
Förderpolitik der ländlichen Elektrifizierung nö-
tig. Bei der Vergabe der Subventionsmittel sollte 
man sich wettbewerblicher Verfahren bedienen 
und ermöglichen, dass auch autonome Stromsys-
teme auf der Basis erneuerbarer Energien von den 
Fördermitteln profitieren. 
Im Folgenden wird auf die Erfahrungen in Argen-
tinien und Chile eingegangen: 
Wenngleich die argentinische Restrukturierung 
der Stromwirtschaft weitgehend erfolgreich war, 
was die Wettbewerbsstruktur des Sektors angeht, 
so wies sie im Bereich der Förderung der Strom-
versorgung, insbesondere bei der Versorgung der 
städtischen Armen und der ländlichen Bevölke-
                                                     
168 Zahlenangaben der Weltbank (10. September 2001). 
News Release No. 2002/077/LCR, http://lnweb18. 
worldbank.org/news/pressrelease.nsf sowie bei Millán et 
al. (1998), S. 32. 
rung, Schwächen auf.169 Diese Schwächen sind 
auch für die Stromsektorreformen in anderen la-
teinamerikanischen Ländern charakteristisch. 
Im ursprünglichen Reformkonzept waren keine 
partizipativen Lösungsstrategien für das Problem 
der illegalen Stromanschlüsse, die sich in den 
städtischen Elendsvierteln häuften, vorgesehen.170 
Daher begegneten die privatisierten Stromvertei-
lungsunternehmen den sogenannten „nicht-
technischen“ Stromverlusten (27% der Erzeugung 
vor Beginn der Reformen) mit technischen Vor-
kehrungen, die den Stromdiebstahl erschwerten. 
Dies führte zum de facto Ausschluss einkom-
mensschwacher Haushalte von der Stromversor-
gung. Nicht zuletzt aufgrund der hohen Medien-
wirksamkeit der Proteste der betroffenen Bewoh-
ner entstand ein großer politischer Druck, eine 
sozial akzeptable Lösung für das Problem zu fin-
den, auch wenn der Ausschluss von der Versor-
gung dadurch zustande gekommen war, dass ein 
illegales Verhalten abgestellt wurde. Für die Pro-
vinz Buenos Aires wurde ein Abkommen erzielt, 
in dem die Stromkonzessionäre auf aufgelaufene 
Schulden verzichteten und reguläre Anschlüsse 
und Zähler installierten, der Staat dies zu einem 
wichtigen Teil über öffentliche Mittel finanzierte 
und die Nutzer nach Maßgabe ihres Einkommens 
einen Sozialtarif bezahlten. 
Da in der reformierten argentinischen Sektorstruk-
tur keine besonderen Anreize für den Ausbau der 
Stromversorgung für die ländliche Bevölkerung 
vorgesehen waren, konzentrierten sich die priva-
ten Stromverteilungskonzessionäre beinahe aus-
schließlich auf die Rehabilitierung und Erweite-
rung der für sie rentableren urbanen und suburba-
nen Netze. Auf diese Defizite im Bereich der 
ländlichen Elektrifizierung reagierte die Regie-
rung 1995 mit einem Förderprogramm (Programa 
de Abastecimiento Eléctrico a la Población Rural 
de Argentina – PAEPRA), in dem die Vergabe 
von separaten Konzessionen für die Versorgung 
isolierter Regionen durch staatliche Subventionen 
gefördert wird. Allerdings konnten bisher erst 
                                                     
169 Vgl. Bouille et al. (2002), S. 39-42. 
170 Vgl. hierzu Bouille et al. (2002), S. 40f. 
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deutlich weniger Stromprojekte durchgeführt 
werden als in den Programmzielen vorgesehen.171 
Die Gründe hierfür lagen sowohl in der unzurei-
chenden Bereitstellung von Subventionsmitteln 
durch die Regierung als auch in mangelndem Inte-
resse bei privaten Konzessionären. Inzwischen ist 
das Programm durch eine von der Weltbank und 
der Global Environmental Facility (GEF) unter-
stützte Komponente ergänzt worden, die auf die 
Förderung autonomer Stromsysteme auf Basis 
erneuerbarer Energien zielt. 
Auch die chilenische Restrukturierung enthielt 
zunächst keine besonderen Anreize für die ländli-
che Elektrifizierung. 1995 wurde von der Zentral-
regierung ein erfolgreiches Programm zur Förde-
rung der ländlichen Stromversorgung gestartet, 
das die private Finanzierung und den privaten 
Betrieb von Elektrifizierungsprojekten mit einer 
ergebnisorientierten Subventionierung verknüpft.172 
Ziel des Programms ist es, im Jahr 2005 einen 
ländlichen Elektrifizierungsgrad von 100 % zu 
erreichen. Förderwürdige Leistungen sind der 
Ausbau des zentralen Stromnetzes zu privaten 
Haushalten, Schulen und Gesundheitsstationen 
sowie zur Installation von Straßenbeleuchtung. 
Darüber hinaus werden autonome Stromsysteme 
für isolierte Regionen gefördert und in diesem 
Zusammenhang auch der Einsatz erneuerbarer 
Energieträger. 
Um die Partizipation der betroffenen Haushalte zu 
fördern, sieht das Programm vor, dass der Förder-
antrag von der Zielgruppe selbst gestellt wird. 
Allerdings kann dies auch in Zusammenarbeit mit 
der zuständigen Gemeinde geschehen. Die Ge-
meinde hat ein Interesse an der Programmteil-
nahme, da sie je bewilligtem Förderantrag von der 
Zentralregierung mehr Geld für andere Infrastruk-
turprojekte erhält. Die Gemeinde holt eine Kos-
tenstudie für das Projekt beim Verteilungsunter-
nehmen ein, das die Konzession für das Versor-
gungsgebiet hält, bzw. beauftragt einen Gutachter 
                                                     
171 Vgl. Bouille et al. (2002), S. 40. 
172 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Serra (2000), S. 
18-24; Jadresic (2000). 
hiermit. Die Verbraucherstrompreise, die der Kos-
tenstudie zugrunde liegen, werden von der Regu-
lierungsinstanz festgelegt. Neben der Kostenstu-
die fügt die Gemeinde dem Förderantrag die nöti-
gen Informationen zur Berechnung des privaten 
und sozialen Nutzens173 des Projekts bei und leitet 
den Förderantrag an das Planungsministerium 
weiter. 
Das Planungsministerium bewertet die Projektan-
träge nach einem standardisierten Kosten-Nutzen-
Verfahren. Es qualifizieren sich nur solche Pro-
jekte für eine Förderung, die einen positiven sozi-
alen, jedoch einen negativen privaten Nutzen 
aufweisen. Unter sämtlichen qualifizierten För-
derprojekten wählt die Regionalregierung die 
Projekte mit dem höchsten sozialen Nutzen aus 
und zahlt die Subventionen an die betreffende 
Gemeinde. Die Gemeinde beauftragt in der Regel 
den Konzessionsnehmer mit der Durchführung 
des Projekts. In Regionen, in denen mehrere 
Stromverteilungsunternehmen für die Ausführung 
in Frage kommen, wird der Auftrag ausgeschrie-
ben. Das private Stromunternehmen ist verpflich-
tet, die Anlagen mindestens dreißig Jahre zu den 
vereinbarten Konditionen zu betreiben. 
Sämtliche Projekte zeichnen sich dadurch aus, 
dass sich der private Betreiber, der Staat (über 
Subventionen) und die Verbraucher an den Inves-
titionskosten beteiligen. Die Verbraucher leisten 
ihren Beitrag zu den Investitionskosten, indem sie 
die den Netzanschluss, den Stromzähler sowie die 
Elektroinstallation im Haus bezahlen. Dieser Be-
trag wird vom Verteilungsunternehmen vorfinan-
ziert und von den Verbrauchern über einen Auf-
schlag auf die monatliche Stromrechnung abbe-
zahlt. Dank des Förderprogramms ist der Anteil 
ländlicher Haushalte mit Stromanschluss von 
58 % (1994) auf 75 % (1999) gestiegen.174 
                                                     
173 Zur Kalkulation des privaten Nutzens des Investors wird 
ein Rechnungszins von 10 % p.a. und eine Laufzeit von 
30 Jahren zugrunde gelegt. Vgl. Jadresic (2000), S. 79. 
Zur Kalkulationsmethode des sozialen Nutzens vgl. Ser-
ra (2000), S. 79f. 
174 Vgl. Serra (2000), S. 22. 
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5 Lehren aus der Untersuchung 
Allgemeine Lehren 
1. Bei allgemeiner Betrachtung wirken Liberali-
sierung und Privatisierung positiv auf die 
Produktionseffizienz der Stromwirtschaft, auf 
die Versorgungsqualität und die Versor-
gungssicherheit sowie auf den Anteil der 
Haushalte mit Zugang zu Strom. Der Erfolg 
im Einzelnen hängt maßgeblich von der Qua-
lität der Reformen in den verschiedenen 
Handlungsfeldern der staatlichen Politik ab 
(siehe unten). 
2. Zur Mobilisierung ausländischen Privatkapi-
tals müssen strukturelle Voraussetzungen ge-
geben sein, die zum Teil deutlich über den 
Bereich der Stromwirtschaft hinausreichen. 
Von besonderer Bedeutung sind eine wach-
sende Nachfrage nach elektrischem Strom, 
makroökonomische und politische Stabilität, 
ein liberalisierter internationaler Kapitalver-
kehr und Rechtssicherheit für ausländische 
Investoren. 
3. Marktorientierte Reformen in der Stromwirt-
schaft kommen nicht ohne staatliche Institu-
tionen aus. Leistungsfähige Institutionen sind 
essentiell für die Restrukturierung, sowohl 
was das Management des Übergangs betrifft 
als auch was ihre Aufgaben in der neuen Sek-
torstruktur betrifft. 
Lehren bezüglich der Koordination von 
Restrukturierungsschritten 
4. Wenn keine Klarheit über die horizontale und 
vertikale Marktstruktur, die Preisfindung am 
Großhandelsmarkt, die Regulierung der 
Strompreise und die Kompetenzen der Regu-
lierungsinstanzen herrscht, bleiben die er-
hofften privaten Investitionen aus. 
5. Es sollte zuerst ein wettbewerblicher Ord-
nungsrahmen geschaffen und danach sollten 
private Investitionen akquiriert werden. Der 
isolierte Ausbau von Erzeugungskapazitäten 
mittels des Alleinabnehmermodells, ohne die 
Rahmenbedingungen zu verändern, muss ü-
ber hohe Strompreise teuer bezahlt werden. 
Wenn es aufgrund dringender Kapazitätseng-
pässe keine Alternativen zum Alleinabneh-
mermodell gibt, sollte darauf geachtet wer-
den, dass die Betreiberverträge transparent 
vergeben und Ausstiegsoptionen vorgesehen 
werden. 
6. Die Verteilungsstufe sollte vor oder gleich-
zeitig mit der Erzeugungsstufe privatisiert 
werden, um zu vermeiden, dass insolvente 
staatliche Verteilungsunternehmen die Funk-
tionsweise des Großhandelsmarktes gefähr-
den. 
7. Es ist wichtig, Reform-ownership bei den 
Hauptakteuren zu erzeugen. In Ländern, in 
denen die Kontrolle über die Stromerzeugung 
und das Stromnetz dezentralisiert ist, ist eine 
Einbindung der regionalen Entscheidungsträ-
ger notwendig. Widerstände der regionalen 
Gebietskörperschaften können die Reformen 
verzögern und zu Inkonsistenzen im strom-
wirtschaftlichen Ordnungsrahmen führen, 
welche die Restrukturierung insgesamt ge-
fährden. Konflikte zwischen den Gebietskör-
perschaften hinsichtlich der Kontrolle des 
Übertragungsnetzes behindern die Reformen 
erheblich, da das Übertragungsnetz entschei-
dend für das Funktionieren der gesamten 
Stromwirtschaft ist. 
Lehren bezüglich des institutionellen De-
signs von Regulierungsinstanzen 
8. In einer restrukturierten Stromwirtschaft 
müssen die Unabhängigkeit und die Hand-
lungsfähigkeit von Regulierungsinstanzen 
gewährleistet sein, damit diese glaubwürdig 
sind. In vielen Ländern Lateinamerikas be-
stehen auf diesem Gebiet Mängel: 
— Eine zu große Nähe zum zuständigen 
Ministerium wirkt sich negativ auf die 
Unabhängigkeit der Regulierungsinstan-
zen aus. 
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— Regulierungsinstanzen sind mit ausrei-
chenden Sanktionskompetenzen auszu-
statten, damit sie handlungsfähig sind. 
— Der Fachkräftemangel schwächt die 
Handlungsfähigkeit von Regulierungsin-
stanzen. Dieses Problem tritt vor allem 
in kleineren und ärmeren Ländern auf. 
9. In Ländern, in denen die Glaubwürdigkeit 
von Regulierungsinstanzen beeinträchtigt ist, 
kann diese unter Umständen erhöht werden, 
indem die Regulierungsinstanzen regelmäßig 
von externen Experten begutachtet werden. 
10. Im gesetzlichen Ordnungsrahmen muss ein 
ausgewogenes Maß zwischen Regelgebun-
denheit und Flexibilität für die Regulie-
rungsinstanzen gefunden werden. 
11. Die Effektivität der Regulierungsinstanzen 
wird durch Schwächen im Justizapparat und 
in der Wettbewerbsaufsicht beeinträchtigt. 
Lehren bezüglich der Marktregulierung 
12. In der Stromwirtschaft besteht die Gefahr, 
dass übermäßige Marktmacht entsteht. Eine 
Folge davon ist, dass Effizienzgewinne nicht 
an die Verbraucher weitergegeben werden. 
Darüber hinaus kann es zu einer ineffizienten 
Nutzung des Übertragungsnetzes kommen. 
Übermäßige Marktmacht kann vermieden 
werden, indem  
— die Stromunternehmen konsequent verti-
kal und horizontal entflochten werden; 
— die Unabhängigkeit des Systembetriebs 
gewährleistet ist; hierzu muss sicherge-
stellt werden, dass Repräsentanten aller 
beteiligten Akteure (Erzeugungs-, Über-
tragungs-, Verteilungsunternehmen, Ver-
braucher) über die Zusammensetzung des 
Systembetreibers bestimmen; 
— der Endverkauf konsequent liberalisiert 
wird (auch für Kleinverbraucher). 
13. In kleinen Märkten ist die Entstehung von 
Marktmacht kaum zu verhindern und die mit-
tels der Entflechtung erzielbaren Erträge sind 
gering. Der Nutzen aus der Restrukturierung 
der Stromwirtschaft ist in solchen Ländern 
daher ungewiss. Es besteht noch erheblicher 
Forschungsbedarf, um angepasste Reformop-
tionen für solche Stromsysteme zu identifi-
zieren. Eine in Lateinamerika bisher erst we-
nig ausgeschöpfte Möglichkeit zur Erhöhung 
des Wettbewerbs in kleinen Ländern stellt die 
internationale Integration der Strommärkte 
dar. Hierzu müssen die nationalen Regulie-
rungen und der übergreifende Systembetrieb 
harmonisiert werden. 
Lehren bezüglich der Förderung der 
Stromversorgung armer Haushalte und 
ländlicher Regionen 
14. Die Stromversorgung ländlicher Regionen 
erhöht die Lebensqualität der dort lebenden 
Bevölkerung und stellt einen Beitrag zur 
Chancengleichheit und zur Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung dar. Aufgrund 
der hohen Investitionskosten, die mit einem 
Neuanschluss verbunden sind, ist die ländli-
che Stromversorgung zu Marktkonditionen 
für die Nutzer häufig nicht bezahlbar. Der 
Staat muss daher über eine zielgerichtete 
Subventionierung die Stromversorgung die-
ser Zielgruppen fördern. In einer restruktu-
rierten Stromwirtschaft können die private 
Finanzierung und der private Betrieb der An-
lagen mit einer intelligenten öffentlichen 
Förderung verknüpft werden. 
15. Für das Problem illegaler Stromanschlüsse 
müssen im Rahmen von Privatisierungen 
rechtzeitig Lösungen gefunden werden. 
Wichtig erscheint es in diesem Zusammen-
hang, einkommensschwache Stromverbraucher 
gezielt zu subventionieren und die Formali-
sierung von Stromanschlüssen in einem par-
tizipativen Verfahren zu moderieren. 
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6 Die Restrukturierung der Stromwirt-
schaft und die deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeit 
Die vorliegende Arbeit hat gezeigt, dass Sektorre-
formen im Elektrizitätsbereich komplexe Prozesse 
sind, deren Erfolg entscheidend vom timing und 
sequencing einzelner Schritte, von der Identifika-
tion der Hauptakteure mit den Reformen, von der 
Existenz leistungsfähiger Institutionen sowie von 
der Wahl des passenden Reformpfades abhängt. 
Die Entwicklungszusammenarbeit (EZ) kann die 
Partnerländer dabei unterstützen, länderspezifi-
sche und kohärente Reformstrategien zu entwi-
ckeln und umzusetzen. Allerdings ist dafür ein 
systemischer EZ-Ansatz nötig, der den Interde-
pendenzen der einzelnen Reformkomponenten 
und der Vielzahl der beteiligten Akteure Rech-
nung trägt. Als Voraussetzung hierfür muss ein 
kohärentes Sektorkonzept entwickelt werden.175 
Das Sektorkonzept sollte die Grundlage bilden, 
um die Schwerpunktstrategiepapiere für die 
betreffenden Partnerländer zu erarbeiten.176 Eine 
solche strategische Position ist nötig, wenn man 
Einfluss auf die Reformkonzepte der multinatio-
nalen Geberorganisationen (insbesondere der 
Weltbankgruppe) nehmen will, welche die domi-
nierende Rolle als Impulsgeber und Financiers im 
Stromsektor spielen. Ein kohärentes Sektorkon-
zept ist auch nötig, um die bilateralen Maßnahmen 
im Stromsektor zu steuern. Dies gilt selbst dann, 
wenn die deutsche EZ schwerpunktmäßig in Teil-
bereichen aktiv ist (z.B. Förderung regenerativer 
Energien), da die langfristige Wirkung dieser 
Maßnahmen entscheidend von den Bedingungen 
des gesamten Stromsektors abhängt. 
Die Verzahnung von Einzelprojekten der Techni-
schen Zusammenarbeit (TZ) und der Finanziellen 
Zusammenarbeit (FZ) mit Sektorreformstrategien 
muss weiter vorangetrieben werden. In der Regel 
sollten FZ- und TZ-Maßnahmen als Teil eines 
                                                     
175 Bisher liegt kein Sektorkonzept für den Bereich Energie 
vor. 
176 Zu den Partnerländern mit Kooperationsschwerpunkt 
Energie siehe Kasten 6. 
integrierten Programms durchgeführt werden. Um 
strukturelle Veränderungen im Stromsektor zu 
unterstützen, ist ein eng aufeinander abgestimmter 
Einsatz von TZ (z.B. capacity building von Regu-
lierungsinstanzen) und FZ (z.B. Finanzierung 
privater Betreibermodelle) und die Einbettung 
dieser Maßnahmen in einen konstanten Sektordia-
log erforderlich. 
Die Koordination mit anderen Gebern sollte wei-
ter verbessert werden. Dies ist aufgrund der gro-
ßen Finanzvolumina, der Komplexität des Prozes-
ses und der Notwendigkeit eines kohärenten Auf-
tretens der Geber zur Unterstützung politischer 
Reformen im Partnerland eine wichtige Voraus-
setzung für den Erfolg von Stromsektorreformpo-
litik. 
EZ sollte an Engpassfaktoren für erfolgreiche 
Sektorreformen ansetzen. Aus den vorliegenden 
Erfahrungen ergeben sich fünf Handlungsfelder 
im engeren Sinne, die in den folgenden Abschnit-
ten dargestellt werden: 
1. Die Vermittlung von best practices und die 
Unterstützung bei der Erarbeitung angepass-
ter Reformstrategien; 
2. die Bereitstellung von Finanzierungsmitteln 
und Garantien, um Reformen anzustoßen und 
das Länderrisiko abzufedern; 
3. das capacity building von Regulierungs-
instanzen; 
4. die Förderung der Stromversorgung armer 
Haushalte und ländlicher Regionen; 
5. die Integration von Klimaschutzinstrumenten 
in Stromsektorreformen. 
Auf zwei weitere Handlungsfelder, die in diesem 
Kontext wichtig sind, aber deutlich über die Sek-
torpolitik im Elektrizitätsbereich hinausgehen, 
wird in den folgenden Empfehlungen nicht weiter 
eingegangen: 
Es müssen allgemeine Bedingungen geschaffen 
werden, die förderlich für ausländische Direktin-
vestitionen in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern sind und die Risikoaufschläge im Kalkül der  
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Kasten 6: Die deutsche EZ im Energiesektor 
Der Energiesektor ist, gemessen am Mitteleinsatz, ein bedeutender Bereich der deutschen EZ. Zwischen 1996 und 
2001 hatten die Mittelzusagen für Energiemaßnahmen einen Anteil von 8,37 % an den gesamten bilateralen 
ODAa-Nettoauszahlungen Deutschlands.b Die Aufteilung der Zusagen im Energiesektor auf FZ und TZ spiegelt 
die hohe Kapitalintensität der Maßnahmen wieder: Von den 1.583 Mio. Euro im Zeitraum von 1996 bis 2001 ent-
fielen 92,5% auf die FZ und 7,5% auf die TZ.b 
Das Schaubild zeigt die Entwicklung der Mittelzusagen in der bilateralen EZ im Energiesektor, gegliedert nach 
Untersektoren. Auffällig ist der steigende Anteil der erneuerbaren Energien (ohne Wasserkraft) nach 1998, der 
nach dem Willen der Bundesregierung weiter ausgebaut werden soll. So wurde in den Koalitionsvereinbarungen 
der Bundesregierung (Oktober 2002) festgelegt, dass in den kommenden fünf Jahren jährlich 100 Mio. Euro je-
weils für regenerative Energien und Energieeffizienzmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden. Die deutlich 
steigenden Mittelzusagen im Bereich der regenerativen Energien nach 1998 lassen sich durch deren zunehmende 
Förderung in kapitalintensiven FZ-Vorhaben erklären. Der außerordentlich hohe Anteil im Jahr 2001 ist auf ein 
FZ-Vorhaben zur Finanzierung eines solarthermischen netzgekoppelten Kraftwerks in Indien zurückzuführen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Zuge der Schwerpunktbildung konzentriert die deutsche Bundesregierung ihre Zusammenarbeit im Energie-
sektor zunehmend auf einige wenige Partnerländer. Maßnahmen im Bereich der regenerativen Energien werden 
allerdings auch mit Partnerländern durchgeführt, mit denen als Kooperationsschwerpunkt der Umweltsektor ver-
einbart wurde. Die Partnerländer des BMZ mit dem Förderschwerpunkt Energie sind:c  
– Albanien 
– Bangladesch 
– Georgien 
– Indien (geplant) 
– Nepal 
– Pakistan. 
a Official Development Aid, definiert nach den Kriterien des Development Assistance Committee (DAC) der OECD. 
b Eigene Berechnung aufgrund von Angaben des BMZ (die Werte für das Jahr 2001 sind vorläufig) 
c Angaben des BMZ. 
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Investoren drücken. Dies betrifft die Struktur 
der Eigentumsrechte und die Leistungsfähig-
keit des Justizwesens, die makroökonomische 
und politische Stabilität in den Partnerländern 
sowie die internationale Finanzarchitektur.177 
— Um die besonderen Probleme kleiner nationa-
ler Elektrizitätsmärkte zu überwinden,178 soll-
te die internationale Integration dieser Märkte 
gefördert werden. Eine wichtige Vorausset-
zung hierfür sind stabile außenpolitische Be-
ziehungen zu den betreffenden Nachbarlän-
dern. 
6.1 Vermittlung von best practices und 
Unterstützung bei der Erarbeitung 
von angepassten Reformstrategien 
Die Erfahrungen in Lateinamerika und in anderen 
Teilen der Welt (z.B. Georgien, siehe Kasten 7) 
zeigen, dass die kritische Bewertung sogenannter 
best practices und die Entwicklung angepasster 
Reformstrategien von großer Bedeutung sind. 
Während die langfristige ökonomische Zielstruk-
tur des Sektors weitgehend unstrittig ist (Wettbe-
werb auf der Erzeugungs- und Verteilungsstufe, 
Privatisierung, unabhängige Regulierung), ist es 
häufig ungeklärt, wie ein an die makroökonomi-
schen, rechtlichen und politischen Bedingungen 
des Landes angepasster Reformprozess aussehen 
soll. Bei langfristig schlechten Rahmenbedingun-
gen sollte auf ein Engagement der EZ im Strom-
sektor verzichtet werden. Bestehen hingegen rea-
listische Chancen auf langfristige Reformerfolge, 
so müssen Reformstrategien erarbeitet werden, die 
an die konkreten Rahmenbedingungen der Part-
nerländer angepasst sind. 
Es ist wichtig, dass die (bi- und multilaterale) EZ 
die Entwicklung angepasster Reformstrategien 
nicht allein den privaten Beratungsunternehmen 
überlasst. Dies bedeutet nicht, dass keine Aufträge 
an die private Beratungswirtschaft vergeben wer-
                                                     
177 Vgl. hierzu beispielsweise Kete et al. (2001), Box 2 und 
die dort angegebene weiterführende Literatur. 
178 Vgl. Kap. 5, Punkt 13. 
den sollen. Allerdings muss diese adäquat gesteu-
ert werden, um zu verhindern, dass kurzfristige 
Ziele, wie die Maximierung der Privatisierungs-
erlöse, verfolgt werden. Ein möglicher Vorteil 
von EZ-Institutionen gegenüber Beratungsfirmen 
aus Industrieländern ist die Kenntnis der politi-
schen Strukturen in den Partnerländern und die 
entsprechende Berücksichtigung der politökono-
mischen Dimension bei der Konzipierung von 
Reformstrategien. Die deutsche EZ sollte ihre 
Beratungskompetenzen auf diesem Gebiet weiter 
ausbauen.  
Die wesentlichen Akteure der Partnerregierung 
und des Stromsektors sollten an der Erarbeitung 
des Reformkonzeptes in substantieller Weise be-
teiligt sein. Bei einer von den Gebern oder aus-
ländischen Investoren aufgedrängten Reformstra-
tegie bestehen wenig Aussichten auf die Heraus-
bildung von ownership.179 Die Moderation eines 
solchen Entscheidungsfindungsprozesses im Part-
nerland kombiniert mit der Vermittlung von best 
practices kann durch Langzeitexperteneinsätze 
gefördert werden. Hierbei ist es wichtig, dass die-
ser Entscheidungsfindungsprozess von Beginn an 
mit den verschiedenen bi- und multilateralen Ge-
bern abgestimmt wird, um einen Konsens zwi-
schen Partnerregierung und Gebern anzustreben. 
Es kann hilfreich sein, wenn die Geber die Part-
nerregierung dabei unterstützen, Lösungsstrate-
gien für Reformverlierer zu erarbeiten. Dies be-
trifft insbesondere die beiden sensiblen Punkte 
Tariferhöhungen und Entlassungen der Angestell-
ten staatlicher Stromunternehmen. Sollte sich eine 
geringe Unterstützung von Strukturreformen ab-
zeichnen, muss erwogen werden, die Förderung 
der Stromwirtschaft in dem betreffenden Land 
einzustellen.  
                                                     
179 Siehe Kasten 8 zu den Problemen mangelnder own-
ership. 
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Die Zusammenarbeit der deutschen EZ mit der 
Public-Private Infrastructure Advisory Facility 
(PPIAF)180 sollte verbessert werden. Diese auch 
                                                     
180 Zu mehr Informationen vgl. www.ppiaf.org. 
von Deutschland unterstützte multilaterale Fazili-
tät finanziert Sektorberatungsvorhaben im Infra-
strukturbereich und verfügt über ein Netzwerk 
von Spezialisten mit Erfahrungen in Ent-
wicklungs- und Schwellenländern. 
Kasten 7: Unterstützung von Stromsektorreformen unter schwierigen Rahmenbedingungen – das Beispiel 
Georgien 
Die deutsche FZ unterstützt durch die KfW mit Zusagen von über 108 Mio. Euro seit Ende der neunziger Jahre in 
enger Koordination mit anderen Gebern (Weltbank, EBRD, USAID) die Restrukturierung der georgischen Elektri-
zitätswirtschaft. U.a. finanziert sie gemeinsam mit der EBRD ein Sektorreformprogramm der Weltbank (Electricity 
Market Support Program). Bereits vorher, nämlich seit der schweren Energiekrise im Jahr 1995, war die KfW mit 
Soforthilfemaßnahmen in diesem Sektor tätig. Die Soforthilfemaßnahmen bezogen sich in erster Linie auf die Re-
habilitierung von Erzeugungs- und Übertragungskapazitäten. 
Die Rahmenbedingungen für die Reformen sind nach wie vor äußerst schwierig: 
— Die staatlichen Institutionen haben im Zuge der politischen Entwicklung in den neunziger Jahren einen Autori-
tätsverlust erlitten. Hiermit ist eine geringe Planungs- und Rechtssicherheit, auch in der Stromwirtschaft, ver-
bunden. 
— Die gesamtwirtschaftliche Lage war in den neunziger Jahren durch eine tiefe Rezession gekennzeichnet. Dies hat 
dazu geführt, dass eine große Mehrheit der Stromverbraucher eine geringe Zahlungsfähigkeit aufweist. 
— Die Lage des Stromsektors ist durch Illiquidität fast aller an der Stromversorgung beteiligten Unternehmen 
infolge niedriger Inkassoraten (ca. 28% im September 2002), extrem ineffizienten Stromverbrauch, teilweise 
mangelhafte Betriebsführung und anhaltende Stromausfälle gekennzeichnet. 
Die Reformanstrengungen der georgischen Regierung, unterstützt durch die Gebergemeinschaft, haben einige 
wichtige Teilergebnisse hervorgebracht: 
— Der staatliche integrierte Stromkonzern wurde vertikal entflochten und die entstandenen Unternehmen als pri-
vatrechtliche Kapitalgesellschaften verfasst (allerdings befinden sich diese überwiegend noch in staatlichem 
Eigentum). 
— Mit dem Energieunternehmen AES aus den Vereinigten Staaten konnte ein ausländischer Investor gewonnen 
werden. 
— Eine formal unabhängige Regulierungsbehörde sowie ein Großhandelsmarkt für Elektrizität wurden geschaf-
fen. 
— Die wichtigsten Schaltstellen des Elektrizitätssystems (Systembetrieb und Stromübertragung) werden in zeit-
lich begrenzten Managementverträgen ausländischen Kontraktoren übertragen. 
Insbesondere bei den Privatisierungen (AES), die zu einem sehr frühen Zeitpunkt im Reformprozess stattgefunden 
haben, ist es jedoch fraglich, ob diese tatsächlich als Erfolg zu werten sind: Die Verkaufserlöse der Stromerzeu-
gungsanlagen betrugen lediglich einen Bruchteil der internationalen Vergleichswerte. Außerdem gelingt es AES 
aufgrund seiner starken Position, Sonderkonditionen für seine Unternehmen durchzusetzen, die zu Wettbewerbs-
verzerrungen führen. 
Nicht zuletzt aufgrund dieser Erfahrungen unterstützen die Geber inzwischen eine stufenweise Privatisierungs-
strategie, im Rahmen derer die Stromwirtschaft durch die Vergabe von privaten Managementverträgen und gleich-
zeitigem Einwirken auf die Verbesserung der Rahmenbedingungen (u.a. allmähliche Anhebung der Stromtarife auf 
ein kostendeckendes Niveau, Verbesserung der Zahlungsmoral, Reduktion des Stromdiebstahls, Erhöhung der 
Rechtssicherheit für private Unternehmen) erst mittel- bis langfristig auf eine weitreichende Privatisierung vorbe-
reitet werden soll. Als Instrumente hierfür setzen die Geber u.a. den gemeinsamen Sektordialog und eine koordi-
nierte Auflagenpolitik ein. 
Insgesamt ist die Situation im georgischen Stromsektor trotz massiver Investitionen durch die Geber nach wie vor 
kritisch. Außerdem stoßen die Reformmaßnahmen auf großen politischen Widerstand, auch im georgischen Parla-
ment. Hierdurch wird beispielsweise die Ratifizierung von Darlehensverträgen der deutschen und multilateralen 
FZ verzögert. Ein vorläufiges Scheitern der Restrukturierung ist daher nicht ausgeschlossen. 
Quelle:  KfW (Stand Oktober 2002) 
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Mit Langzeitexperteneinsätzen zur Sektorpolitik-
beratung können insbesondere dann strukturbil-
dende Effekte erzielt werden, wenn diese im 
Rahmen einer sektorweiten langfristigen Strategie 
sowie in enger Koordination mit anderen Gebern 
und mit FZ-Maßnahmen erfolgen.181 Bei Bedarf 
können diese Einsätze durch systematische Kurz-
zeitexperteneinsätze ergänzt werden. Die Stärke 
von Langzeitexperten liegt in der Chance, den 
Entscheidungsfindungsprozess innerhalb der Part-
nerregierung und zwischen der Partnerregierung 
und den stakeholders im Partnerland nachhaltig zu 
moderieren und auf diese Weise Reform-ownership 
herzustellen (siehe oben). 
Zu begrüßen ist die Einrichtung des bis 2004 be-
fristeten Sektorvorhabens "Public Private Part-
nership (PPP) im Infrastrukturbereich" durch das 
BMZ, mit dem die GTZ seit 1998 beauftragt ist. 
                                                     
181 Vgl. Foerster et al. (2000) für eine Evaluation der Sek-
torpolitikberatung im Infrastrukturbereich. 
Ziel des Vorhabens ist es, eine Strategie und ein 
Beratungskonzept zu erstellen, mit denen die Ein-
bindung des Privatsektors in den Infrastrukturbe-
reich von Entwicklungs- und Transformationslän-
dern entwicklungspolitisch sinnvoll bewirkt wer-
den kann.182 Mit dem Sektorvorhaben kann ein 
Impuls für den Ausbau von Kompetenz auf die-
sem Gebiet gegeben werden. Allerdings bildet der 
Bereich umfassender Restrukturierungen im E-
lektrizitätssektor keinen Schwerpunkt im Rahmen 
des Projekts. Dominierende Themen im Energie-
sektor sind Energieeffizienz und regenerative 
Energien. Insgesamt erscheint es wichtig, dass die 
Erfahrungen aus dem Sektorvorhaben nicht allein 
in der GTZ berücksichtigt werden, sondern in eine 
gemeinsame Sektorstrategie von TZ und FZ ein-
gespeist werden. 
                                                     
182 Vgl. GTZ (2001), S. 5. Zu mehr Informationen über 
dieses Sektorvorhaben vgl. www.gtz.de/ppi. 
Kasten 8: Stromsektorreformen und mangelnde ownership bei den Partnern – das Beispiel Bangladesch 
Trotz jahrzehntelanger Unterstützung der bangladeschischen staatlichen Stromwirtschaft durch die internationale 
Gebergemeinschaft in Form von TZ und FZ wies der Sektor bis in die jüngere Vergangenheit äußerst unbefriedigen-
de Indikatoren auf (u.a. hohe Systemverluste, niedrige Inkassoraten und finanzielle Verluste in der Größenordnung 
der staatlichen Gesundheitsausgaben). 
Reformen im Sinne einer umfassenden Restrukturierung wurden von den Gebern seit Ende der achtziger Jahre ge-
fördert und mit einer Auflagenpolitik verbunden. Allerdings verliefen die Reformen äußerst schleppend und haben 
erst in den letzten Jahren zu allmählichen strukturellen Veränderungen geführt. So ist für das laufende Jahr 2002 die 
Schaffung einer unabhängigen Regulierungsbehörde auf Basis eines neuen Elektrizitätsgesetzes vorgesehen. Außer-
dem haben wichtige Schritte in Richtung einer vertikalen Entflechtung des vormaligen Monopolisten Bangladesh 
Power Department Board (BPDB) stattgefunden (u.a. die Gründung und Operationalisierung der Übertragungsge-
sellschaft Power Grid Company of Bangladesch sowie die Ausgründung des Dampfkraftwerks Ashuganj als Unter-
nehmen aus dem BPDB). 
Eine Hauptursache für den in der Vergangenheit schleppenden Gang der strukturellen Veränderungen war die man-
gelnde ownership wichtiger Akteure am Reformprozess. Interessengruppen in den Reihen der betroffenen Institutio-
nen (BPDB, Arbeitnehmer staatlicher Stromunternehmen) profitieren von dem etablierten System und haben 
Nachteile durch effizienzsteigernde Reformen. Diesen Gruppen ist es immer wieder gelungen, den Reformprozess 
zu verzögern und ihre Besitzstände zu wahren. 
Die enge Koordination unter den Gebern, u.a. in Form gemeinsamer und kohärenter Auflagen, der verstärkte Geber-
dialog mit den stakeholders (Unternehmen, Gewerkschaften) sowie die Abstimmung mit der Partnerregierung haben 
dazu beigetragen, dass inzwischen die ersten Schritte im Restrukturierungsprozess getan wurden. Auch wichtige 
Indikatoren haben sich jüngst verbessert: So konnten bspw. die Systemverluste von 35% (1998) auf ca. 29% (2002) 
verringert und die Inkassorate verbessert werden. Zudem stieg die Elektrifizierungsquote von 15% (1999) auf 20% 
(2002). 
Quelle:  KfW (Stand September 2002) 
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6.2 Bereitstellung angepasster Finanzie-
rungsinstrumente 
Neben der Entwicklung angepasster Reformstra-
tegien ist die Bereitstellung maßgeschneiderter 
Finanzierungsinstrumente eine weitere wichtige 
Aufgabe für die EZ. Hierfür kommt, angepasst an 
das Stadium im Reformprozess und an die Rah-
menbedingungen des Partnerlandes, der Einsatz 
der gesamten Palette von FZ-Instrumenten in Fra-
ge – von Zuschüssen über Standard-Darlehen und 
Darlehen mit Marktmittelbeimischung bis hin zur 
Bereitstellung von Eigenkapital für Privatunter-
nehmen.183 
Es sollte stets überprüft werden, ob die Vorausset-
zungen für die Finanzierung von PPP erfüllt sind. 
Allerdings sollte dies nicht dazu führen, dass PPP 
um jeden Preis gefördert wird. Die notwendigen 
Rahmenbedingungen für Privatisierungen sollten 
ebenso beachtet werden wie das adäquate sequen-
cing der Reformschritte. In einzelnen Fällen kann 
dies bedeuten, dass eine Privatisierung erst mittel- 
bis langfristig angestrebt werden sollte.184 Außer-
dem sollte selbstverständlich gewährleistet sein, 
dass es zu keinen kurzfristigen Mitnahmeeffekten 
kommt, sondern die Anreize für das finanzierte 
private Unternehmen mittel- bis langfristig im 
Einklang mit den entwicklungspolitischen Zielen 
im Stromsektor stehen. 
Das FZ-Instrumentarium sollte weiter differen-
ziert werden. Beispielsweise fehlt der deutschen 
FZ ein Garantieinstrument nach dem Vorbild der 
MIGA.185 Garantien können gezielt das Länderri-
siko abfedern und auf diese Weise die direkte 
Mobilisierung privaten Kapitals fördern. Auch 
wäre in vielen Fällen eine Flexibilisierung der 
Laufzeiten von IDA- und Standard-Darlehen186 
                                                     
183 Das letztgenannte Instrument betrifft die DEG; die 
zuvor genannten Instrumente betreffen die KfW. 
184 Siehe Lehren des Kapitels 5 sowie Kasten 7. 
185 Multilateral Investment Guarantee Agency. 
186 IDA-Darlehen: Von der KfW bereitgestellte konzessio-
näre Darlehen zu den gleichen Konditionen wie die Dar-
lehen der Weltbanktochter IDA (International Devel-
wünschenswert, um die Rückzahlungsverpflich-
tungen direkt an den Rückzahlungsstrom aus dem 
finanzierten Investitionsprojekt zu koppeln. 
Schließlich verkomplizieren die Verfahren im 
Rahmen der konzessionären FZ die Zusammenar-
beit mit dem Privatsektor. Um einen privaten 
Betreiber zu finanzieren, muss der Partnerstaat als 
Darlehensnehmer auftreten und das Darlehen in 
einem Weiterleitungsvertrag an das private Unter-
nehmen übertragen werden. Alternativ kann das 
Darlehen direkt an ein privates Unternehmen ver-
geben werden; allerdings muss die Partnerregie-
rung in diesem Fall eine Staatsgarantie geben. Ein 
Nachteil dieses aufwändigen Verfahrens ist, dass 
bei Vertragsänderungen in der Regel die Zustim-
mung der Partnerregierung bzw. des Parlaments 
erforderlich ist, was zu erheblichen Verzögerun-
gen führen kann.187 
Die operationalen Prüfungskriterien188 (OPK) für 
Stromversorgungsprojekte der KfW sollten im 
Zusammenhang mit der Begleitung von Stromsek-
torreformen weiterhin flexibel angewendet wer-
den. Eine strenge Interpretation der OPK würde 
dazu führen, dass sich die deutsche FZ an der 
Begleitung von Stromsektorreformen in vielen 
Fällen nicht beteiligen kann. Daher ist es zu be-
grüßen, dass die OPK dynamisch interpretiert 
werden, um zu ermöglichen, dass Länder mit mä-
ßiger aktueller performance im Stromsektor aber 
guten Reformperspektiven mit FZ-Mitteln unter-
stützt werden. Entscheidend ist es allerdings, aus-
                                                                                  
opment Association): Zinssatz von 0,75% und Laufzeit 
von 40 Jahren bei 10 Freijahren. 
 Standard-Darlehen: Von der KfW bereitgestellte kon-
zessionäre Darlehen zu folgenden Konditionen: Zinssatz 
von 2% und Laufzeit von 30 Jahren bei 10 Freijahren. 
187 Allerdings kann es von Vorteil sein, dass die Partnerre-
gierung der Darlehensnehmer ist, da auf diese Weise po-
litischer Einfluss, beispielsweise in Form von Auflagen, 
ausgeübt werden kann. Im Rahmen von Sektorreformen 
sind sowohl Instrumente nötig, die eine unkomplizierte 
Finanzierung des privaten Sektors erlauben als auch In-
strumente, die eine politische Einflussnahme ermögli-
chen. 
188 Diese definieren inhaltliche Mindestanforderungen, die 
als Voraussetzung für die Durchführung eines FZ-
Vorhabens im Stromsektor und für ein positives Prü-
fungsvotum erfüllt sein müssen. 
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sagekräftige Kriterien für die Beurteilung der 
Reformperspektiven zu finden. Auf diesem Gebiet 
sind noch viele Fragen offen. 
Die bilateralen FZ-Mittel sollten in enger Koordi-
nation mit den Finanzierungsinstrumenten anderer 
Geber eingesetzt und die Auszahlungsvorausset-
zungen unter den Gebern abgestimmt werden. 
Durch diese gemeinsame Konditionalität der fi-
nanziellen Zusammenarbeit kann die Kohärenz 
und die Kontinuität des Reformprozesses geför-
dert werden. Mittelfristig sollte ein FZ-Konzept in 
Hinblick auf die zunehmende Bedeutung von 
basket funding189 im Rahmen von Stromsektorre-
formprogrammen entwickelt werden. 
6.3 Capacity building 
Das capacity bzw. institution building, insbeson-
dere von Regulierungsinstanzen, aber auch von 
anderen betroffenen staatlichen Institutionen (Jus-
tizwesen, Wettbewerbsaufsicht, gegebenenfalls 
Systembetrieb), ist ein weiteres wichtiges Hand-
lungsfeld für die EZ.  
Es ist darauf zu achten, dass das capacity bzw. 
institution building mit den übrigen Restrukturie-
rungsschritten koordiniert sowie mit den FZ-
Maßnahmen abgestimmt wird. Die Maßnahmen 
zum Aufbau und zur Qualifizierung von Regulie-
rungsinstanzen müssen bereits zu einem relativ 
frühen Zeitpunkt im Reformprozess begonnen 
werden, da sie zeitintensiv sind und die Regulie-
rungsinstanzen mit Wirksamkeit der neuen Sek-
torstruktur einsatzbereit sein müssen. Auch sollte 
der Schnittstelle zwischen Regulierungsinstanzen 
und Justizwesen eine hohe Aufmerksamkeit ge-
schenkt werden. Bei geringer Fachkompetenz im 
Partnerland ist die langfristige Entsendung von 
Regulierungsexperten zu erwägen. 
Die deutsche EZ sollte auf dem Gebiet des capa-
city building von Regulierungsinstanzen eng mit 
anderen Gebern zusammenarbeiten, die dieses 
                                                     
189 Zum Begriff basket funding vgl. Klingebiel (2002), Kap. 
2.2. 
Handlungsfeld aufgrund ihrer spezifischen Kom-
petenzen besser abdecken können. In der deut-
schen TZ liegen auf diesem speziellen Gebiet 
bisher erst geringe Erfahrungen vor, was sich 
durch die fehlende Tradition der Regulierung 
liberalisierter Strommärkte in Deutschland erklä-
ren lässt. Das Handlungsfeld wird in der internati-
onalen EZ-Landschaft weitgehend von im anglo-
amerikanischen Raum angesiedelten Gebern und 
privaten Beratungsunternehmen besetzt. 
6.4 Förderung der Stromversorgung 
armer Haushalte und ländlicher 
Regionen 
Die Erfahrungen aus Lateinamerika und anderen 
Regionen zeigen, dass die Stromversorgung der 
Landbevölkerung und der städtischen Armen im 
Rahmen einer umfassenden Restrukturierung in 
der Regel subventioniert werden muss, wenn man 
nicht in Kauf nehmen will, dass diese Bevölke-
rungsschichten trotz der Strukturreformen von der 
Stromversorgung ausgeschlossen bleiben. 
Es sollte darauf hingewirkt werden, dass die Be-
dürfnisse der städtischen Armen und der ländli-
chen Bevölkerung frühzeitig bei der Konzeption 
der Reformstrategie berücksichtigt werden. Drei 
strukturelle Elemente sind besonders wichtig: 
— das Mandat der Regulierungsinstanz hinsicht-
lich der Definition und Anpassung von Sozi-
altarifen, die eine Subventionierung von Ar-
men erlauben; 
— die Anreize und Bestimmungen hinsichtlich 
des Neuanschlusses von Nutzern in den Kon-
zessionsverträgen der Stromverteilungsunter-
nehmen, beispielsweise in Form von An-
schlussverpflichtungen; 
— das Vorhandensein einer sektorkonformen 
langfristigen Strategie zur ländlichen Elek-
trifizierung. 
Wichtig ist, dass Subventionsverfahren transpa-
rent und zielgerichtet sind, dass die Höhe der 
Subventionen publik gemacht wird und dass die 
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Quellen zur Finanzierung der Subventionen deut-
lich benannt und dauerhaft gesichert sind. 
Die Beteiligung an der Konzipierung und Finan-
zierung ländlicher Elektrifizierungsfonds sollte 
erwogen werden. Wichtige Elemente eines sol-
chen Förderansatzes sind folgende: Bei der Aus-
wahl der Elektrifizierungsprojekte sollte deren 
Beitrag zur ländlichen Entwicklung berücksichtigt 
werden. Es ist wichtig, dass die Vergabe der Pro-
jekte über ein transparentes Verfahren erfolgt, 
unter Ausnutzung des Wettbewerbs um Märkte. 
Ein Vergabekriterium sollte die Minimierung der 
nötigen Subventionen für das Elektrifizierungs-
projekt sein. Es ist anzustreben, dass sich alle 
beteiligten Parteien an den Investitionskosten des 
Elektrifizierungsprojektes beteiligen: der Strom-
verteilungskonzessionär, der Elektrifizierungs-
fonds und im Idealfall auch die Nutzer. Die Be-
triebskosten müssen gedeckt und die Wartung 
langfristig gesichert sein. Der Fonds sollte offen 
für die technologische Option zur Versorgung der 
ländlichen Haushalte sein und explizit netzunge-
bundene Systeme auf Basis erneuerbarer Energien 
berücksichtigen.190 
6.5 Integration von Klimaschutz-
instrumenten in Stromsektor-
reformen 
Über die Verbesserung der Allokations- und E-
nergieeffizienz haben Sektorreformen nach dem 
Vorbild der umfassenden Restrukturierung einen 
positiven Effekt auf die ökologische Zielebene. 
Um allerdings eine ökologisch nachhaltige Ener-
gieversorgung (Umstellung der Energiematrix auf 
regenerative Energien, weitere Erhöhung der 
Energieeffizienz in der Endnutzung) zu erreichen, 
sind zusätzliche strukturelle Maßnahmen nötig, 
insbesondere die Integration von Klimaschutz-
maßnahmen in die Reformkonzepte. Dieser Punkt 
wird in der Praxis häufig zu wenig beachtet. 
                                                     
190 In ländlichen Gegenden mit geringer Verbrauchsdichte 
stellen netzungebundene Systeme auf Basis erneuerbarer 
Energien häufig eine kosteneffiziente Versorgungs-
option dar. Siehe 6.5. 
Dank des hohen politischen Stellenwertes des 
Klimaschutzes in Deutschland, den aus diesen 
Gründen bereitgestellten beträchtlichen Finanz-
mitteln, der großen technologischen Kompetenz in 
den Bereichen regenerative Energien und Ener-
gieeffizienz sowie der Erfahrungen mit ihrer För-
derung durch regulative Maßnahmen im eigenen 
Land besteht hier die Chance für die deutsche EZ, 
ein eigenes Profil zu zeigen und Lösungsstrate-
gien anzubieten. Da die ökologische Zieldimensi-
on im Rahmen von Reformstrategien in Ent-
wicklungs- und Schwellenländern in der Regel 
keinen hohen Stellenwert genießt, ist dies eine 
große Herausforderung. 
Eine wichtige Aufgabe ist es, die Klimaschutzin-
strumente mit der marktorientierten Restrukturie-
rung des Stromsektors zu verknüpfen und das 
Thema in der Sektorreformagenda für Entwick-
lungs- und Schwellenländer zu verankern. Der 
Klimaschutz darf nicht isoliert von den Themen 
Liberalisierung, Privatisierung und Regulierungs-
reform im Stromsektor gesehen werden, da die 
Klimaschutzinstrumente an die Sektorstruktur 
angepasst werden müssen. Regulierungskonzepte 
zur Förderung des Klimaschutzes sollten zu einem 
frühzeitigen Zeitpunkt in den Moderations- und 
Verhandlungsprozess von Reformstrategien ein-
gespeist werden. 
Nicht kleinteilige Projekte zur Förderung regene-
rativer Energien und von Energieeffizienz sind 
anzustreben, sondern die Anpassung der Rahmen-
bedingungen des Stromsektors191 und die Verzah-
nung der strukturellen mit der Projektebene. Ohne 
strukturelle Maßnahmen, wie beispielsweise die 
Anpassung der Tarife für Strom aus konventionel-
len Energien zumindest an die betriebswirtschaft-
lichen Kosten,192 haben regenerative Energien und 
Energieeffizienzmaßnahmen keine Chance, sich 
                                                     
191 Regenerative Energien und Energieeffizienz spielen 
auch außerhalb des Elektrizitätssektors eine wichtige 
Rolle (Transport, Wärmeenergie zum Heizen und Ko-
chen etc.). Hier wird allein auf den Elektrizitätssektor 
eingegangen. 
192 Langfristig ist anzustreben, dass die Tarife auch die 
externen Kosten (Umwelt- und Klimaschäden) wider-
spiegeln. 
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im Elektrizitätssektor durchzusetzen. Es sollten 
weniger Demonstrationsprojekte als vielmehr 
marktgängige Vorhaben mit Breitenwirksamkeit 
gefördert werden. Auch hierfür sind die Rahmen-
bedingungen des Energiesektors und die relativen 
Preise der energetischen Alternativen entschei-
dend. 
Es ist wichtig, die Partnerregierungen in einem 
konstanten Politikdialog für das Thema Klima-
schutz zu sensibilisieren. Dies ist keine leichte 
Aufgabe. Kurzfristig besteht aufgrund der höheren 
einzelwirtschaftlichen Kosten von Klimaschutz-
maßnahmen (z.B. Einspeisevergütungen für rege-
nerative Energien, die über den Tarifen für kon-
ventionelle Energien liegen) ein Zielkonflikt zwi-
schen Investitionen in Klimaschutz und Investiti-
onen in konventionelle Energieprojekte. Daher 
haben viele Entwicklungs- und Schwellenländer 
hier eine ablehnende Haltung. In den Konsultatio-
nen und Regierungsverhandlungen sollte auf diese 
Bedenken eingegangen und eine Lösungsstrategie 
angeboten werden. Die deutsche Bundesregierung 
hat auf diesem Gebiet eine relativ starke Verhand-
lungsposition, da sie dem Thema im eigenen Land 
einen hohen Stellenwert beimisst und die entspre-
chenden Klimaschutzmaßnahmen umsetzt. 
Es ist anzustreben, das Instrument Clean Deve-
lopment Mechanism (CDM)193 mit dem bilateralen 
EZ-Instrumentarium zu verknüpfen. Das gleiche 
gilt für Finanzierungsmittel aus der Global Envi-
ronmental Facility (GEF).194 Auf diese Weise 
                                                     
193 Der CDM, in Artikel 12 des Kyoto-Protokolls festge-
legt, ermöglicht es Industrie- und Entwicklungsländern, 
gemeinsam Klimaschutz-Projekte in Entwicklungslän-
dern durchzuführen. Das Projekt wird vom Industrieland 
finanziert. Die hierdurch im Entwicklungsland vermie-
denen Emissionen darf das Industrieland sich als Emis-
sionsguthaben (Certified Emission Reductions, CER) 
gutschreiben lassen. Für Projekte, die direkt CER gene-
rieren (die in den Industrieländern einen Marktpreis ha-
ben und deswegen ein Finanzierungsinstrument darstel-
len) darf keine offizielle Entwicklungshilfe (ODA) ein-
gesetzt werden. Vgl. Bundesumweltministerium (2001), 
S. 10. Zur Verknüpfung von CDM und ODA vgl. Kete 
et al. (2001). 
194 Für nähere Informationen zur GEF vgl. www.gefweb. 
org. 
kann es gelingen, zusätzliche Mittel zur bilatera-
len EZ in den Klimaschutzbereich zu leiten. Dies 
kann die Attraktivität von Klimaschutzmaßnah-
men für die Partnerregierungen erhöhen, da die 
Klimaschutzmaßnahmen nicht „zu Lasten“ des 
übrigen EZ-Budgets für das betreffende Land 
finanziert werden. 
Die Stromversorgung ländlicher Gebiete mit netz-
ungebundenen Systemen ist ein Teilbereich, in 
dem regenerative Energien unter betriebswirt-
schaftlichen Kostengesichtspunkten häufig wett-
bewerbsfähig sind und sollte daher besondere 
Aufmerksamkeit erhalten. Hier entsteht eine po-
tentielle Win-Win-Situation zwischen der sozialen 
Integration ländlicher Haushalte und dem Klima-
schutz.195 Allerdings sind bei netzungebundenen 
Systemen auf der Basis regenerativer Energien 
noch einige Fragen offen, was die institutionelle, 
finanzielle und technische Nachhaltigkeit in der 
Praxis angeht. Auch hier gilt, dass die sektoralen 
Rahmenbedingungen angepasst werden müssen, 
damit solche Systeme nachhaltig funktionieren. 
Es sollte Klarheit über die Höhe der inkrementa-
len Kosten196 geschaffen werden, die bei der För-
derung von klimaschutzrelevanten Vorhaben als 
adäquat angesehen werden. Die inkrementalen 
Kosten stellen einen wichtigen Indikator für die 
Auswahl förderungswürdiger Klimaschutzvorha-
ben dar. Da EZ-Mittel knapp sind, ist aus Gründen 
der Kosteneffizienz zu fordern, dass vorzugsweise 
Maßnahmen mit niedrigen inkrementalen Kosten 
pro vermiedener Einheit Treibhausgas gefördert 
werden. In der bilateralen FZ dienen die CO2–
Vermeidungskosten als Orientierung für die Ent-
scheidung über die Förderungswürdigkeit von Vor-
haben.197  
                                                     
195 Der Beitrag zum Klimaschutz sollte nicht überschätzt 
werden. Ländliche Haushalte haben einen geringen 
Strombedarf; dementsprechend sind auch die eingespar-
ten Treibhausgasemissionen gering. 
196 Die inkrementalen Kosten ergeben sich aus der Diffe-
renz der Lebenszykluskosten zwischen der Stromerzeu-
gung auf Basis regenerativer Energien und der konven-
tionellen Stromerzeugung (Referenzalternative). Vgl. 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (2001), Abschnitt 2.3. 
197 Vgl. Kreditanstalt für Wiederaufbau (2001). 
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Anhang 
 
 
 
 
Tabelle A1: Entwicklung des jährlichen Stromendverbrauchs ausgewählter lateinamerikanischer 
Staaten sowie der Gesamtregion Lateinamerika und der Karibik, 1985-2000  
(Angaben in GWh) 
 1985 (1) 1990 (2) 2000 (3) 3/1 3/2 
Argentinien 36.859 40.354 73.658 2,0 1,8 
Bolivien 1.502 1.779 3.223 2,1 1,8 
Brasilien 167.340 210.820 320.489 1,9 1,5 
Chile 11.537 15.432 36.598 3,2 2,4 
Costa Rica 2.561 3.329 5.757 2,2 1,7 
Ekuador 3.745 4.807 7.835 2,1 1,6 
El Salvador 1.502 1.768 3.686 2,5 2,1 
Guatemala 1.408 1.978 3.819 2,7 1,9 
Honduras 1.065 1.489 3.221 3,0 2,2 
Kolumbien 19.845 26.869 33.335 1,7 1,2 
Mexiko 70.376 92.123 156.013 2,2 1,7 
Nicaragua 1.054 1.162 1.588 1,5 1,4 
Panama 1.998 2.061 4.162 2,1 2,0 
Paraguay 1.069 1.940 4.477 4,2 2,3 
Peru 10.664 11.792 17.340 1,6 1,5 
Uruguay 3.153 3.806 6.422 2,0 1,7 
Venezuela 36.030 45.009 60.553 1,7 1,3 
Lateinamerika 
und die Karibik 
390.392 488.629 774.451 2,0 1,6 
Quelle:  OLADE SIEE (www.olade.org.ec) und eigene Berechnungen. 
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